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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Die Vollversammlung der IHK Frankfurt schließt bald ihre Ar-
beitsperiode von April 2009 bis März 2014 ab. Die fünf arbeit-
samen Jahre haben den Standorten in der Metropolregion Frank-

furtRheinMain nach der tiefen Finanz- und Konjunkturkrise wieder den 
nötigen Aufwind gebracht. Die herausragende Position der Region im 
Vergleich mit anderen Wirtschaftszentren auf der globalen Landkarte 
konnte erfolgreich behauptet werden.

Zum Erreichen dieses Ziels und zur nachhaltigen Sicherung der 
Vorrangstellung hat die Vollversammlung zahlreiche Impulse gege-
ben und Initiativen angestoßen. Das neue Metropolregion-Gesetz mit 
der Einbindung der Wirtschaft in die Regionalentwicklung, die Neu-
aufstellung des Standortmarketings FrankfurtRheinMain, die Hervor-
hebung des Industriestandorts Frankfurt, die Begleitung der neuen 
Regulierungsarchitektur für den Finanzplatz Frankfurt, die Maßnah-
men zur Fachkräftesicherung mit Demografienetzwerk: Dies sind eini-
ge Beispiele für die Entwicklungen, die die IHK-Vollversammlung auf 
den Weg gebracht hat. 

Vom 22. Januar bis zum 18. Februar steht die Wahl zur neuen Voll-
versammlung an. Wir wünschen uns eine rege Beteiligung der Mit-
glieder an der Wahl. Der Einsatz lohnt, denn die Selbstverwaltung der 
Wirtschaft sichert unternehmerische Freiheit in gesellschaftlicher Ver-
antwortung.

Doch nun wünsche ich Ihnen zunächst ein gesegnetes Weihnachtsfest 
und einen glücklichen Start ins neue Jahr.

Der Einsatz lohnt

„Die Selbstverwaltung der Wirtschaft 
sichert unternehmerische Freiheit  

in gesellschaftlicher Verantwortung.“

Editorial

Matthias Gräßle
Hauptgeschäftsführer 
IHK Frankfurt
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Euro-Stabilität bewahren
Mario Draghi, EZB-Chef und Festredner beim IHK-Jah-
resempfang, verbreitete Zuversicht: „Die dunkelsten Wol-
ken über dem Euroraum haben sich verzogen.“ Der Abbau 
von Ungleichgewichten habe im Euroraum an Fahrt ge-
wonnen, in den Defizitländern sei ein umfassender, zu-
gleich aber schwieriger und schmerzhafter Anpassungs-
prozess in Gang gekommen. „Aber nur so werden diese 
Länder auf den Pfad zu solidem Wachstum zurückfin-
den“, meinte Draghi. Die EZB tue im Rahmen ihres Man-
dats alles, um die Stabilität des Euro zu bewahren: „Denn 
nur eine Währung, deren Zukunft nicht in Zweifel steht, 
kann stabil sein.“

Global Business Week
Das Thema „Wettbewerb der Metropolregionen” stand 
im Fokus der Global Business Week. In seiner Eröff-
nungsrede forderte IHK-Präsident Prof. Mathias Mül-
ler eine effizientere regionale Zusammenarbeit. Auch in 
den Diskussionsrunden herrschte Konsens: Die Stärken 
der Region müssten gemeinsam weiterentwickelt wer-
den. Hierzu sei eine vertiefte interkommunale Zusam-
menarbeit unerlässlich, die verantwortlichen lokalen 
Akteure müssten ihre Partikularinteressen zurückstel-
len. Weitere Themenschwerpunkte der Global Busi-
ness Week waren das Spannungsfeld zwischen Stadt-
entwicklung und urbanem Raum sowie der Kulturraum 
FrankfurtRheinMain.

Hightech-Standort Israel
Höhepunkt der Konferenz „Hightech-Standort Isra-
el“, die Anfang Mai stattfand, war der Vortrag von 
Avi Primor, dem ehemaligen israelischen Botschaf-
ter in Frankfurt. Er erinnerte daran, wie wichtig das 
gegenseitige Vertrauen der Menschen für die Annä-
herung zwischen Staaten sei. Insbesondere ist es ein 
Verdienst der ehemaligen Frankfurter Oberbürgermei-
sterin Petra Roth, die akademischen und kulturellen 
Beziehungen zwischen den Partnerstädten Frankfurt 
und Tel Aviv gefördert zu haben; hierfür hatte sie 2005 
die Ehrendoktorwürde der Tel Aviv University erhal-
ten. Roth ermunterte Gründer und Investoren zu noch 
mehr Investitionen in Israel.

IHK-Magazin goes App
Ende 1877 gab die IHK Frankfurt erstmals ihre „Mit-
teilungen des Secretariats“ heraus. Im Laufe von Jahr-
zehnten wandelte sich das amtliche Bekanntmachungs-
organ zu einem modernen Unternehmermagazin für die 
Region FrankfurtRheinMain. Zu Beginn des 136. Jahr-
gangs hieß es: IHK WirtschaftsForum goes App. Seit Feb-
ruar können die Leser das Magazin auch als App kosten-
los auf ihr Tablet laden und sich sowohl in der U-Bahn 
als auch am Flughafen oder im Urlaub über das regio-
nale Wirtschaftsgeschehen oder über die Services der 
IHK Frankfurt informieren. Download unter www.frank-
furt-main.ihk.de/wifo-app.

IHK WIRTSCHAFTSFORUM GOES APP

HEUTE SCHON GEAPPT?

Lesen Sie das IHK Wirtschafts-
Forum ab sofort auch digital: 

Laden Sie sich die App über 
den App-Store oder Google 

Play kostenfrei auf Ihr Tablet.
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Ein Modell für Griechenland
In Griechenland ist mehr als jeder zweite Jugendliche 
arbeitslos, eine dem dualen System vergleichbare Aus-
bildung existiert dort nicht. Ende Januar informierte sich 
eine griechische Delegation mit Innenminister Evripi-
dis Stylianidis im IHK-Bezirk Frankfurt, wie duale Aus-
bildung funktioniert. Angedacht ist nämlich, das deut-
sche Erfolgsmodell nach Griechenland zu exportieren. 
Unter anderem war die Delegation in der Konrad-Ade-
nauer-Schule in Kriftel sowie im Best-Western-Premier-  
IB-Schulungshotel Friedberger Warte zu Gast. Diese Aus-
bildungseinrichtung soll beispielgebend für den Aufbau 
einer Berufsschule in Griechenland sein.

Zusammenarbeit vertiefen
Anfang Februar wurde der mit 6 000 Euro dotierte Hans-
Messer-Preis der IHK Frankfurt verliehen. Bereits zum 
16. Mal wurden Abschlussarbeiten der FH Frankfurt im 
Namen des 1997 verstorbenen, langjährigen Präsidenten 
und Ehrenpräsidenten der IHK Frankfurt, Dr. Hans Mes-
ser, prämiert. „Wir wollen mit dem Preis die guten Kon-
takte und die Zusammenarbeit zwischen der FH Frank-
furt und der Wirtschaft vertiefen“, betonte IHK-Präsident 
Prof. Mathias Müller. Gleichzeitig solle durch die Aus-
zeichnung von besonders praxisorientierten Abschluss-
arbeiten gezeigt werden, dass Wissenschaft und Wirt-
schaft voneinander profitieren.

Baumeister der Lüfte
Auch wenn es kaum bekannt ist: Die IHK Frankfurt 
war Bauherrin des ersten Wolkenkratzers in Frank-
furt. Denn als der Bau des IHK-Gebäudes am Bör-
senplatz im Jahr 1879 abgeschlossen war, ragte die 
Glaskuppel, die dem Großen Handelssaal der Bör-
se Licht spendete, 43 Meter in den Himmel. Damit 
war das Gebäude nach dem Frankfurter Dom für ei-
nige Jahre das größte Gebäude der Stadt. Dies gab 
den Anstoß, sich nun erstmals am Wolkenkratzerfes- 
tival zu beteiligen: Bei der Veranstaltung „Bau- 
meister der Lüfte“ diskutierten Stararchitekten in 
der IHK Frankfurt über Entwicklungen beim Bau von 
Hochhäusern weltweit.

Finanzplatz – quo vadis
Die hessischen IHKs hatten im Kontext der Land-
tagswahlen am 22. September die Veranstaltungs-
reihe „Standortpolitik für Hessens Wirtschaft – Par-
teien im Gespräch mit Unternehmern“ konzipiert. 
In der IHK Frankfurt diskutierten Sprecher der Frak- 
tionen im Hessischen Landtag im Juni unter dem Motto  
„Finanzplatz – quo vadis“ über die Folgen der Finanz- 
krise für die Landespolitik, die Weiterentwicklung des  
Finanzplatzes Frankfurt und die Steuerpläne der Partei-
en im Landtag. Moderiert wurde die Veranstaltung von  
Prof. Wolfram Wrabetz, stellvertretender IHK-Präsi-
dent und Beauftragter der hessischen Landesregie-
rung für den Versicherungsbereich.

Neues Veranstaltungsformat
Viele Unternehmen suchen händeringend nach Azubis – 
und stellen zunehmend fest, dass aus dem Arbeitgeber-
markt längst ein Bewerbermarkt geworden ist. Für Per-
sonalverantwortliche ist es daher an der Zeit, über neue 
Wege bei der Suche nach Azubis nachzudenken. Hilfe-
stellung dabei gab der erste Azubi-Recruiting-Tag. Bei 
diesem neuen Veranstaltungsformat lernten Unterneh-
mer neue Methoden bei der Rekrutierung von Auszubil-
denden kennen. Die Veranstaltung stand Ende Februar 
ganz im Zeichen des Goldfischs: denn es geht darum, 
den Azubi mit interessanten Ködern und geeigneten 
Angelmethoden zu fischen und an der Angel zu halten.

20 Jahre Berufsbildungsmesse
Unter dem Motto „Schule und was dann?“ fand 
Ende Juni die Berufsbildungsmesse statt. Die Mes-
se war diesmal eine ganz besondere, denn sie fand 
bereits zum 20. Mal statt. Zum Jubiläum gratu-
lierten unter anderem (v. l.): Bernd Ehinger, Präsi-
dent, Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, 
Karl-Heinz Huth, Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung, Arbeitsagentur Frankfurt, Peter Feldmann, 
Oberbürgermeister, Frankfurt, Oliver Flaß, Ausbil-
dungsberater, Handwerkskammer, May Schlotte, 
Geschäftsführerin, Sigma Studio Marketing-Sys-
teme, und Dr. Christof Riess, Hauptgeschäftsfüh-
rer, Handwerkskammer.
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Chemie ganz konkret
Bei der Neuauflage des IHK-Feriencamps lernten 
Schüler diesmal die Ausbildungswerkstätten des 
Frankfurter Chemiekonzerns Allessa kennen. Ziel des 
Feriencamps ist es, junge Menschen für interessante 
Ausbildungsberufe in den Bereichen Naturwissen-
schaft, Technik, Mathematik und Informatik – soge-
nannte Mint-Berufe – zu begeistern. Denn hier wird 
sich der Fachkräftemangel in naher Zukunft beson-
ders gravierend auswirken. Allein im Bezirk der IHK 
Frankfurt werden in 2014 voraussichtlich 2 200 aka-
demisch Ausgebildete und 16 000 beruflich qualifi-
zierte Fachkräfte in den technischen Bereichen fehlen.

Zum Ehrensenator ernannt
Stefan Messer (1. v. r.), Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung, Messer Group, Mitglied des Stiftungskuratori-
ums der Adolf-Messer-Stiftung und IHK-Vizepräsi-
dent, ist von der Goethe-Universität im September 
zum Ehrensenator ernannt worden. Als langjähriger 
Förderer verkörpere Messer auf vorbildliche Weise 
bürgerschaftliches Engagement für Bildung und Wis-
senschaft, sagte Universitätspräsident Prof. Werner 
Müller-Esterl in seiner Laudatio. Die Würde des Eh-
rensenators wird vom Senat der Universität Frank-
furt als höchste Auszeichnung verliehen und setzt 
bedeutsame Verdienste um die Entwicklung der Uni-
versität voraus.

Renminbi-Hub am Main
Bei einer Konferenz in der IHK Frankfurt zum Thema „In-
ternationalisierung des Renminbi – Chancen für Frank-
furt“ ließ sich Anfang Juli eine hochrangige Delegation 
von chinesischen Notenbankern und Vertretern staat-
licher Behörden aus erster Hand die Vorteile des Fi-
nanzplatzes Frankfurt und eines RMB-Hubs am Main 
erläutern. Weil die Fakturierung in RMB im Asien-Ge-
schäft auch für europäische Firmen immer wichtiger 
wird, sollte Frankfurt in dieser Entwicklung eine führen-
de Rolle einnehmen, so unisono die Botschaft der Ver-
treter der IHK Frankfurt, von Frankfurt Main Finance und 
der hessischen Landesregierung an die chinesische Seite.

Wirtschaft trifft Politik
Unternehmer und Politiker aus den Landkreisen 
Hochtaunus und Main-Taunus waren Anfang Sep-
tember zum Sommerempfang der IHK Frankfurt in 
das Bad Homburger Schloss eingeladen. IHK-Präsi-
dent Prof. Mathias Müller wies auf die Notwendig-
keit einer hervorragenden Infrastruktur hin, um Un-
ternehmen und Fachkräfte an die Region zu binden. 
Der wirtschaftliche Erfolg der Region basiere auch 
auf der Mobilität von Millionen von Menschen. In 
seinem Gastvortrag sprach Rolf Valussi, Geschäfts-
führer, Planungsgesellschaft für die Regionaltangente 
West, über das Großprojekt als eine der wichtigsten 
Infrastrukturmaßnahmen der Region.

Engpass bei Fachkräften
Bei der diesjährigen Kreisbereisung besuchte eine 
IHK-Delegation in Begleitung von Landrat und Bür-
germeistern die Unternehmen A&R Carton in Kriftel 
und Kobold Messring in Hofheim. Trotz der guten 
Standortbedingungen sehen beide Unternehmen ei-
nen zunehmenden Engpass bei den Fachkräften als 
Risiko. Wirtschaft und Politik seien gemeinsam ge-
fragt, dieses Problem zu lösen, so IHK-Präsident Prof. 
Mathias Müller: „Als Wirtschaftsstandort müssen wir 
den Unternehmen qualifizierte Fachkräfte zur Ver-
fügung stellen.“ Nur so könne FrankfurtRheinMain 
wettbewerbsfähig gegenüber anderen Metropolre-
gionen bleiben.

Willkommen in der Wirtschaft
Zum neunten Mal hatte die IHK Frankfurt im Rahmen 
der Zeugnisübergabe für die rund 3 400 Absolventen der 
Sommerprüfungen zu einem großen Fest auf dem Bör-
senplatz eingeladen. Über die bestandenen Prüfungen 
hinaus gab es noch einen weiteren Grund zum Feiern: 
Rund 61 Prozent der Unternehmen wollten laut IHK-
Umfrage in diesem Jahr mindestens drei Viertel ihrer 
erfolgreichen Auszubildenden übernehmen – fünf Pro-
zent mehr als noch im Jahr 2012. Manche Unternehmen 
haben daher den Zeugnistag gleich zur Mitarbeiterbin-
dung genutzt und in Absprache mit der IHK Frankfurt 
eine firmenbezogen, Übergabe der Zeugnisse organisiert.
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Ernst-Schneider-Preis
Im Gelsenkirchener Hans-Sachs-Haus wurden im  
Oktober elf Wirtschaftsjournalisten mit dem Ernst-
Schneider-Preis ausgezeichnet. In den Kategorien 
Print, Hörfunk, Fernsehen und Online wurden die Prei-
se an Journalisten vergeben, die in ihren Beiträgen 
wirtschaftliche Zusammenhänge verständlich und zu-
gleich kreativ erklärt haben. Der Journalistenpreis der 
deutschen Wirtschaft wird seit 1971 verliehen und ist 
nach dem Unternehmer und Kunstmäzen Ernst Schnei-
der benannt, der von 1963 bis 1969 Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handelstags (DIHT) war. Vergeben 
wird der höchstdotierte Preis im Wirtschaftsjournalis-
mus von den deutschen IHKs.

Partner der Politik
Die Kammerorganisationen der hessischen Wirtschaft 
stellten sich Ende August im Wiesbadener Landtag dem 
Gespräch mit Abgeordneten aller im Landtag vertretenen 
Parteien. Die Vertreter der Wirtschaft repräsentierten 
mehr als 400 000 Unternehmen und rund 100 000 freibe-
ruflich Tätige. „Würde der Staat die Aufgaben der Kam-
mern übernehmen, würde dies viel mehr Stellen im öf-
fentlichen Dienst erfordern und wäre weniger effizient“, 
sagte Prof. Mathias Müller, Präsident der IHK-Arbeitsge-
meinschaft Hessen. Zudem sei der Dialog zwischen Wirt-
schaft und Politik, der über die Kammern organisiert wer-
de, ein Schlüssel für den Erfolg des Wirtschaftssystems.

Wege für morgen
„Infrastruktur – Wege für morgen“ lautete das Jahresthe-
ma der IHK-Organisation. Auftakt der Veranstaltungen 
rund um das Leitthema war ein Zukunftsdialog, der im 
März gemeinsam mit dem hessischen Verkehrsministerium 
stattfand. Um die Zukunft der Verkehrsinfrastruktur ging 
es auch Ende August bei einer gemeinsamen Veranstal-
tung der IHK-Arbeitsgemeinschaft Hessen, des IHK-Forums 
Rhein-Main und des Verbands Deutscher Verkehrsunter-
nehmen. Prominentester Redner war Dr. Rüdiger Grube, 
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn. Er kündigte 
an, dass die Bahn in den kommenden fünf Jahren 2,1 Mil-
liarden Euro in Hessen in die Schiene investieren wolle.

Ein neues Bild der Industrie
Ende Oktober hatten die Stadt Frankfurt und die IHK 
Frankfurt zum Frankfurter Industrieabend in den Rö-
mer eingeladen. Festredner war Peter Lindner, Profes-
sor für Wirtschaftsgeografie an der Goethe-Univer-
sität. Er sprach über „Ein neues Bild der Industrie –  
kommunale Industriepolitik als Brückenschlag zwi-
schen Vision und Wirklichkeit“. Die Industrie kön-
ne nur dann erfolgreich agieren, wenn die politi-
schen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
stimmten, betonte IHK-Präsident Prof. Mathias Mül-
ler. Wichtig sei in diesem Kontext, dass die Indus-
trie mehr Akzeptanz für ihren Standort und geplante 
Projekte finde.
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WAHL ZUR VOLLVERSAMMLUNG

 „STARKE INTERESSENVERTRETUNG“
Ein Gespräch mit Richard Pfefferkorn, früherer Inhaber einer Generalvertretung der Allianz Versicherung, Frankfurt, 
über sein Engagement in Gremien der IHK Frankfurt und die bevorstehende Wahl zur IHK-Vollversammlung.

Herr Pfefferkorn, fast 20 Jahre waren Sie in Gremien der IHK Frank-
furt engagiert. Was gab seinerzeit den Impuls, sich für die ehrenamt-
liche Interessenvertretung der regionalen Wirtschaft starkzuma-
chen?
PFEFFERKORN: Als ich vor mehr als 50 Jahren in den Beruf eingetre-
ten bin, habe ich relativ schnell gelernt, dass berufliches Engagement 
zu wenig ist. Man muss auch etwas für andere tun, der Gesellschaft et-
was zurückgeben. Als Wirtschaftsjunior habe ich auch die Arbeit der In-
dustrie- und Handelskammer Frankfurt kennengelernt und mich ihr an-
genähert. Einige meiner ehemaligen Mitstreiter, die heute noch in der 
Vollversammlung und den Ausschüssen sitzen, habe ich damals bei den 
Wirtschaftsjunioren kennengelernt. Dieses Netzwerk kann durch ein gan-
zes Berufsleben tragen. Aber den eigentlichen Anstoß, bei der IHK mit-
zuarbeiten, gab deren Engagement zum Wiederaufbau der Alten Oper.

Das ist ein eher ungewöhnlicher Einstieg in das IHK-Ehrenamt.
PFEFFERKORN: Das stimmt. In 1971 habe ich bei der Allianz Versicherung 
angefangen, sie hatte ihren Sitz am Opernplatz. Dort habe ich das Gesche-
hen rund um die Ruinen des im Krieg zerstörten Opernhauses hautnah 
mitbekommen und aufmerksam verfolgt. Ich habe auch die Samstags-
demonstrationen gesehen. Besonders beeindruckt hat mich die „Akti-
onsgemeinschaft Alte Oper“, die vom damaligen IHK-Präsidenten Fritz 
Dietz gegründet und vorangetrieben wurde. Diese gemeinsame Initiati-
ve von Wirtschaft und Bürgern sammelte 14 Millionen D-Mark, um die 
Ruinen zu sichern und die Stadtpolitik durch Beharrlichkeit zu bewe-
gen, mit dem längst beschlossenen Wiederaufbau der Alten Oper zu be-
ginnen. Diese Stärke der Frankfurter Bürgergesellschaft über die Platt-
form der IHK hat mich derartig fasziniert, dass ich dort gerne mitmachen 
und mitgestalten wollte. 
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Richard Pfefferkorn, ehemaliges Mitglied der Vollversammlung: „Im Sinne einer starken Interessenvertretung 
der Wirtschaft sollte kein Unternehmen seine Stimme bei der Wahl zur Vollversammlung verschenken.“
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Sie waren langjähriges Mitglied der Vollversammlung, Vorsitzender 
des Ausschusses Finanzdienstleistungen sowie des Haushaltsaus-
schusses und haben dabei die Vielschichtigkeit des IHK-Ehrenamts 
kennengelernt. Was kann IHK-Arbeit aus Ihrer Sicht bewirken?
PFEFFERKORN: Das Spannende daran ist, dass unterschiedliche Wirt-
schaftszweige und Mitbewerber an einem Tisch sitzen und gemeinsam 
über das Wohl und Wehe der Region nachdenken, diskutieren und einen 
für alle Beteiligten akzeptablen Konsens finden. Einzelinteressen stehen 
in diesem Prozess zurück, denn das Gesamtwohl der Wirtschaft steht bei 
der IHK-Arbeit im Fokus. So ist es übrigens auch im IHK-Gesetz festge-
schrieben. Die Positionen der Kammern werden folglich von der Politik 
gehört und geachtet, denn an der Meinung der IHK kommt man nicht 
vorbei. Ihre Glaubwürdigkeit und das Gewicht ihrer Stimme resultieren 
dabei vor allem aus ihrer politischen Unabhängigkeit. 

Welches Beispiel ist Ihnen in besonderer Erinnerung geblieben?
PFEFFERKORN: Zu den Highlights gehört sicherlich das Mediationsver-
fahren zum Ausbau des Frankfurter Flughafens, das Ende der Neunziger-
jahre unter Beteiligung der IHK Frankfurt stattfand. Dr. Frank Nietham-
mer, seinerzeit IHK-Präsident, war einer der drei Mediatoren in diesem 
Interessenkonflikt. Festgeschrieben wurde seinerzeit, dass der Kapazitäts-
ausbau des Flughafens nur in Verbindung mit Nachtflugverbot, Antilärm-
pakt und Regionalem Dialogforum realisiert werden kann. Das Mediati-
onsverfahren ist ein prominentes Beispiel für IHK-Arbeit par excellence. 
Trotz konträrer Interessen und Demonstrationen verlief alles friedlich – 
die Ergebnisse des Verfahrens sind tragfähig, sie haben auch nach 15 
Jahren noch Bestand und reichen in die Zukunft.

Industrie- und Handelskammern haben in Deutschland eine lange 
Tradition. Mit ihrer über 200-jährigen Geschichte ist auch die IHK 
Frankfurt tief im Wirtschaftsleben der Region FrankfurtRheinMain 
verwurzelt. Was ist das Erfolgsrezept der IHKs?
PFEFFERKORN: Unternehmer sind immer auch Bürger der Region, die 
über das Gebilde der öffentlich-rechtlichen Einrichtung – die IHK – 
ihre berechtigten Interessen artikulieren und branchenübergreifend für 
die Verbesserung der Standortbedingungen für die Wirtschaft eintre-
ten. Das Erarbeiten von gemeinsamen Positionen ist meiner Meinung 
nach das wichtigste Kommunikationsinstrument der IHKs und deren 
größte Stärke. Maßgeblich für den Erfolg ist auch das Zusammenwir-
ken, die Kompetenzbündelung von Ehrenamt und Hauptamt. Dessen 
wesentliche Aufgabe sehe ich darin, wirtschaftlich relevante Themen 
und Trends zu sammeln und in das Ehrenamt zu tragen, um sie dort 
bearbeiten zu lassen. Während sich das Hauptamt aus Kostengründen 
auf wenige Köpfe beschränken muss, arbeiten im Ehrenamt Tausende 
mit, die den direkten Praxis- und Branchenbezug haben und nah an 
den Belangen der Unternehmen sind. 

Die IHK Frankfurt ist die zweitgrößte Industrie- und Handelskammer 
Deutschlands. Was hat die IHK Frankfurt, was andere nicht haben?
PFEFFERKORN: Das Besondere an der IHK Frankfurt sind die Menschen, die 
hier agieren. Wir haben eine Reihe von Ehrenämtlern, die in die Geschichts-
bücher der Stadt und der Region eingegangen sind oder eingehen werden. 
Die Frankfurter IHK hat darüber hinaus eine internationale, weltoffene Aus-
richtung, die andere nicht oder nur teilweise haben. Mit rund 100 000 Mit-
gliedsunternehmen ist am Finanzplatz eine fachliche Expertise vereint, die 
ihresgleichen sucht. Die IHK Frankfurt ist immer vorne dabei, wenn es darum 
geht, wirtschaftliche Entwicklungen aufzuspüren und aufzugreifen. Der von 
mir geleitete Ausschuss Finanzdienstleistungen, der 2001 gegründet wurde, 
hat bundesweit noch heute ein Alleinstellungsmerkmal in der Kammerland-
schaft. Und auch in anderen Branchen war die IHK Frankfurt Vorreiter, wenn 
es beispielsweise darum ging, neue Fachausschüsse zu installieren. Auch bei 
der Verbesserung der Transparenz der Kammerarbeit gehörte die IHK Frank-
furt, beispielsweise bei der Umstellung der kameralistischen Buchführung zu 
einer Bilanzierung mit Geschäftsbericht, zu den Vorreitern unter den IHKs.

Vom 22. Januar bis zum 18. Februar sind rund 100 000 Unterneh-
men im IHK-Bezirk Frankfurt aufgerufen, für die Legislaturperio-
de 2014 bis 2019 eine neue Vollversammlung zu wählen. Warum 
sollten Unternehmer von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen?
PFEFFERKORN: Das hat mit Demokratie zu tun – nicht ohne Grund wird 
die IHK-Vollversammlung auch als Parlament der Wirtschaft bezeichnet. 
Wenn ein Unternehmer oder Manager von den Vertretern seiner Branche 
in die Vollversammlung gewählt wird, hat sein Mandat und die Stimme 
der Wirtschaft umso mehr Gewicht, je stärker die Wahlbeteiligung und 
damit der Rückhalt bei den Mitgliedsunternehmen ist. Im Sinne einer 
starken Interessenvertretung der Wirtschaft sollte daher kein Unterneh-
men seine Stimme verschenken.

Schwingt ein bisschen Wehmut mit, dass Sie nicht mehr für die 
Vollversammlung kandidieren?
PFEFFERKORN: Nein, das entspricht nicht meinem Naturell. Ich lebe ge-
fühlsmäßig nicht in der Vergangenheit, sondern blicke lieber in die Zu-
kunft. Ich habe inzwischen die ersten 100 Tage meines Ruhestands hinter 
mich gebracht und habe jetzt etwas mehr Erfahrung, wie das geht.�  ❙

INTERVIEW
PETRA MENKE
Chefredakteurin, 
IHK Wirtschafts- 
Forum, Unterneh- 
mermagazin der  
IHK Frankfurt
p.menke@frank- 
furt-main.ihk.de
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WAHL ZUR IHK-VOLLVERSAMMLUNG
Vom 22. Januar bis zum 18. Februar sind rund 100 000 Mitgliedsunternehmen der IHK Frankfurt aufgerufen, ein 
neues Parlament der Wirtschaft zu wählen. Anbei ein Überblick über die IHK-Gremien und das Wahlverfahren.

Vollversammlung
Die Vollversammlung ist das Parlament der Wirtschaft und das oberste 
Beschlussorgan der IHK Frankfurt. Das Gremium bestimmt die Richt-
linien der IHK-Arbeit und ist zuständig für alle Angelegenheiten, die 
für die gewerbliche Wirtschaft im IHK-Bezirk relevant sind. Ihre de-
mokratisch gewählten Mitglieder entscheiden über alle wichtigen Fra-
gen von grundsätzlicher Bedeutung. Die Vollversammlung beschließt 
insbesondere über Beiträge, Satzungen, Wahlordnung, Wahl des Prä-
sidenten und der Vizepräsidenten, Bestellung des Hauptgeschäftsfüh-

rers, Einrichtung und Besetzung von Ausschüssen, IHK-Haushalt und 
die Gebührenordnung. Die Mitglieder der Vollversammlung für die Le-
gislaturperiode 2014 bis 2019 werden in der Zeit vom 22. Januar bis 
zum 18. Februar gewählt.

Ausschüsse
In den Fachausschüssen gestalten die Unternehmer die Zukunft der 
Wirtschaftsregion FrankfurtRheinMain. Die Ausschüsse beraten die 
Vollversammlung. Ihre ehrenamtlichen Mitglieder werden von der 
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Vollversammlung berufen. Die Ausschüsse beschäftigen sich sowohl 
mit branchenübergreifenden Wirtschaftsthemen als auch mit spezi-
ellen wirtschaftlichen, rechtlichen und politischen Fragestellungen. In 
der IHK Frankfurt gibt es folgende Ausschüsse: Außenwirtschaftsaus-
schuss, Bankenausschuss, Ausschuss Bau- und Immobilienwirtschaft, 
Ausschuss Bildungswirtschaft, Einzelhandelsausschuss, Ausschuss Fi-
nanzdienstleistungen, Großhandelsausschuss, Handelsvertreteraus-
schuss, Haushaltsausschuss, Ausschuss Hochtaunus / Main-Taunus, 
Industrieausschuss, Ausschuss Informationswirtschaft, Ausschuss 
Kleine und Mittlere Unternehmen, Rechtsausschuss, Steuerausschuss, 
Ausschuss für Tourismus, Verkehrsausschuss, Versicherungsausschuss, 
Ausschuss Wirtschafts- und Unternehmensberatungen, Berufsbil-
dungsausschuss.

IHK-Arbeitsgemeinschaft Hessen
Die Arbeitsgemeinschaft hessischer Industrie- und Handelskammern 
(Arge) ist der Zusammenschluss der zehn hessischen IHKs, die rund 
450 000 Unternehmen in Hessen vertreten. Die Arbeitsgemeinschaft ist 
Ansprechpartner für Politik und Verwaltung in wirtschaftspolitischen Fra-
gen und operativer Partner bei der Lösung von Herausforderungen des 
Wirtschaftslebens. Auf Landesebene fungiert die Arge deswegen als Dreh-
kreuz der Meinungsbildung zwischen den Mitgliedsunternehmen. Zu den 
wichtigsten Aufgaben gehört die Abgabe von Stellungnahmen und Posi-
tionen zu wirtschaftspolitischen Fragen gegenüber der Landesregierung.

Deutscher Industrie- und Handelskammertag
Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) übernimmt als 
Dachorganisation im Auftrag und in Abstimmung mit den 80 deutschen 
IHKs die Interessenvertretung der gewerblichen deutschen Wirtschaft 
gegenüber den Entscheidern der Bundespolitik und den europäischen 
Institutionen. Im Unterschied zu anderen Organisationen der Wirtschaft, 
besonders den Branchenverbänden, kann sich der DIHK dabei auf eine 
breite Grundlage stützen: 3,6 Millionen gewerbliche Unternehmen al-
ler Branchen und Größenklassen sind gesetzliche Mitglieder der IHKs. 
Der dadurch notwendige Ausgleich der Interessen macht den DIHK un-
abhängig von Einzelinteressen und schafft ein besonderes Gewicht ge-
genüber Politik, Behörden und Institutionen.

Deutsche Auslandshandelskammern
Die Deutschen Auslandshandelskammern (AHKs) fördern die außenwirt-
schaftlichen Beziehungen der deutschen Wirtschaft an 120 Standorten 

in 80 Ländern weltweit. Die AHKs sind der wichtigste Partner im Aus-
land für die Außenwirtschaftsförderung durch das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie. Sie vertreten – zusammen mit den deut-
schen Auslandsvertretungen (Botschaften und Konsulate) – offiziell die 
Interessen der deutschen Wirtschaft gegenüber der Politik und Verwal-
tung im jeweiligen Gastland. 

Und so wird gewählt
Rund 100 000 Unternehmen im IHK-Bezirk Frankfurt wählen vom 22. Ja- 
nuar bis zum 18. Februar per Briefwahl ihre 89 Vertreter für die nächs-
ten fünf Jahre. Jedes Mitgliedsunternehmen hat eine Stimme – unab-
hängig von seiner Größe. Die Vollversammlung ist das Spiegelbild der 
Wirtschaft im IHK-Bezirk Frankfurt und repräsentiert alle Branchen in 
ihrer Bedeutung für den Standort. Dazu werden branchenspezifische 
Wahlgruppen gebildet, die eine feste Anzahl an Sitzen in der Vollver-
sammlung erhalten. Die wirtschaftliche Bedeutung einer Wahlgruppe 
orientiert sich an den Kriterien Beitragsaufkommen, sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte und Anzahl der Mitgliedsunternehmen. Die 
Wahlgruppen und deren Stärke werden vor jeder Wahl von der Voll-
versammlung festgelegt. Innerhalb der Wahlgruppe konkurrieren dann 
die Kandidaten untereinander um die jeweiligen Plätze in der Vollver-
sammlung. �  ❙

Bekanntmachung zur  
IHK-Wahl 2014 im Internet
Gemäß der Wahlordnung der IHK Frankfurt ist die Homepage 
der Industrie- und Handelskammer das offizielle Veröffentli-
chungsorgan für Bekanntmachungen zur IHK-Wahl. Die Be-
kanntmachungen des Wahlausschusses sind im Internet un-
ter www.frankfurt-main.ihk.de/ihk-wahl/bekanntmachungen 
abrufbar. Diese informieren unter anderem über die für jede 
Wahlgruppe aufgestellte Kandidatenliste sowie den Zeitraum, 
in dem die Wahlunterlagen bei der IHK eingehen müssen (Wahl-
frist). Außerdem sind auf der Homepage der IHK weitere aus-
führliche Informationen zur Wahl eingestellt. 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/kandidatenliste
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HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG

BEI DEN AUSGABEN ANSETZEN
Viele Städte und Gemeinden haben sich unter den kommunalen Schutzschirm des Landes Hessen begeben.  
Das Prinzip: Entschuldungshilfe gegen konsequente Haushaltskonsolidierung. Steuererhöhungen sind dabei  
allerdings der falsche Weg.

Struktur und Finanzlage der hessischen Kommunen sind sehr un-
terschiedlich. Ein großer Teil der Städte, Gemeinden und Land-
kreise hat jedoch seit Jahren erhebliche Probleme, die Haushalte 

zu konsolidieren. Obwohl die hessischen Kommunen im Vergleich der 
Flächenländer pro Einwohner den höchsten Steuerertrag haben, wei-
sen sie gleichzeitig das höchste Finanzierungsdefizit auf. Die kommu-
nale Gesamtverschuldung in Hessen lag laut Hessischem Rechnungshof 
Ende 2011 bei mehr als 23 Milliarden Euro, das sind über 3 800 Euro je 
Einwohner. Darin enthalten sind Kernhaushalte, Eigenbetriebe, Zweck-
verbände und Eigengesellschaften. 

Die hessischen Kommunen haben kein Einnahmenproblem, sondern 
ein Ausgabenproblem. Steuererhöhungen sind deshalb der falsche Weg 
zur Haushaltskonsolidierung. Schon heute ist die Belastung von Bür-
gern und Unternehmen mit Steuern und Sozialabgaben zu hoch. Hö-

here Einnahmen führen meist zu höheren Ausgaben. Spielräume wer-
den oft für vermeintliche Wohltaten verwendet, der Ausgabensockel 
steigt dauerhaft.

Bei den hessischen Kommunen gibt es eine eindeutige Tendenz hin 
zu Steuererhöhungen und zur Einführung neuer Steuern. Eine Umfrage 
des Bunds der Steuerzahler Hessen ergab, dass im Jahr 2013 insgesamt 
261 der 426 hessischen Städte und Gemeinden (61 Prozent) Kommu-
nalsteuern erhöht oder neu eingeführt haben. Im Vorjahr waren es 249 
Kommunen (58 Prozent), die zu diesem Mittel gegriffen haben.

LINK ZUM THEMA

Weitere Infos online unter www.steuerzahler-hessen.de.
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Den Rotstift ansetzen: Bevor weitere Steuererhöhungen in Erwägung gezogen werden, 
sollten Kommunen zunächst alle Einsparpotenziale identifizieren und ausschöpfen.
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Kommunale Finanzen

Dabei bergen solche Entscheidungen auch für die Kommunen große 
Risiken. Eine Erhöhung der Gewerbesteuer erschwert die Neuansied-
lung von Unternehmen und kann zur Abwanderung in Nachbarkommu-
nen mit niedrigeren Hebesätzen führen. Bei der Einführung von Baga-
tellsteuern – wie Getränkesteuer, Pferdesteuer oder der sogenannten 
Bettensteuer – steht das Steueraufkommen oft in keinem vernünftigen 
Verhältnis zu den Kosten der Erhebung. Die Grundsteuer B auf bebaute 
oder bebaubare Grundstücke wurde in den vergangenen Jahren beson-
ders häufig erhöht, dies trifft alle Einwohner einer Stadt oder Gemein-
de. Nicht nur die Eigentümer, sondern über die Nebenkosten auch alle 
Mieter. Eine Erhöhung macht den Wohnstandort unattraktiver.

Bevor Städte und Gemeinden auch nur an Steuererhöhungen den-
ken, sollten zunächst alle Möglichkeiten für Einsparungen ausgeschöpft 
werden. Kommunalpolitiker verweisen darauf, dass in der Vergangen-
heit von Bund und Land Aufgaben an die Kommunen übertragen wur-
den, ohne dass gleichzeitig die erforderlichen zusätzlichen Mittel zur 
Verfügung gestellt wurden. Dies ist aber nur einer von vielen Gründen 
für die Misere der Kommunalhaushalte. Teilweise sind dies auch Fehl-
entscheidungen, wenn beispielsweise auf einen Strukturwandel falsch 
reagiert oder kommunale Aufgaben ineffizient erledigt werden.

Ein Problem liegt in der Mischfinanzierung kommunaler Investi-
tionen. Wenn überdimensionierte Bürgerhäuser, Schwimmbäder und 
Brücken oder überflüssige Parkhäuser beziehungsweise Radwege ge-
baut werden, dann sind das fast immer Projekte, bei denen ein großer  
Teil der Investitionskosten durch Bund, Land oder EU getragen wird. Für 
die kommunalen Haushalte haben solche Investitionen häufig lang- 
fristig negative Auswirkungen. Die Folgekosten werden oft vernach-
lässigt, wenn Zuschüsse in eine Kommune geholt werden können. Hier 
müssen Kommunalpolitiker die Kraft aufbringen, auf überflüssige Pro-
jekte zu verzichten.

Wenn es um konkrete Einsparungen geht, werden Kommunen mit 
der Rasenmähermethode – also pauschalen, prozentualen Kürzungen 
in allen Bereichen – vermutlich nur kurzfristige Erfolge erzielen kön-
nen. Notwendig ist vielmehr eine konsequente Aufgabenkritik. Es muss 
hinterfragt werden, welche Aufgaben eine Kommune überhaupt wahr-
nehmen muss und auf welche sie auch verzichten kann, weil sie über-
flüssig sind oder ebenso gut und wirtschaftlich von Dritten erledigt wer-
den können. Schließlich muss aber auch untersucht werden, ob und wie 
diejenigen Aufgaben, auf die eine Kommune nicht verzichten kann, ef-
fizienter erledigt werden können. 

Bei der Frage, auf welche Aufgaben eine Kommune verzichten kann, 
müssen Kommunalpolitiker den Mut zu unpopulären Entscheidungen 
aufbringen. So ist die Förderung des Profisports keine Aufgabe einer 
Kommune. Im ländlichen Bereich gibt es viele Städte und Gemeinden, 
die über schlecht ausgelastete Bürgerhäuser oder Dorfgemeinschafts-
häuser verfügen. Hier könnte eine Schließung oder eine Umwandlung 
in dringender benötigte Einrichtungen, wie beispielsweise Kindergär-
ten, beschlossen werden.

Für manche Bereiche kommen auch Privatisierungen in Betracht. 
Für einen Patienten ist es nicht entscheidend, ob er in einem kommu-
nalen, einem kirchlichen oder einem privaten Krankenhaus behandelt 
wird. Entscheidend ist die Qualität der medizinischen Versorgung und 
Betreuung. Insbesondere kommunale Kliniken sind oftmals hoch defi-
zitär. In kommunaler Trägerschaft sind Einsparmaßnahmen wie Perso-

nalabbau oder weitgehende arbeitsteilige Kooperationen mit anderen 
Kliniken nur schwer durchsetzbar. Auch Schwimmbäder, die einen zu 
hohen Zuschussbedarf haben, könnten durch Private kostengünstiger 
betrieben werden.

Aber auch bei Aufgaben, die die Kommune weiter selbst erbringen 
muss, lassen sich Einsparungen erzielen. Bei Pflichtaufgaben ist eben-
falls darauf zu achten, sich auf das Notwendige zu beschränken. Ge-
setzlich vorgegebene Standards sollten nicht übererfüllt werden. Großes 
Sparpotenzial lässt sich durch die Zusammenarbeit mit Nachbarkom-
munen erschließen. Das kann beispielsweise bei der gemeinsamen An-
schaffung von Geräten für Feuerwehren, bei Bau und Betrieb von Frei-
zeiteinrichtungen oder durch die Zusammenlegung von Bauhöfen oder 
Personalämtern sein.

Ein weiterer Weg zu Einsparungen ist es, Bürger und Vereine zu eh-
renamtlichem Engagement zu ermutigen. Das kann etwa durch Eigen-
leistungen der Vereine beim Umbau von Bürgerhäusern oder Feuer-
wehrhäusern erfolgen, durch Bürgerstiftungen oder Elternvereine, die 
bestimmte Anschaffungen oder Aufgaben finanzieren, oder auch durch 
die Übernahme von Patenschaften von Privatleuten bei der Grünpfle-
ge oder für Parkbänke. 

Weiterhin ist zu erwägen, inwieweit durch die Zusammenarbeit mit 
Privatunternehmen eine wirtschaftlichere Aufgabenerfüllung möglich 
wird. So können öffentlich-private Partnerschaften beispielsweise bei 
Bau und Betrieb von Schulen infrage kommen. Bei langfristigen Ver-
trägen ist es allerdings sehr schwierig, alle relevanten Entwicklungen 
schon bei Vertragsabschluss abzuschätzen. Es kommt auf das jeweilige 
Projekt und die konkreten Vertragsbedingungen an, ob sich eine solche 
Partnerschaft für eine Kommune rechnet. 

Der kommunale Schutzschirm des Landes Hessen ist als erster Schritt 
hin zu einer kommunalen Schuldenbremse zu begrüßen. Das Land ge-
währt den Kommunen mit besonders schwieriger Haushaltslage Ent-
schuldungshilfen und fordert im Gegenzug nachhaltige Konsolidierungs-
erfolge. Damit wird ein wirksamer Anreiz gesetzt, ernsthaft den Weg 
Richtung Haushaltsausgleich einzuschlagen. Am Ende sollen dauerhaft 
ausgeglichene Haushalte stehen. Die Wege zu diesem Ziel wurden in-
dividuell vereinbart, dies trägt der sehr unterschiedlichen Ausgangsla-
ge in den einzelnen Kommunen Rechnung.

Falls sich im Zuge des Schutzschirm-Prozesses herausstellen sollte, 
dass einige Kommunen aufgrund ihrer Strukturprobleme selbst unter 
größten Anstrengungen keinen dauerhaften Haushaltsausgleich errei-
chen können, dann könnte die Lösung in Anpassungen des kommunalen 
Finanzausgleichs liegen. Eine solche Reform steht ohnehin auf der Ta-
gesordnung. Keine Kommune sollte sich aber auf eine Rettung von au-
ßen verlassen. Zuerst ist die Kommunalpolitik in der Pflicht, alles zu tun, 
was vor Ort aus eigener Kraft zu leisten ist.� ❙
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Kommunale Finanzen

KOMMUNALE FINANZEN

EINE BESTANDSAUFNAHME
Zwei Besonderheiten sind es, die im Ländervergleich auffallen: Hessens Kommunen sind bezogen auf  
ihre Einnahmekraft die drittstärksten. Allerdings sind deren Ausgaben bundesweit die höchsten.

Die kommunale Finanzsituation in Deutschland ist äußerst hetero-
gen. Während die Kommunen in Baden-Württemberg, Bayern, Bran-
denburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und 

Thüringen in 2012 einen Überschuss von 4,6 Milliarden Euro erwirtschaf-
teten, gaben die Kommunen in den übrigen Flächenländern (einschließ-
lich Hessen) 2,8 Milliarden Euro mehr aus als sie einnahmen. Der Anteil 
der hessischen Kommunen an diesem Defizit betrug dabei rund 54 Pro-
zent oder 1,5 Milliarden Euro.

Mit dem Defizit in 2012 stieg auch die kommunale Verschuldung in 
Hessen auf 11,3 Milliarden Euro an. Unter Berücksichtigung der Kassen-
kredite und Schulden der ausgegliederten Bereiche erhöhte sie sich noch 
einmal um mehr als das Doppelte auf 24,9 Milliarden Euro. Angesichts die-
ser Verschuldungssituation und Haushaltslage sind Politik und Verwaltung 
in Hessen gefordert, alle Anstrengungen zu unternehmen, um ihre finan-
zielle Leistungsfähigkeit wiederherzustellen.

Betrachtet man die kommunale Finanzsituation im Ländervergleich 
(ohne Stadtstaaten), fallen zwei Besonderheiten auf. Zum einen sind Hes-
sens Kommunen in 2012 bezogen auf ihre Einnahmekraft mit Einnahmen 
von 2 615 Euro pro Einwohner nach Baden-Württemberg (2 794 Euro je 
Einwohner) und Nordrhein-Westfalen (2 717 Euro je Einwohner) die dritt-
stärksten. Mit Ausgaben von 2 872 Euro je Einwohner geben aber in kei-
nem Bundesland die Kommunen mehr aus.

Lassen sich die hohen Einnahmen noch durch die Steuerstärke in Hes-
sen erklären, stellt sich aber vor allem die Frage, warum die Ausgaben die 
höchsten im Ländervergleich sind. Die Ursachen können letztlich nur in 
unterschiedlichen rechtlichen Vorgaben oder in der Handhabung eben 
dieser Vorgaben liegen. Einen Erklärungsansatz für die hohen Ausgaben 
im Ländervergleich liefert das Gutachten „Kommunale Sozialausgaben in 
Hessen im Vergleich der westdeutschen Flächenländer“ von Prof. Martin 
Junkernheinrich. Demnach gab Hessen 2008 im Sozialbereich und in der 
Jugendhilfe deutlich mehr aus als Baden-Württemberg. Unter der Annah-
me, dass dies 2012 auch so wäre, ließen sich rund 90 Prozent des nega-
tiven Finanzierungssaldos erklären. 

Bestätigt wird diese Aussage durch eine Studie von Pricewaterhouse-
Coopers aus dem Jahr 2009 („Auf dem Weg zu einer Konsolidierung der 
Haushalte – die Finanzsituation in den Bundesländern"). Diese zeigt ver-
gleichend auf, in welchem Bereich die Kommunalhaushalte der Bundes-
länder teurer oder günstiger sind als andere. Neben der Sozial- und Ju-
gendhilfe fallen die frühkindliche Bildung, das Verkehrswesen sowie die 
Bereiche Politik und Verwaltung und Gesundheit, Umwelt, Sport auf. Die 
Mehrausgaben in diesen Bereichen lassen sich letztlich nur durch höhere 
Standards erklären. Die Reduzierung solcher Standards ist dabei ein An-
satz, die Kommunalfinanzsituation zu verbessern.

Dass Standards die kommunalen Haushalte belasten, zeigen auch die 
Feststellungen der überörtlichen Prüfung. So konnten zuletzt im Kommu-

nalbericht 2012 überdurchschnittlich hohe Ausgaben in den Bereichen 
Sport, Kultur und sonstige freiwillige Leistungen aufgezeigt werden. Die-
se resultieren zum Beispiel aus dem Betrieb eines städtischen Theaters, der 
Unterhaltung von Thermalbädern oder aber aus der Instandhaltung von 
Dorfgemeinschaftshäusern, die ohnehin eine ausgabenintensive hessische 
Besonderheit darstellen. Aber auch im Bereich der Kindertageseinrichtungen 
konnten Standards, die über die gesetzlichen Forderungen hinausgehen, 
aufgezeigt werden. Daneben können Mehrausgaben durch nicht genutzte 
Wirtschaftlichkeitspotenziale entstehen. So konnte die überörtliche Prü-
fung 2012 in zwei Prüfungen Ergebnisverbesserungen von rund 17,5 Mil-
lionen Euro allein durch eine Verringerung der Personalausstattung in der 
inneren Verwaltung in 32 Kommunen nachweisen.

Allerdings würde es zu kurz greifen, lediglich die Ausgabenseite zu be-
trachten. Die Kommunen sind verpflichtet, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlichen Erträge und Einzahlungen, soweit vertretbar und ge-
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boten, aus Entgelten für ihre Leistungen und im Übrigen aus Steuern zu 
beschaffen, soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht ausrei-
chen (§ 93 Abs. 2 HGO). Zu den Entgelten ihrer Aufgaben gehören unter 
anderem Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme ihrer öffentlichen 
Einrichtungen (§ 10 Abs. 3 KAG). Die Gebührensätze sind in der Regel so zu 
bemessen, dass die Kosten der Einrichtung gedeckt werden. Die Feststel-
lungen der überörtlichen Prüfung zeigen, dass dieser gesetzlichen Forde-
rung nicht ausreichend nachgekommen wird. So ergaben sich neben den 
identifizierten Wirtschaftlichkeitspotenzialen in den 32 Kommunen wei-
tere Ergebnisverbesserungspotenziale in Höhe von 16,2 Millionen Euro.

Zu den kommunalen Einnahmen gehören aber auch die Grund- und 
Gewerbesteuer. Auch diesbezüglich ermittelt die überörtliche Prüfung re-
gelmäßig Ergebnisverbesserungspotenziale. Im Gegensatz zu anderen Steu-
ern oder Umlagen können diese Steuern durch die Kommunen mittels He-
besatzanpassungen beeinflusst werden. Und auch hier zeigt der Vergleich 
mit anderen Bundesländern insbesondere bei der Grundsteuer B Konsoli-
dierungspotenziale auf.

Im Vergleich, insbesondere mit den Nachbarländern Nordrhein-West-
falen, Niedersachsen und Baden-Württemberg, bestehen demnach bislang 
nicht genutzte Einnahmepotenziale bei der Grundsteuer B. Legt man den 
Wert Niedersachsens zugrunde, beträgt das Einnahmepotenzial rund 200 
Millionen Euro. Angesichts der bestehenden Verschuldungs- und Haus-
haltslage erscheint eine Anpassung zwingend.

Bei der Gewerbesteuer sind die Ergebnisverbesserungspotenziale im 
Ländervergleich geringer. Hier nimmt Hessen den Spitzenplatz ein. Bei der 
Analyse ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Kommunen im RheinMain- 
Gebiet einen Großteil der Gewerbesteuereinnahmen erzielen und insoweit 
erhebliche Unterschiede bestehen. 

Letztlich sind alle Einnahmepotenziale – wie zum Beispiel auch Ge-
winnabführungen von kommunalen Beteiligungsunternehmen und der 
Sparkassen – auszuschöpfen. Konsolidierte Haushalte sind kein Selbst-
zweck, sondern dienen dazu, Handlungsspielräume zurückzugewinnen. In 
den 2012 laufenden Prüfungen konnten bei insgesamt 120 kommunalen 
Körperschaften in Summe Ergebnisverbesserungen in Höhe von 128 Mil-
lionen Euro aufgezeigt werden.

Eine nachhaltige Konsolidierung der kommunalen Haushalte wird nur 
gelingen, wenn Einnahmen und Ausgaben gleichermaßen auf den Prüf-
stand gestellt werden. Ziel muss es sein, mit dem Ausgleich des ordent-
lichen Ergebnisses die Aufwendungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
aus eben diesen Erträgen zu finanzieren. Dabei sind kommunale Standards 
zu senken und Einnahmepotenziale auszuschöpfen. Für beides konnte die 
überörtliche Prüfung in ihrem Kommunalbericht 2012 zahlreiche Ansät-
ze aufzeigen. Dabei kann der Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses zu-
nächst nur ein erster wichtiger Schritt sein. Denn ein Schuldenabbau wird 
nur gelingen, wenn langfristig Überschüsse erzielt werden.� ❙
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FRANKFURT

HANDLUNGSSPIELRÄUME ERHALTEN
Der Frankfurter Magistrat hat ein Haushaltssicherungskonzept erarbeitet. Ziel ist es, in wenigen Jahren einen  
ausgeglichenen Etat vorzulegen und somit künftige finanzielle Handlungsspielräume zu sichern.

Die Stadt Frankfurt ist angesichts knapper Kassen zu einer nachhal-
tigen Haushaltssanierung gezwungen. Ziel ist es, in wenigen Jahren 
zu einem ausgeglichenen Etat zu kommen und damit den künftigen 

Generationen finanzielle Handlungsspielräume zu erhalten. Der Magi-
strat hat wichtige Beschlüsse für diesen Weg gefasst. So wurde 2013 ein 
Haushaltssicherungskonzept erarbeitet und eine Reformkommission ein-
berufen, die sich mit Strukturveränderungen in der Stadtverwaltung be-
schäftigt. Insgesamt konnte der Etat 2013 um 60 Millionen Euro entlas-
tet werden. Außerdem fällt das für 2014 geplante Defizit mit rund 53,4 
Millionen Euro um 40 Millionen Euro niedriger aus als noch vor einem 
Jahr vorgesehen. Dennoch gilt es auch in den kommenden Jahren, spar-
sam mit den weiterhin knappen finanziellen Ressourcen umzugehen.

Insgesamt steht Frankfurt wirtschaftlich, sozial und kulturell gut da. 
Gesamtaufwendungen von 3,13 Milliarden Euro stehen im Etat 2014 
Gesamterträge von 3,12 Milliarden Euro gegenüber. Schwerpunkte sind 
und bleiben die Bildungs- und die Sozialpolitik. 2014 liegt der Bildungs- 
etat bei 585 Millionen Euro, der Sozialbereich bei 605 Millionen Euro. 

2017 wird dagegen für die Bildung mit 658 Millionen Euro erstmals 
mehr ausgegeben als für den Sozialbereich, der 619 Millionen Euro kos-
ten wird. Während andere Städte Schulen nicht mehr sanieren können 
oder sogar schließen müssen, werden in Frankfurt neue Bildungsein-
richtungen gebaut, zum Beispiel das Gymnasium am Riedberg.

Beim Kulturetat liegt Frankfurt mit 160 Millionen Euro – 220 Euro 
pro Einwohner – unverändert an der Spitze aller deutschen Großstäd-
te. Trotz des Verzichts auf einige Projekte ist es daher übertrieben, von 
einem Kahlschlag im Kulturbereich zu reden. Das Jüdische Museum wird 
für 42,4 Millionen Euro erweitert, der Neubau des Historischen Muse-
ums wird 27,3 Millionen Euro kosten.

Frankfurt ist und bleibt eine lebenswerte Stadt und ein attraktiver 
Standort. Der Ausbau der Kinderbetreuung und die Investitionen in die 
Schulen verbessern die Bedingungen für junge Familien. Von 2014 an 
werden zusätzlich 104 Millionen Euro in den Ersatzneubau der Städ-
tischen Kliniken Höchst investiert, um eine gute Gesundheitsversor-
gung zu schaffen. Die Wirtschaft floriert, wie der Zuwachs bei der 
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Auch die Stadt Frankfurt ist zu einer nachhaltigen Haushaltssanierung gezwungen.
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Gewerbesteuer zeigt. Bis 2016 wird eine Steigerung um insgesamt  
50 Millionen Euro auf 1,59 Milliarden Euro erwartet, 2017 dann um 
weitere zehn Millionen Euro. Damit bleibt die Gewerbesteuer die wich-
tigste Finanzierungsquelle. Experimente mit dem Hebesatz sollten un-
terbleiben, zumal Frankfurt mit seinem Steuersatz im Durchschnitt 
aller deutschen Großstädte liegt. Wer den Hebesatz erhöhen will, ris-
kiert, dass es statt zu den erhofften Zuwächsen am Ende sogar zu Ver-
lusten kommt. Und das wiederum könnte die Finanzierbarkeit des So-
zialstandards gefährden.

Auch in die Erhaltung der Infrastruktur fließen wieder beträcht-
liche Summen. 2014 sind für den Individualverkehr und den öffentlichen 
Nahverkehr 85,7 Millionen Euro vorgesehen, 2016 sogar 103,5 Milli- 
onen Euro. Zu den großen Projekten zählen der Anschluss des Europa-
viertels an das Stadtbahnnetz für 156,8 Millionen Euro, der Neubau der 
S-Bahn zwischen Flughafen-Bahnhof und Stadion mit der Station Gate-
way Gardens für 45,5 Millionen Euro sowie die Planungsmittel für die 
Regionaltangente West. Rund 40 Millionen Euro sind für die Verbesse-
rung der Bahnhöfe und deren Umgebung vorgesehen.

Trotz Fortschritten bei der Konsolidierung des Haushalts bleibt 
noch ein Berg an Aufgaben zu bewältigen. Die Jahresdefizite wer-
den von 56,3 Millionen Euro im Jahr 2015 auf 85,2 Millionen Euro im 
Jahr 2017 steigen. Insgesamt belaufen sich die Defizite im Finanzpla-
nungszeitraum von 2014 bis 2017 auf 271 Millionen Euro. Geplant ist 

bis 2017 ein Schuldenstand von 2,31 Milliarden Euro. 2014 liegt der 
Schuldenstand bei 1,76 Milliarden Euro. Zudem wird die Rücklage aus 
den ordentlichen Ergebnissen der vergangenen Jahre bis 2017 fast völ-
lig aufgebraucht sein.

Hinzu kommen durch das Wachstum der Stadt auch erhebliche neue 
Ausgaben. Jahr für Jahr werden 470 Kinder im Alter bis zu drei Jahren 
hinzukommen, außerdem 400 Kinder im Grundschulalter. Es müssen also 
weiterhin Betreuungseinrichtungen gebaut werden. Zugleich gilt es, Pri-
oritäten zu setzen. Die Diskussion über Einsparungen wird also in den 
kommenden Jahren anhalten. Wichtig ist, dass sich alle konstruktiv da-
ran beteiligen und sich nicht auf das Nein-Sagen beschränken. Ein zu-
sätzliches Instrument dafür kann die Online-Ideen-Plattform sein, die als 
Ersatz des bisherigen Bürgerhaushalts eingeführt werden soll. Die Frank-
furter können dort ihre Vorschläge zur Zukunft der Stadt einbringen.� ❙

http://www.gewerbe-huettenberg.de


http://www.tg-verlag.de
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GEWERBESTEUER

HEBESÄTZE NICHT ERHÖHEN
Haupteinnahmequelle der Kommunen ist nach wie vor die Gewerbesteuer. Konjunkturelle Schwankungen  
erschweren den Städten und Gemeinden daher eine verlässliche Haushaltsplanung. Die Alternative zur  
Gewerbesteuer wäre eine Gewinnsteuer mit Hebesatzrecht.

In vielen Städten und Gemeinden steigen die Schulden kontinuier-
lich an. So erhöhten sich die Schulden der Kommunen im Bezirk der 
IHK Frankfurt (ohne Frankfurt) seit 2000 um insgesamt 160 Mil-

lionen Euro auf 442 Millionen Euro in 2012. Der Anstieg von 2009 
bis 2012 betrug fast 110 Millionen Euro. Oft kommen noch Schulden 
der Eigenbetriebe und -gesellschaften sowie Kassenkredite und -fehl-
beträge hinzu. Frankfurt hatte seine Schulden seit 2000 zwar zwi-
schenzeitlich auf 1,03 Milliarden Euro (2009) nahezu halbiert, nun 
steigen sie aber wieder an: 1,38 Milliarden Euro in 2012 und 1,66 
Milliarden Euro in 2013. Die Schulden der Frankfurter Eigenbetriebe 
und der städtischen Gesellschaften, ebenso Kassenkredite und -fehl-
beträge, sind in diesen Zahlen nicht berücksichtigt.

Diese Entwicklung hat sich vor dem Hintergrund steigender Steu-
ereinnahmen vollzogen. So stiegen die Steuereinnahmen der Kom-
munen im IHK-Bezirk (ohne Frankfurt) seit 2000 mit Schwankungen 
von 558 auf 766 Millionen Euro in 2012 an (2009: 704 Millionen 
Euro). Dies zeigt, dass in der Regel nicht die kommunalen Einnah-
men zu niedrig sind, sondern ihre Ausgaben zu hoch. Das Problem 
liegt somit auf der Ausgaben- und nicht auf der Einnahmenseite. 
Da die Wirtschaft einen beträchtlichen Teil der kommunalen Aus-
gaben mit ihren Gewerbesteuerzahlungen finanziert, setzt sie sich 
für eine sparsame und effiziente Haushaltspolitik ein. Dabei for-
dert sie insbesondere: 

Aufgaben und Ausgaben auf den Prüfstand stellen
Ein Großteil der kommunalen Aufgaben sind zwar Pflichtaufgaben, die 
den Kommunen von Bund und Ländern übertragen werden. Dennoch 
sollten alle Aufgaben und Ausgaben – auch der Eigenbetriebe und der 
kommunalen Unternehmen – einer ständigen kritischen Überprüfung 
unterzogen werden. So sollten die Kommunen nur Ausgaben leisten, zu 
denen sie rechtlich verpflichtet sind oder die bei Anlegung strengster 
Maßstäbe dringend erforderlich sind. Bei allen Pflichtleistungen sind Er-
messensspielräume für Einsparungen konsequent zu nutzen. Dabei wird 
es unumgänglich sein, über eine generelle Senkung von Standards nach-
zudenken, das heißt über das, was leistbar ist und was nicht.

Effizient wirtschaften
Die Kommunen müssen ihr Angebot zu den niedrigstmöglichen Kosten 
bereitstellen. Sie sollten daher jede sich bietende Privatisierungsmög-
lichkeit ausschöpfen und die hieraus resultierenden Erlöse zur nach-
haltigen Reduzierung der Schulden verwenden. Eine Ausweitung der 
unternehmerischen Betätigung der Kommunen wird hingegen kritisch 
gesehen. Hierbei ist gemäß der Hessischen Gemeindeordnung eine Stel-
lungnahme der IHK einzuholen. Außerdem sollten die Kommunen prü-
fen, in welchen Bereichen sie verstärkt zusammenarbeiten können. Ge-
genwärtig möchte die Stadt Frankfurt den Bürgerhaushalt durch eine 
Internet-Ideen-Plattform ersetzen. Dort können die Frankfurter ihre 
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Um die Standortqualität zu wahren, sollten Städte und Gemeinden die Gewerbe-
steuerhebesätze nicht erhöhen und Senkungspotenziale in Betracht ziehen.
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Vorschläge zur Zukunft der Stadt einbringen. Dabei sollte darauf hin-
gewirkt werden, dass die Bürger nicht nur Projektwünsche äußern kön-
nen, sondern auch Vorschläge für Einsparungen machen müssen, sodass 
eine Realisierung der Wünsche nicht aus den Gewerbesteuereinnahmen 
finanziert werden muss.

In guten Jahren Rücklagen bilden
Die Kommunen sollten in konjunkturell guten Jahren mit hohen Steuer-
einnahmen vermehrt Schulden tilgen und Rücklagen bilden. In schlech-
teren Jahren könnten sie – anstatt neue Schulden anzuhäufen – auf 
diese Rücklagen zurückgreifen. Angesichts der zum Teil hohen Verschul-
dung müssen für die Aufnahme neuer Kredite eindeutig definierte Re-
gelungen festgelegt werden.

Hebesatzerhöhungen vermeiden
Damit die Standortqualität nicht verschlechtert wird, sollten alle Kom-
munen Erhöhungen des Gewerbesteuerhebesatzes vermeiden und Sen-
kungspotenziale prüfen. Zusätzliche finanzielle Belastungen würden 
den Unternehmen schaden und Arbeitsplätze gefährden. Eine Senkung 
des Gewerbesteuerhebesatzes würde dagegen ein deutliches Signal an 
die Unternehmen senden, in der jeweiligen Kommune zu investieren. 
Auf mittlere Sicht würden Erweiterungsinvestitionen beziehungsweise 
Neuansiedlungen die kurzzeitigen Mindereinnahmen überkompensie-
ren und zusätzliche Arbeitsplätze in die Kommune bringen. Ziel sollte 

sein, höhere Steuereinnahmen durch die Ansiedlung neuer Unterneh-
men und nicht durch Steuererhöhungen zu erreichen.

Die Unternehmensteuerreform 2008 hat außerdem bewirkt, dass der 
örtliche Gewerbesteuerhebesatz deutlich stärker über die Standortqua-
lität einer Kommune und die Wettbewerbsfähigkeit der ansässigen Un-
ternehmen entscheidet. So wurde durch die Reform das relative Gewicht 
der Gewerbesteuer im Verhältnis zu den Unternehmensteuern – insbe-
sondere bei Kapitalgesellschaften – deutlich erhöht (je nach Höhe des 
Gewerbesteuerhebesatzes kann die Gewerbesteuer über 50 Prozent der 
Gesamtsteuerbelastung ausmachen). Verschieden hohe Gewerbesteuer-
hebesätze führen somit zu größeren Unterschieden bei der steuerlichen 
Belastung als vorher. Bei Personenunternehmen kann ein hoher Gewer-
besteuerhebesatz bewirken, dass die Gewerbesteuer nicht in voller Höhe 
mit der Einkommensteuer verrechnet werden kann.

Des Weiteren ist durch die Reform die Bemessungsgrundlage der 
Gewerbesteuer erweitert worden. Insbesondere wurde die Hinzurech-
nung gewinnunabhängiger Elemente zum Gewinn eines Unternehmens 
ausgeweitet. Die teilweise Hinzurechnung von unter anderem Mieten, 
Pachten, Leasingraten und Lizenzen sowie die Hinzurechnung aller Zins-
aufwendungen führen insbesondere in der Krise zu einer erheblichen 
Substanzbesteuerung bei der Gewerbesteuer. Das bedeutet, dass Unter-
nehmen auch dann Gewerbesteuer zahlen, wenn sie in einem Jahr gar 
keinen Gewinn erwirtschaften. Damit dies nicht geschieht, sollte die Er-
weiterung der Hinzurechnungen rückgängig gemacht werden. Dadurch 
würde bei der Gewerbesteuer eine Besteuerung des Gewinns und somit 
der Leistungsfähigkeit eines Betriebs erfolgen.

Die Gewerbesteuer, die die Haupteinnahmequelle der Kommunen 
ist, hat aber weitere gravierende Nachteile. So stellt sie eine Sonder-
belastung für Gewerbebetriebe dar, wobei in vielen Städten und Ge-
meinden nur relativ wenige Unternehmen Gewerbesteuer zahlen. Hinzu 
kommt, dass die Gewerbesteuer im Konjunkturverlauf starken Schwan-
kungen unterliegt. In Frankfurt zum Beispiel haben sich die Gewerbe-
steuereinnahmen seit 2000 zwischen 760 Millionen und 1,7 Milliarden 
Euro pro Jahr bewegt. Diese großen Schwankungen erschweren eine 
verlässliche Haushaltsplanung.

Die Wirtschaft fordert daher schon seit Langem, die konjunkturan-
fällige Gewerbesteuer durch eine allgemeine kommunale Gewinnsteu-
er (Gemeindegewinnsteuer) mit Hebesatzrecht zu ersetzen. Durch die 
größere Anzahl von Steuerpflichtigen verstetigt sich das Steueraufkom-
men der Kommunen. Zusätzlich sollten diese an einer stabilen Steuer, 
zum Beispiel Lohn- und / oder Umsatzsteuer, höher beteiligt werden. 
Dagegen dürfen die Schwankungen der Gewerbesteuereinnahmen nicht 
durch ertragsunabhängige Hinzurechnungen beseitigt werden. Diese 
führen dazu, dass Unternehmen gerade in Krisenjahren ihre Gewerbe-
steuer aus der Substanz zahlen müssen.� ❙
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KONSOLIDIERUNG

POSITIVE PERSPEKTIVEN
Im vergangenen Jahr hat das Land Hessen 3,2 Milliarden Euro zur Entschuldung hessischer Städte und  
Gemeinden bereitgestellt. Der Haushaltsausgleich rückt für viele Kommunen in greifbare Nähe.

Nachdem die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise überwunden 
ist, stehen die öffentlichen Finanzen in Deutschland mittlerweile 
wieder auf einem soliden Fundament. Dazu beigetragen haben 

die günstige Entwicklung bei den Steuereinnahmen, die sinkenden Ar-
beitslosenzahlen und insbesondere die Konsolidierungsanstrengungen 
auf allen Ebenen. Bereits 2012 konnten Bund, Länder und Gemeinden 
gemeinsam einen strukturellen Überschuss erwirtschaften. Für die kom-
menden Jahre sind nach den aktuellen Einschätzungen ebenfalls Über-
schüsse zu erwarten. Deutschland hat die Vorgaben des Stabilitäts- und 

Wachstumspakts eingehalten und durch eine strikte Ausgabendisziplin 
im Haushalt eine Vorreiterrolle in Europa erreicht. Das Finanzierungs-
defizit der öffentlichen Haushalte wird sich 2013 gegenüber dem Vor-
jahr um rund zwei Milliarden Euro auf 24 Milliarden Euro verbessern. 
Prognosen für die kommenden Jahre gehen davon aus, dass ab 2015 
ein leichter Finanzierungsüberschuss zu erwarten ist.

Dies gilt insbesondere auch für die Kernhaushalte vieler Kommu-
nen. Nach der Einschätzung des Bundesfinanzministeriums wird sich 
die aktuell positive Entwicklung in den Kommunen in diesem Jahr wei-
ter fortsetzen: Nach dem Finanzierungsüberschuss von rund 1,8 Mil-
liarden Euro im Vorjahr ist für das laufende Jahr ein weiterer Anstieg 
auf rund fünf Milliarden Euro zu erwarten. Die Trendumkehr hat auch 
ihre Ursache in der finanziellen Unterstützung der Länder und Kom-
munen durch den Bund: Diese umfasst umfangreiche Konsolidierungs-
hilfen, wie die Übernahme von finanziellen Verpflichtungen der Länder 
und Kommunen durch den Bund. So entlastet der Bund für den Zeit-
raum von 2012 bis 2016 die Kommunen um 20 Milliarden Euro bei der 
Grundsicherung im Alter und bei der Erwerbsminderung. Sechs Milliar-
den Euro werden bei den Kosten der Unterkunft für Hartz-IV-Bezieher 
sowie 5,4 Milliarden Euro für den Ausbau der Kinderbetreuung für un-
ter Dreijährige zur Verfügung gestellt.

Für viele Kommunen wird der Haushaltsausgleich aktuell erreicht 
oder zeichnet sich bereits am Horizont ab. Es ist aber unstrittig, dass 
auf diesem Weg weitere Konsolidierungsmaßnahmen eingeleitet wer-
den müssen. Dies betrifft gerade auch die Kommunen in Hessen. Hier 
sind die Probleme aktuell noch drängender als im Durchschnitt der 
Bundesländer, und hier werden noch große Anstrengungen nötig 
sein, um zu einem ausgeglichenen Finanzierungssaldo zu gelangen. 
Die Schwierigkeiten liegen unter anderem auch an der sehr großen 
Spannweite in der Finanzausstattung der Kommunen, das heißt dem 
Unterschied zwischen denen mit guten Einnahmen und denen mit 
großem Finanzbedarf, was eine Herausforderung für eine angemes-
sene Verteilung darstellt.

Vor dem Hintergrund der hohen Schuldenstände und der sich wan-
delnden Rahmenbedingungen für Kredit- und Kassenkreditfinanzierungen 
und der damit verbundenen Bonitätsbeurteilungen der Kommunen, hat 
die Landesregierung frühzeitig reagiert: 2012 wurde ein kommunaler 
Schutzschirm aufgespannt, der mit einem Volumen von 3,2 Milliarden 
Euro zur Entschuldung der hessischen Kommunen beiträgt. Davon ent-
fallen 2,8 Milliarden Euro auf die eigentliche Entschuldung, weitere 
400 Millionen Euro wurden als Zinsdiensthilfen zur Verfügung gestellt. 
Nach dem Abschluss der Verhandlungen Ende 2012 beziehungswei-
se Anfang 2013 und den Verträgen mit den 100 Schutzschirmkommu-
nen sind inzwischen fast 1,8 Milliarden Euro kommunaler Altschulden 
durch die Wirtschafts- und Infrastrukturbank (WIBank) abgelöst wor-
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Der kommunale Rettungsschirm hat sich in Hessen zum Erfolgsmodell entwickelt. 
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den. Vom Gesamtvolumen in Höhe von 2,8 Milliarden Euro, das zur Alt-
schuldentilgung zur Verfügung stand, sind lediglich 27 Millionen Euro 
nicht abgerufen worden.

Der kommunale Schutzschirm in Hessen hat sich – gerade auch im 
deutschlandweiten Vergleich – zu einem Erfolgsmodell entwickelt: Die 
Wiederherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit eröffnet nun Pers-
pektiven für die kommunalen Haushalte. Dabei ist der Schutzschirm in 
erster Linie eine Hilfe zur Selbsthilfe. Er hat aber auch dazu beigetragen, 
den Dialog zwischen Land und Kommunen zu verbessern. Die Notwen-
digkeit, mittel- und langfristig den Haushalt im ordentlichen Ergebnis 
als kommunale doppische Schuldenbremse auszugleichen, ist zwingend. 
Ein Weiter-so konnte es für die kommunale Familie nicht geben. Inso-
fern ist der kommunale Schutzschirm ein Instrument der Zukunftssi-
cherung und die Grundlage für eine generationengerechte Finanzpolitik.
Die Kommunen, gerade im ländlichen Raum, werden aber auch durch 
die seit Frühjahr auf den Weg gebrachte Reform des kommunalen Fi-
nanzausgleichs gestärkt. Das hessische Maßnahmenpaket, das in den 
vergangenen Jahren in einem übergreifenden Konsens ausgearbeitet 
wurde, sieht ab 2014 vier Schritte zur Modernisierung des kommunalen 
Finanzausgleichs vor. Erstens: Der demografische Wandel und seine Fol-
gen (in Form von Einwohnerrückgängen) sollen durch den Einbau eines 
demografischen Faktors berücksichtigt werden. Zweitens: Die Folgen von 
Einwohnerrückgängen sollen abgemildert werden, indem bei der Unter-
schreitung bestimmter Schwellenwerte die Zuweisungen aus dem kom-

munalen Finanzausgleich in der Regel noch zwei Jahre in alter Höhe 
fortgeführt werden. Drittens: Ländliche Mittelzentren sollen stärker als 
bisher gefördert werden und viertens soll eine zusätzliche Investitions-
strukturförderung für den ländlichen Raum aufgebaut werden. Weitere 
Reformschritte werden in den nächsten Jahren folgen.

Darüber hinaus hat der Hessische Staatsgerichtshof im Mai dem 
Gesetzgeber aufgetragen, bis spätestens zum Ausgleichsjahr 2016 eine 
verfassungskonforme Neuregelung für die finanzielle Ausstattung der 
Kommunen zu erarbeiten. Voraussetzung hierfür ist die Erstellung einer 
Bedarfsanalyse, um eine Neujustierung der sogenannten vertikalen Fi-
nanzverteilung auf den Weg zu bringen. Wie beim kommunalen Schutz-
schirm geht es auch hier um ein zukunftsorientiertes und modernes Fi-
nanzausgleichssystem, das bestehende Benachteiligungen abbaut und 
für gleichwertige Lebensverhältnisse und Zukunftschancen überall im 
Land sorgt.� ❙
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KOMMUNALER FINANZAUSGLEICH

ÖFFENTLICHES WOHL IM FOKUS
Nach einem Urteil des Hessischen Staatsgerichtshofs ist der kommunale Finanzausgleich spätestens für  
das Ausgleichsjahr 2016 neu zu regeln. Zudem haben Städte und Gemeinden gegenüber dem Land einen  
Anspruch auf eine angemessene Finanzausstattung.

Städte und Gemeinden haben einen aus dem kommunalen Selbst-
verwaltungsrecht abgeleiteten weitergehenden Anspruch gegen 
das Land Hessen auf angemessene Finanzausstattung. Das hat 

der Hessische Staatsgerichtshof auf die vom Hessischen Städte- und 
Gemeindebund betriebene Klage der Stadt Alsfeld festgestellt. Die Be-
stimmungen des Finanzausgleichsänderungsgesetzes 2011 sind unver-
einbar mit den Vorschriften der hessischen Landesverfassung über die 
Selbstverwaltung. Diese erste erfolgreiche kommunale Grundrechts-
klage in der Geschichte des Landes macht eine umfassende Neuermitt-
lung aller Grundlagen des kommunalen Finanzausgleichs erforderlich.
Zwar hat der Staatsgerichtshof keine Aussage dazu getroffen, wie hoch 
der den Kommunen zustehende Finanzbedarf ist. Doch er hat als Anknüp-
fungspunkt den Bedarf, also die zum Haushaltsausgleich bei wirtschaft-
licher Aufgabenerfüllung erforderlichen Mittel, genannt. Hieraus ergibt 
sich nach Auffassung aller kommunalen Spitzenverbände ein weitaus 
höheres Mittelvolumen als das Land in 2011, 2012 und 2013 zugewie-
sen hat. Dabei handelt es sich schon jetzt kumuliert um über eine Mil-
liarde Euro, die den Kommunen fehlen und von ihnen selbst finanziert 
werden müssen. Das Land muss nunmehr darlegen und beweisen, dass 
der Finanzbedarf der Kommunen aus deren eigenen Einnahmen zuzüg-
lich Landeszuweisungen gedeckt ist.

Nach dem Urteil ist der kommunale Finanzausgleich spätestens für 
das Ausgleichsjahr 2016 neu zu regeln. Die Garantie einer angemessenen 
Finanzausstattung verlange, dass die Kommunen in der Lage seien, neben 
Pflichtaufgaben auch ein Mindestmaß an freiwilligen Selbstverwaltungs-
aufgaben wahrzunehmen. Über diese Mindestausstattung hinaus hätten 
die Kommunen einen von der Finanzkraft des Landes abhängigen wei-
tergehenden Anspruch auf Finanzausstattung, so der Staatsgerichtshof.

Das epochale Urteil des Staatsgerichtshofs setzt nunmehr einen Pro-
zess in Gang, der die Frage der Verteilungsgerechtigkeit zwischen den 
Kommunen des ländlichen Raums und denen des Ballungsraums salo-
monisch im Rahmen der weiteren Rechtsprechung in Einzelfragen zu lö-
sen hat. Hierbei wird die interkommunale Solidarität zwischen Finanz-
starken und Finanzschwachen sicher auch vom Land in die Waagschale 
geworfen werden. Viel Arbeit also für den Landesgesetzgeber und die 
Landesregierung unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände.

Nicht nachvollziehbar ist, dass die Landesregierung keine Bereit-
schaft zeigt, die in den vergangenen Jahren den Kommunen entzogenen 
Mittel unverzüglich und in einem ersten Schritt zur Verfügung zu stel-
len, zumindest als Zeichen des guten Willens. Das würde das Problem 
der derzeit prekären Finanzausstattung zwar nicht beseitigen, doch aber 
zur Linderung schmerzhafter Defizitsituationen zum Wohl aller Bürger 
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Die Richter des Hessischen Staatsgerichtshofs verhandelten im Mai über die Klage 
der Stadt Alsfeld gegen das Land Hessen zum Finanzausgleich für die Kommunen.
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nicht unerheblich beitragen, handelt es sich doch um etwa ein Drittel 
der bisherigen jährlichen Finanzausgleichsmasse.

Die Notwendigkeit ergibt sich umso mehr, als den Kommunen stän-
dig weitere Aufgaben obliegen, die im Rahmen der Daseinsvorsorge heu-
te als infrastruktureller Standard angesehen werden. Schnelles Internet 
durch Breitbandversorgung, ausreichende Kita-Plätze mit umfassender 
zeitlicher Betreuung, Bildungsaufgaben in Kita und Schule, Bewälti-
gung der Energiewende – nur einige Bemerkungen zu heutigen Lebens-
sachverhalten, die finanziert sein wollen und gleichzeitig von Bürger-
schaft wie der Wirtschaft als Basis für Standortbewertungen wie auch 
für zum Beispiel qualifiziertes Personal in den Betrieben gesehen und 
gefordert werden. Im Sinne des öffentlichen Wohls spricht all dies da-
für, den kommunalen Finanzausgleich nicht erst für 2016 neu zu ge-
stalten, sondern postwendend.

Und es ist ja nicht so, dass sich die Städte und Gemeinden nicht 
mächtig bemühten. Alle 426 Kommunen und die Landkreise haben in den 
vergangenen Jahren des Prekariats freiwillig oder gezwungenermaßen 
fast alles Kostenträchtige auf den Prüfstand gestellt und häufig harte 
Einschnitte vollzogen, um ihre Haushalte zu sanieren. 100 Gebietskör-
perschaften sind unter den Schutzschirm mit massiven Einschränkungen 
des kommunalen Selbstverwaltungsrechts gegangen, weil ihnen kei-
ne andere Wahl aufgrund der Unterfinanzierung durch das Land blieb.

Dabei soll die Erste-Hilfe-Leistung des Landes nicht herabgewürdigt 
werden. Allerdings stellt sie einen Reflex auf vorhergehende Versäum-
nisse dar. Gleichwohl sind auch die Kommunen selbst in der Pflicht und 
haben ihr nachzukommen beziehungsweise haben es getan. Die Diffe-
renzierung von Pflichtaufgaben, infrastrukturell notwendigen Leistungen 
und rein freiwilligen Leistungen ist dabei die erste kommunale Pflicht 
und die Entscheidung darüber, was noch erbracht werden kann und soll.

Die Definition der Werkzeuge stellt sich als Vollzugsaufgabe. Dazu 
gehören beispielsweise die Fragen der personellen Standards, der schar-
fen Sachkostenkontrolle, des Sparens im konsumtiven Bereich und der 
klugen, amortisationsfähigen Investments. Fragen der Synergiehebung 
durch interkommunale Zusammenarbeit etwa oder gar durch Fusionen 
von Teilbereichen oder gänzlich sind zu prüfen und begonnene Pro-
zesse fortzuführen.

Neben der Ausgabenseite ist die kommunale Einnahmenseite konse-
quent im Hinblick auf Kostengerechtigkeit, Angemessenheit und Verträg-
lichkeit zu behandeln. Auch hier findet sich bei angemessener Würdigung 
eine Reihe von Potenzialen. Die Heranziehung zum bürgerschaftlichen 
Engagement bei ansonsten gern empfangenen Leistungen birgt in die-
sem Kontext ein nicht zu verachtendes Potenzial. Bewährt hat sich 
beispielsweise die Erfüllung von Wünschen aus der Bürgerschaft, in-
dem die Kommune die Materialkosten zur Verfügung stellt, die Manpo- 
wer für die Errichtung oder Durchführung aber aus der Bürgerschaft mit 
anschließender Unterhaltung durch Patenschaften erfolgt. Dem Stadt-
säckel bleiben hierdurch hohe Summen erspart, und gleichzeitig wird 
eine hohe Akzeptanz und Obacht erzielt.

Die Anwendbarkeit in mannigfaltigen Bereichen führt zur Personal-
verschlankung. Diese wiederum ist auch Folge der mangelhaften finan-
ziellen Ausstattung. Insgesamt ist in der jüngsten Vergangenheit durch 
eine Reihe von Ursachen eine schlechte Perspektive auf der „kommu-
nalen Magerwiese“ und damit eine negative Attraktivität für Fachkräfte 

im kommunalen Bereich entstanden. Mittelfristige Konsequenzen zeich-
nen sich in Form mangelnder Verwaltungseffizienz, gegebenenfalls hö-
here Kosten trotz Einsparversuchen und am langen Ende der massiven 
Kritik der Kunden aus der Bürgerschaft verbunden mit sinkender Ak-
zeptanz des Gemeinwesens ab. 

Funktioniert die Basis-Akzeptanz nicht, stellt sich die Frage, ob lo-
kale Demokratie noch Akzeptanzwerte aufweist. Bereits heute wissen 
wir um insoweit apathische, gar lethargische Verhaltensweisen. Wahl-
beteiligungen und die Bildung von expliziten Interessengemeinschaften 
(für spezielle eigene Interessen) beweisen den zunehmend egoistischen 
Denkansatz. Das hat aber mit dem hohen Gut der kommunalen (bürger-
nahen) Selbstverwaltung nichts mehr zu tun und wird lokale Demokra-
tie, nennen wir es verantwortliche bürgerschaftliche Teilnahme am Ge-
meinwesen, fatal schädigen.� ❙
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E-RECHNUNG

PROZESSSTANDARD ETABLIEREN
Die Vorteile des elektronischen Rechnungsaustauschs sind unbestritten. Dennoch stockt die Umsetzung seit Jahren. 
Nun will die EU-Kommission der E-Rechnung zumindest in der öffentlichen Verwaltung neuen Schub verleihen.

Die elektronische Dokumentenverarbeitung auf Basis des Internets 
dient seit mehr als einem Jahrzehnt dazu, kostengünstigere und 
gleichzeitig leistungsstärkere Prozesse verfügbar zu machen. Al-

lerdings sind Rechnungen – abgesehen von in der Anschaffung teuren 
EDI (Electronic Data Interchange-) Lösungen zwischen Großunterneh-
men – bisher von dieser Entwicklung kaum erfasst. In Deutschland fal-
len jährlich etwa 32 Milliarden Rechnungen und Kassenbelege an, von 
denen weniger als zehn Prozent elektronisch ausgetauscht werden. 
Dabei könnten laut dem EU-Kommissar für Binnenmarkt und Dienst-
leistungen, Michel Barnier, durch eine Umstellung auf eine vollauto-
matisierte Rechnungsstellung die Kosten von 30 bis 50 Euro beim Pa-
pierversand auf etwa einen Euro gesenkt werden. Gleichzeitig wird durch 
eine deutliche Reduktion der CO2-Emissionen ökologisch nachhaltiges 
Wirtschaften gefördert.

Trotz dieser offensichtlichen Vorteile haben sich viele Marktakteure 
gescheut, in die E-Rechnung zu investieren – und dies gilt für die Wirt-
schaft wie auch für die öffentliche Verwaltung. Die Netzeffekttheo-
rie sagt aus, dass es bei Neueinführung einer überlegenen Technologie 
(hier der elektronischen Rechnung) zum sogenannten Start-up-Problem 
kommen kann: Jene Unternehmen, die als Erste auf die neue Technolo-
gie umstellen möchten, investieren eventuell in eine sich später nicht 
durchsetzende technische Lösung – mit der Folge, dass im Zweifel noch 

einmal investiert werden muss, um auf den sich erst später herausge-
bildeten Mainstream umzustellen. Und dann wird klar: Wenn jeder erst 
einmal auf die anderen wartet, geht eben niemand voran – im Beispiel-
fall E-Rechnungen seit zehn Jahren. 

Um das Problem zu lösen, muss ein Prozessstandard etabliert werden. 
Damit erhalten die Erstinnovierenden die Sicherheit, dass ihre Investiti-
onen – eben in diesen Standard – sich rechnen. Der Frage, wie ein von 
den maßgeblichen Marktakteuren akzeptierter Standard etabliert wer-
den kann, gehen einige Projekte nach. Diese wurden seitens des Landes 
Hessen, des Bundesinnenministeriums und des Bundestechnologiemi-
nisteriums initiiert, und sie sind zum Teil eng miteinander verschränkt. 

Auch die EU-Kommission widmet sich dieser Frage. Aus Brüssel liegt 
ein Richtlinienentwurf vor, der die öffentliche Verwaltung aller Mit-
gliedsstaaten innerhalb von vier Jahren zur Empfangsbereitschaft für 
elektronische Rechnungen verpflichten will. Damit will sie einen Bei-
trag zur Wettbewerbskräftigung des alten Kontinents leisten. Diese Ver-
pflichtung gibt dann wiederum privatwirtschaftlichen Lieferanten und 

LINK ZUM THEMA

Weitere Infos online unter www.e-docs-standards.de.
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Bundesweit fallen jährlich etwa 32 Milliarden Rechnungen und Belege an. 
Weniger als zehn Prozent werden auf elektronischem Wege ausgetauscht.
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Dienstleistern Sicherheit, dass sie zukünftig an öffentliche Verwaltungen 
elektronische Rechnungen schicken können. 

Deutschland hat bereits wichtige Voraussetzungen für die flächen-
deckende Einführung der E-Rechnung geschaffen. Hierzu zählen etwa 
die Aufhebung der Pflicht zur digitalen Signatur durch das Steuerver-
einfachungsgesetz von 2011 und die Bemühungen um einen allgemein-
gültigen Datenstandard für den Rechnungsaustausch mit der öffentli-
chen Hand („Zentraler User Guide des Forums elektronische Rechnung 
Deutschland“, kurz Zugferd). Nicht zu vergessen die vom Bundesinnen-
ministerium erarbeiteten Handlungsempfehlungen für den End-to-End-
Prozess, welche vor allem die Bedürfnisse der KMUs berücksichtigen. 

Als beste Variante für den elektronischen Rechnungsaustausch 
zwischen Unternehmen und der öffentlichen Verwaltung hat sich der  
E-Mail-Versand von Rechnungen im Sichtformat (zum Beispiel PDF) plus 
integriertem Datensatz ergeben. Die Datendatei (also etwa eine XML-
Datei, beispielsweise im Zugferd-Format) sollte dabei idealerweise so-
wohl Kopf- als auch Positionsdaten der Rechnung enthalten. Konkret: 
Eine Datei der Strukturdaten im Standardformat begleitet die im Sicht-
format-Standard übersendete Rechnung. 

Diese Variante berücksichtigt drei wichtige Punkte. Erstens können 
Rechnungen nur dann sinnvoll elektronisch weiterverarbeitet werden, 
wenn sie eine entsprechende Datendatei zur Einspeisung in die nach-
gelagerten Systeme enthalten. Das bloße Überwinden des papierba-
sierten Rechnungsaustauschs, beispielsweise durch Scannen von Pa-

pierrechnungen, ist auf lange Sicht nicht zielführend. Das weitaus 
größere Potenzial lässt sich bei den Prozessen des Rechnungswork-
flows heben, das heißt durch optimierte Prüfung, Freigabe, Zahlung 
und Archivierung. Zweitens setzt der Übertragungsweg E-Mail die 
Schwelle für eine Teilnahme am elektronischen Rechnungsaustausch 
sehr tief. Dadurch werden kleine Unternehmen nicht von vornherein 
ausgeschlossen. Auch diese Unternehmen können so die Vorteile eines 
elektronischen Rechnungsaustauschs, zum Beispiel durch ein zentrales 
Rechnungsausgangsbuch, heben. Drittens ist diese Variante im soft- 
waretechnischen Sinn offen. Sie verwendet also keine proprietären Be-
standteile, die zusätzlich zur normalen Ausstattung eines PCs kosten-
pflichtig angeschafft werden müssen.

Die Goethe-Universität führt derzeit bei kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen (KMU) und bei öffentlichen Institutionen Pi-
lotprojekte durch. Sie verfolgen die Zielsetzung, technische Lösungen 
zur Umsetzung der Handlungsempfehlung PDF plus Datensatz per  
E-Mail zu entwickeln und zu evaluieren. Wie eine solche Lösung aus-
sehen kann, wird beispielsweise im Rahmen des Projekts E-Rechnung 
beim Technischen Hilfswerk demonstriert. Als zentraler Baustein dient 
hierbei ein Konverter, der die Daten unter anderem aus mit herkömm-
lichen Office-Programmen erstellten PDF-Dokumenten extrahiert und 
in das gewünschte Format umwandelt. Es wird quasi der Quellcode des 
PDF ausgelesen. Dieses Verfahren ist im Vergleich zum oft eingesetz-
ten Scannen von Dokumenten mit anschließendem Auslesen der Daten 
über optische Texterkennungsverfahren (OCR-Verfahren) kostengüns-
tiger und auch weniger fehleranfällig. 

Im Testbetrieb zeigte sich die Effektivität der Lösung: Lieferanten 
können E-Rechnungen als PDF plus Daten über einen Dienstleister oder 
als einfache PDF-Datei per E-Mail schicken. Letztere Variante wird auf 
Senderseite – vor allem bei KMUs – am häufigsten gewünscht. Durch 
den Konverter und die damit einhergehende Erstellung der Datendatei 
erst beim Empfänger wird dies ermöglicht, was sich positiv auf die Ak-
zeptanz des elektronischen Rechnungsaustauschs auswirkt. Bei gewollter 
Heterogenität im Rechnungseingang sorgt des Weiteren ein mit dem 
Konverter verbundenes zentrales Rechnungseingangsbuch für Homo-
genität in den Rechnungsbearbeitungsprozessen innerhalb der Behör-
de. Die Lösung ist einfach integrierbar und erweiterbar, beispielswei-
se mit Archivierungs- oder Workflowmodulen. Eine Behörde, die diese 
Lösung (Konverter plus Rechnungseingangsbuch) einsetzt, erfüllt be-
reits heute die von der EU angestrebte Empfangsbereitschaft für struk-
turierte E-Rechnungen. Durch die Bereitstellung der Komponenten als 
cloudbasierte Lösung können auch KMUs ohne große Anfangsinvesti-
tionen von den Vorteilen profitieren. Es scheint also, als könnte in die-
sem Fall die Wirtschaft von der öffentlichen Verwaltung lernen.� ❙
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Das Deutsche Wirtschaftsforum, 
eine der bundesweit wichtigsten 
Plattformen für die Diskussion und 
den Meinungsaustausch zwischen 
Wirtschaft und Politik, fand am  
6. Dezember zum zweiten Mal in 
der Mainmetropole statt. Prof. 
Dr. Mathias Müller, Präsident der 
Industrie- und Handelskammer 
Frankfurt am Main, präsentierte 
als Eröffnungsredner vor inter-
nationalem Publikum Frankfurt-
RheinMain als eine der führenden 
Metropolregionen in Europa. „In 
Frankfurt schlägt das wirtschaft-
liche Herz Deutschlands.“

Mit Blick auf die Bundespoli-
tik lobte er, dass die Koalitionäre 
in Berlin zwar in Europa auf Kurs 
bleiben wollen und an der Haus-
haltskonsolidierung festhalten. „Aus 
Sicht der Wirtschaft gehen sie mit 
ihren Vereinbarungen zur Arbeits-
markt- und Rentenpolitik in erheb-
lichem Umfang aber das Risiko ein, 
Flexibilitätsgewinne und Beschäfti-
gungserfolge der Vergangenheit zu 
verspielen.“ 

Der IHK-Präsident forderte, der 
politische Kurs sollte auch in den 
kommenden Jahren von der Konti-
nuität, der Verlässlichkeit und der 
Fortschrittsorientierung geprägt 
bleiben, die die deutsche Wirt-
schaftspolitik seit Jahrzehnten 
im Kern auszeichnen und die lan-
ge Perioden soliden Wachstums 
ermöglicht haben. Zum bishe-
rigen Kurs, den europäischen Kri-
senstaaten wirtschaftspolitische 
Reformen zu verordnen, strik-
te Haushaltskonsolidierung und 
harte Einschnitte in den Sozial-
systemen abzuverlangen, bestehe 

keine Alternative. „Wer über sei-
ne Verhältnisse gelebt hat, muss 
nun einmal in einem gesellschaft-
lich vertretbaren Rahmen gesund-
schrumpfen.“ 

Zugleich äußerte sich Prof.  
Dr. Müller kritisch zu einigen Initi-
ativen auf europäischer Ebene. Die 
EU-Kommission habe eine wenig 
notwendige Debatte um die Ver-
wendung des international aner-
kannten Gütesiegels „Made in Ger-
many“ losgetreten. Zudem stehe 
Deutschland wegen seiner erfolg-
reichen Exportwirtschaft interna-
tional in der Kritik und werde un-
terschwellig für die Krise anderer 
Volkswirtschaften verantwortlich 
gemacht. „Fast hat man derzeit 
den Eindruck, als müsste man sich 
dafür entschuldigen, dass unsere 
Unternehmen ihre Produkte in aller 
Welt besser und erfolgreicher als 
andere vertreiben können“, sagte 
Prof. Dr. Müller. Die eingeleitete 
Untersuchung der Kommission zur 
deutschen Exportstärke sende den 
Krisenländern das fatale Signal, 

dass es auch ohne eigene Anstren-
gungen möglich sein könnte, die 
Probleme der europäischen Peri-
pherie zu lösen. Er halte diese De-
batte für unnötig und im Grund-
satz für falsch. Die Kunden in aller 
Welt wollten eben Automobile und 
Maschinen mit dem Label „Made 
in Germany“, weil sie von diesen 
Produkten überzeugt seien. „Dieser 
Nimbus macht unsere Volkswirt-
schaft im internationalen Kontext 
so stark.“ Prof. Dr. Müller warnte 
zudem die nächste Bundesregie-
rung vor unüberlegten Eingriffen 
bei der Förderung von erneuer-
baren Energien. „Die Energiewen-
de darf nicht zum Universal- 
argument für einen ungebremsten 
Stromkostenanstieg werden, der 
unserer Wirtschaft gerade im in-
ternationalen Wettbewerb immer 
mehr zu schaffen macht.“

Frankfurts Oberbürgermeister 
Peter Feldmann erinnerte in seiner 
Begrüßung an die historischen Hür-
den, als man im 19. Jahrhundert auf 
dem Weg von Frankfurt nach Kas-

sel elf Landesgrenzen kreuzte. Von 
der damaligen Kleinstaaterei sei die 
Region heute auf gutem Weg, ge-
meinsam mit der Stadt Frankfurt 
ein einheitliches Profil zu entwi-
ckeln. „Internationalität musste 
der Stadt nie aufgezwungen wer-
den, sie ist in Frankfurt schon lange 
vorhanden“, warb Feldmann vor na-
tionalen und internationalen Zuhö-
rern in der Paulskirche. „Zuwande-
rung ist in dieser Stadt schon viele 
Hundert Jahre eine Tradition, da-
her ist Globalität für uns zum All-
tag geworden.“

Der Vorstandsvorsitzende der 
Siemens AG, Joe Kaeser, wandte 
sich mit einer ähnlichen Mahnung 
an die Teilnehmer des Wirtschafts-
forums wie vor ihm schon der IHK-
Präsident. „Die Stärke der Indus-
trie wird immer wichtiger für den 
Wohlstand in Deutschland. Des-
halb dürfen wir den Stellenwert 
von Made in Germany nicht be-
einträchtigen.“ Der deutsche Ex-
portüberschuss sei „nichts Ver-
kehrtes“, er sei das Ergebnis von 
guter Arbeit. „Ich freue mich, dass 
Deutschland die Zeit genutzt hat, 
während andere Länder sich eher 
Zeit gelassen haben“, so Kaeser. 
Die gute Entwicklung in Deutsch-
land habe auch viel mit der rich-
tigen Politik zu tun gehabt, sagte 
Kaeser unter Verweis auf die Agen-
da 2010. Aktuell sei es ebenfalls 
wichtig, dass eine Deflation ver-
mieden werde. 

Zur Wirtschaftspolitik von 
CDU/CSU und SPD in Berlin sagte 
Kaeser, die momentan guten kon-
junkturellen Rahmenbedingungen 
seien temporär, darauf sollte man 
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sich nicht dauerhaft einstellen. Die 
Bereitstellung von Mitteln für neue 
Infrastrukturinvestitionen sei zu 
begrüßen, aber auch dann wer-
de die negative Investitionsbi-
lanz in Deutschland nur teilwei-
se verbessert, da den Investitionen 
weit höhere Abschreibungen durch 
Abnutzung entgegenständen. Die 
Investitionsquote des Staates lie-
ge mit 16 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts deutlich unter dem 
Durchschnitt der Industrienati-
onen. 

„Fleiß, Einsatz, Zuverlässigkeit, 
Qualität, Anstand und Respekt vor 
der Leistung von anderen“ sind 
nach den Worten von Kaeser die 
Werte, auf denen das Erfolgsmo-
dell der sozialen Marktwirtschaft 
beruht. Diese gelte es mit einer 
„verpflichtenden Kultur des Eigen-
tums“ wieder zu verbinden. Wenn 
er von Mitarbeitern gefragt wer-
de, was darunter zu verstehen ist, 
sage er einfach: „Macht eure Arbeit 
so, als wäre es eure eigene Firma.“

Viviane Reding, Vizepräsiden-
tin der Europäischen Kommission 
und Kommissarin für das Ressort 
Justiz, Grundrechte und Bürger-
schaft, sprach sich für eine demo-

kratische Weiterentwicklung der 
Europäischen Union aus. Nach den 
zahlreichen Rettungsmaßnahmen 
in der Finanzkrise müsse nun die 
Demokratie aufholen, damit die 
neuen Einrichtungen politisch ver-
ankert würden. Ihre Vision sei es, in 
der EU neben der Kommission und 
dem Parlament auch einen Senat 
als Vertretung der Mitgliedsstaaten 
einzurichten, sagte sie in einer Vi-
deobotschaft.

Das Direktoriumsmitglied der 
EZB, Benoît Cœuré, lobte den 
deutschen Mittelstand, der das 
Zentrum der wirtschaftlichen 
Wertschöpfungsketten in Europa 
darstelle. Dennoch könne Deutsch-
land nicht alleine die Probleme in 
den Ländern der Europäischen Uni-
on beheben. Daher sei es weiter-
hin nötig, das Instrumentarium des 
europäischen Wirtschaftsraums 
zu vollenden, so wie es bei seiner 
Gründung geplant gewesen war. 
Dazu gehöre neben der Rückkehr 
zur fiskalischen und ökonomischen 
Stabilität in Europa auch die Be-
achtung der finanzwirtschaftlichen 
Stabilität. Dem diene die geplante 
Bankenunion, die verhindern solle, 
dass die Steuerzahler vor anderen 

Beteiligten im Krisenfall herange-
zogen werden.

Dr. Vince Cable, britischer 
Wirtschaftsminister, sagte, er halte 
trotz mancher kritischer Stimmen 
in seinem Land das Risiko für ei-
nen britischen Austritt aus der EU 
für klein („fünf Prozent vielleicht“). 
Der Unmut der Bevölkerung bezie-
he sich auch darauf, dass die bri-
tische Wirtschaft nach der Finanz-
krise noch nicht auf das frühere 
Leistungsniveau zurückgekehrt 
sei. Die gemeinsame Agenda von 
Großbritannien und der EU sollte 
aus seiner Sicht die Vertiefung des  
europäischen Binnenmarkts sein, 
insbesondere in der digitalen Welt, 
sowie die Förderung von Handels-
abkommen, vor allem mit den USA, 
aber bald auch mit asiatischen 
Ländern. Großbritannien beginne 
wieder industrielle Entwicklungs-

zentren zu errichten und bediene 
sich dabei deutscher Vorbilder, wie 
etwa der Fraunhofer Gesellschaft. 
Cable, der der Liberal Democratic 
Party angehört, zeigte Verständ-
nis dafür, dass die Euro-Länder 
eine stärkere politische Annähe-
rung innerhalb der EU verfolgten, 
doch sei dies in seinem Land auf-
grund des Euro-Skeptizismus mo-
mentan nicht zu vermitteln. 

In den weiteren Diskussions-
runden sprachen unter anderen 
Steve Lewis, Gründer von Living 
PlanIT SA, Dr. Jürgen Heraeus, Vor-
sitzender des Aufsichtsrats der He-
raeus Holding, Rainer Hundsdörfer, 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
der ebm-papst Gruppe, Roland Bo-
ekhout, Vorsitzender des Vorstands 
der ING-DiBa AG, und Dr. Michael 
Freytag, Vorsitzender des Vorstands 
der SCHUFA Holding AG.� ❙
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Nachdenkliche Zuhörer aus Wirtschaft und Politik in der Frankfurter Paulskirche: Wie weit 
ist der schwarz-rote Koalitionsvertrag von anhaltender Hochkonjunktur abhängig? 
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Ziel des Hessischen IHK-Nahver-
sorgungstags war es, die Rahmen-
bedingungen aufzuzeigen, unter 
denen solche Angebote funkti-
onieren. Die Teilnehmer aus Kom-
munen mit Unterversorgung konn-
ten daraus schlussfolgern, ob das 
jeweilige Geschäftsmodell auch 
in ihrer Gemeinde erfolgreich sein 

könnte. Die Grundversorgung, ins-
besondere mit Lebensmitteln und 
Drogerieartikeln, dient dazu, die 
Kundenfrequenz aufrechtzuer-
halten und damit der Existenzsi-
cherung der übrigen Facheinzel-
handelsunternehmen sowie der 
Dienstleister, wie beispielsweise 
Friseure und Textilreinigungen. Ein 

attraktives Lebensmittelangebot 
ist wichtig für die Vitalität und 
Multifunktionalität solcher Ein-
kaufs- und Versorgungsbereiche.

Die großen Filialanbieter ver-
fügen mittlerweile fast alle über 
kleinflächige Ladenkonzepte, die 
bei kleinen Einzugsgebieten funk-
tionieren. Exemplarisch hat Tegut 
sein „Lädchen für alles“ vorgestellt. 
In diesen Läden, die über eine Flä-
che von 100 und 350 Quadrat- 
metern verfügen, können 3 500 
bis 4 000 Artikel auch in kleinsten 
Gemeinden ab 1 000 Einwohnern 
angeboten werden. Ausschlagge-
bend für die Investitionsentschei-
dung sei, ob die Bürger in diesen 
Gemeinden ein solches Geschäft 
wirklich wollten und in der Folge 

auch dort einkauften. Es gebe da-
rüber hinaus die Möglichkeit, mit 
Mitarbeitern zu arbeiten, die von 
sozialen Trägern gestellt würden. 
Es sei nicht primäres Ziel von Te-
gut, mit diesen kleinen Märkten 
Geld zu verdienen. Vielmehr ver-
stehe das Unternehmen dieses An-
gebot als gesellschaftliches Enga-
gement.

Auch für die von Dorfgemein-
schaften organisierten Läden gibt 
es mittlerweile seit Jahren er-
probte Modelle. Der Dorfladen 
Ginseldorf, der von einem Verein 
betrieben wird, ist bereits seit acht 
Jahren am Markt. Auf 120 Qua-
dratmetern präsentiert er rund 
1 200 Artikel in einer Gemeinde 
mit 830 Einwohnern. Obst und Ge-

HESSISCHER IHK-NAHVERSORGUNGSTAG

GRUNDVERSORGUNG SICHERSTELLEN
Wie Nahversorgung mit erprobten Konzepten in bereits unterversorgten kleineren Gemeinden oder Stadtteilen  
größerer Städte organisiert werden kann, zeigte der Hessische IHK-Nahversorgungstag am 4. November in der  
IHK Frankfurt auf.

Dr. Joachim Stoll, Vorsitzender des IHK-Einzelhandelsausschusses, bei seiner Begrüßungsrede.
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müse werden von ortsansässigen 
Landwirten bezogen, und auch an-
dere frische Waren kommen aus 
der Region. Das Geschäft wird von 
einer fest angestellten Geschäfts-
führerin und sechs 450 Euro-Kräf-
ten betrieben. Die Kostendeckung 
ist noch nicht vollständig erreicht. 
Der Verein verfolgt, neben der 
Nahversorgung der Bürger, noch 
das Ziel eines Bürgertreffs, damit 
Neubürger und Alteingesessene  
stärker zusammenwachsen, was 
zudem durch weitere Initiativen 
unterstützt wird.

Als Variante wurde zudem 
das Konzept des Smart-Markts 
der Werkstatt Frankfurt erläutert. 
Damit soll nicht nur die Nahver-
sorgung in unterversorgten Stadt-
teilen sichergestellt werden. Viel-
mehr soll insbesondere auch die 
Berufsqualifizierung der Mitar-
beiter erreicht werden, die auf 
dem regulären Ausbildungsmarkt 
Schwierigkeiten haben. Drei 
Smart-Märkte wurden in Frank-
furt dort eröffnet, wo kein kom-
merzieller Betreiber eine Chan-
ce sah. Beliefert werden sie von 
Rewe; das Konzept ist den Rewe- 
Nahkauf-Märkten sehr ähnlich. 

Der Verkaufswagen als rol-
lendes Lebensmittelgeschäft des 
Anbieters Heiko ist eine mobile Al-
ternative aus Rheinland-Pfalz, um 
Nahversorgung anzubieten. Hei-
ko fährt eine Auswahl von 450 bis 
1 200 Artikeln je nach Fahrzeugtyp 
bis vor die Haustür. In einem Um-
kreis von bis zu 100 Kilometern um 
die Unternehmenszentrale versorgt 
das Unternehmen Gemeinden, in 
denen dieser Service nachgefragt 
wird. Entscheidend ist, dass etwa 
80 Haushalte in der jeweiligen Ge-
meinde angefahren werden kön-
nen. Der Verkaufswagen kommt 
einmal pro Woche.

Als Internetlebensmittelhänd-
ler präsentierte sich Rewe-Online. 
Der Lieferservice, ausgelöst durch 
eine Internetbestellung, könnte 
auch ein Weg sein, Nahversorgung 
sicherzustellen. Deutlich wurde 
aber, dass in Großstädten lang-
sam die Bestellungen zunehmen 
und tendenziell die Auslastung 
der Auslieferfahrzeuge steigt. Da 
aber in der Fläche noch zu wenig 
Lebensmittel online bestellt wer-
den, rechnet sich diese Form der 
Versorgung bisher nur in Ballungs-
räumen.

Für Frankfurt wurden die Kon-
zepte zur Erreichung des Ziels ei-
ner flächendeckenden Versorgung 
vom jeweiligen Wohnort in einem 
Abstand von 300 Metern oder fünf 
Minuten Fußweg vorgestellt. Hier-
zu gehören ein Einzelhandelskon-
zept, Förderprogramme, Anpassung 
von Bebauungsplänen, die bereits 
erwähnten Smart-Märkte, Einsatz 
von Fördermitteln, städtische In- 
vestitionen in Infrastruktur und Ge-
werbeberatung durch die Wirt-
schaftsförderung der Stadt Frankfurt.

Auch die rechtlichen Aspekte 
der Sicherung der Nahversorgung 
wurden erläutert. Die Anwalts-
kanzlei Taylor Wessing legte das 
gesamte Spektrum der planungs-
rechtlichen Möglichkeiten zur 
kommunalen Steuerung des Ein-
zelhandels dar. Angefangen mit 
Einzelhandelskonzepten, mit der 
Möglichkeit zentrale Versorgungs-
bereiche festzulegen, über Festle-
gungen im Flächennutzungs- und 
Bebauungsplan, mit der Aus-
weisung von Sondergebieten für 
oder dem Ausschluss von großflä-
chigem Einzelhandel. Wichtig er-
scheint hierbei aus Sicht der IHKs, 
dass solche Konzepte für das je-

weils komplette Gebiet einer Kom-
mune und in Abstimmung mit den 
Planungen der Nachbargemeinden 
konsequent umgesetzt werden. Das 
schaffe auch Investitionssicherheit 
für die Einzelhandelsunterneh-
men. Seitens des Regionalverbands 
FrankfurtRheinMain wurden we-
sentliche Aspekte zur Sicherung der 
Nahversorgung im regionalen Flä-
chennutzungsplan erläutert. Hierzu 
zählt insbesondere die erleichter-
te Ansiedlung von Lebensmittel-
vollsortimenten bis 2 000 Quadrat-
meter oder Discountern bis 1 200 
Quadratmeter Verkaufsfläche, also 
Marktgrößen, die besonders nah-
versorgungsrelevant sind. Schließ-
lich berichtete die IHK Darmstadt 
noch über eine Nahversorgungs-
studie zur Situation im Odenwald, 
die sie gemeinsam mit der GMA er-
arbeitet hat.� ❙
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6. Frankfurter Tourismustag – Netzwerktreffen der Branche
Im Mittelpunkt des 6. Frank-
furter Tourismustags, der am  
7. November stattfand, standen 
Informationen, Perspektiven und 
Gespräche rund um den Touris-
musstandort Frankfurt. Im Rah-
men der Veranstaltung wurde 
auch der Frankfurter Tourismus-
preis vergeben (Foto). Die Aus-
zeichnung würdigt Projekte oder 
Leistungen, die den Tourismus 
in der Mainmetropole vorange-
bracht haben und einen touris-
tischen Mehrwert für die Stadt 
und ihre Gäste schaffen. Gewin-
ner ist das Wolkenkratzer-Festi-

val 2013. Den Initiatoren sei es 
gelungen, die Frankfurter Hoch-
haus-Landschaft erneut positiv 
zu besetzen, so die Jury. Zweiter 

Gewinner ist das Städel-Muse-
um mit der unterirdischen Gar-
tenhalle für Gegenwartskunst. 
Die Frankfurter Personenschiff-

fahrt Primus-Linie gewann den 
dritten Preis und überzeugte mit 
der schwimmenden Aussichts-
plattform am Mainufer. „Frank-
furt ist eine Stadt, die ihr Image 
in den vergangenen Jahren ste-
tig verändert hat, weg von der 
grauen Stadt des Geldes hin zu 
einer weltoffenen Metropole, 
die mit sensationellen Events 
sowie tollen Museen begeistert, 
und in der sich ein Besuch je-
derzeit lohnt. Der Preis soll die-
se Entwicklung weiter fördern", 
so Thomas Reichert, Vizepräsi-
dent der IHK Frankfurt.

Standortpolitik
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Die IHK-Delegation mit Präsi-
dent Prof. Mathias Müller, Vi-
zepräsident Horst Platz und 
Hauptgeschäftsführer Matthi-
as Gräßle besuchte bei der dies-
jährigen Kreisbereisung die Un-
ternehmen A&R Carton in Kriftel 
und Kobold Messring in Hofheim. 
Begleitet wurden sie von Land-
rat Michael Cyriax, der Hofhei-
mer Bürgermeisterin Gisela Stang 
und dem Krifteler Bürgermeister  
Christian Seitz. 

Dabei konnten positive Ten-
denzen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Unternehmen fest-
gestellt werden. Insgesamt sieht 
die IHK Frankfurt bei den 17 000 
Mitgliedsunternehmen im Main-
Taunus-Kreis eine ähnliche Ent-
wicklung wie in der gesamtwirt-
schaftlichen Konjunktur. Demnach 
haben sich die Investitionspläne 
der Unternehmen im IHK-Bezirk 

Frankfurt zuletzt wieder aufge-
hellt. Nach wie vor wollen mehr 
Unternehmen ihre Investitionen 
ausweiten als zurückfahren. Dies 
liegt unter anderem auch daran, 
dass die Metropolregion Frankfurt- 
RheinMain und damit auch der 
Main-Taunus-Kreis überdurch-

schnittlich viele international 
agierende Unternehmen beheima-
tet. Rund 17 Prozent der Firmen im 
IHK-Bezirk haben einen internati-
onalen Eigentümer-Hintergrund. 

Sichtbar wird die erfolgreiche 
Internationalisierung am Beispiel 
des Krifteler Unternehmens A&R 

Carton, einer Niederlassung der 
schwedischen Å&R Carton AB, 
eines weltweit operierenden Kar-
tonagen- und Verpackungsher-
stellers. An elf Standorten sind 
weltweit etwa 1 450 Mitarbeiter 
beschäftigt. In Kriftel arbeiten 200 
Angestellte. 

IHK-KREISBEREISUNG

HOHE QUALITÄTSSTANDARDS
Die IHK-Kreisbereisung führte die Delegation diesmal nach Kriftel und Hofheim in den Main-Taunus-Kreis. In diesem 
Landkreis haben 17 000 Unternehmen und damit knapp ein Fünftel der Mitglieder der IHK Frankfurt ihren Sitz.

Rüdiger Theiss (l.), Geschäftsführer, A&R Carton, stellte der IHK-Delegation unter an-
derem die breite Produktpalette des in Kriftel ansässigen Unternehmens vor (u.r.).

Station der Kreisbereisung war auch Kobold Messring in Hofheim. Von links: Michael 
Cyriax, Landrat, Main-Taunus-Kreis, Martin Woitschell, Wirtschaftsförderer, Main-Tau-
nus-Kreis, Prof. Mathias Müller, IHK-Präsident, Raza Ali Agha, Verkaufsleiter, Kobold 
Messring, Valentina Scheu, IHK-Geschäftsstelle Bad Homburg, Harald Peters, Ge-
schäftsführer, Kobold Messring, und Gisela Stang, Bürgermeisterin, Hofheim.
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A&R fertigt Faltschachteln und 
entwickelt Verpackungslösungen. 
Das Unternehmen bietet zudem 
Offset- und Tiefdruck und eine 
Palette von Finishing-Techniken, 
wie Hochglanz-, Präge-, Tiefzieh- 
und Heißfolie mit Mikroprägemus-
ter. Die Produktpalette des Unter-
nehmens ist sehr breit: Sie reicht 
von Eisbechern bis hin zu Pralinen-
schachteln, von Verpackungen für 
Babynahrung bis hin zu solchen für 
Fast Food. Auch Zigarettenschach-
teln werden in Kriftel hergestellt.

Das in Hofheim ansässige Un-
ternehmen Kobold Messring ist 
eines der international führenden 
Unternehmen in der Mess- und 
Regeltechnik, mit einem Export-
anteil von über 60 Prozent. Das 
Unternehmen wurde 1980 gegrün-
det. In den Folgejahren entstanden 
weltweit 28 eigenständige Kobold-
Gesellschaften mit 320 Mitarbei-
tern, wovon 130 Mitarbeiter am 
Standort Hofheim beschäftigt sind. 
Das Unternehmen entwickelt, pro-
duziert und vertreibt Instrumente 
zur Überwachung, Messung und 
Regelung der physikalischen Grö-
ßen Durchfluss, Druck, Niveau und 
Temperatur. Die Geräte werden in 
fast allen Industriebereichen ein-
gesetzt. Mit jedem Innovations-
schritt in der industriellen Ferti-
gung müsse auch die Messtechnik 
nachgeführt werden, erläuterte 
Geschäftsführer Harald Peters. Da-
bei seien die hohen Qualitätsstan-
dards zu beachten.

Beide Unternehmen beein-
druckten durch ihre hohen Qua-
litätsstandards sowie die Reali-
sierung der Kundenwünsche mit 
passgenauen Produkten. Müller 
hob insbesondere auch die hohe 
Innovations- und Entwicklungs-
fähigkeit der Unternehmen hervor. 
Beide Unternehmen waren sich ei-
nig, dass sie von ihrem Standort in 
der Region FrankfurtRheinMain, 

dem Flughafen als internationa-
lem Drehkreuz und den weiteren 
Verkehrsanbindungen für schnel-
le Warenlieferketten profitieren.

Die gute Lage sei aber kein si-
cherer Garant für die Zukunftsfä-
higkeit der Unternehmen, berich-
teten die beiden Geschäftsführer 
der besuchten Firmen. Ein Risiko, 
das zudem spürbar immer mehr 
Auswirkungen auf die Geschäfts-
entwicklungen auch im Main-Tau-
nus-Kreis hat, ist der zunehmende 
Engpass bei den Fachkräften. Hän-
deringend werde in beiden Un-
ternehmen oft nach geeigneten 
Fachkräften und Auszubildenden 
gesucht. 

Müller warb in diesem Kontext 
für interessante Ausbildungsberufe 
bei mittelständischen Unterneh-
men. Auch wenn Großunterneh-
men von Auszubildenden oft als at-
traktiver wahrgenommen würden, 
biete gerade die in kleineren Fir-
men engere Nähe zur Geschäfts-
leitung eine individuellere Ausbil-
dung der Lehrlinge, die auf deren 
Stärken und Schwächen ausge-
richtet sein könnte, betonte Mül-
ler. Wirtschaft und Politik seien ge-
meinsam gefragt, dieses Problem 
zu lösen. Im Wettbewerb der Met- 
ropolregionen müsse die Zusam-
menarbeit noch verstärkt werden. 
„Als Wirtschaftsstandort müssen 
wir den Unternehmen qualifizierte 
Fachkräfte zur Verfügung stellen“, 
sagte der IHK-Präsident, „damit wir 
weiter wachsen und wettbewerbs-
fähig gegenüber anderen Metropol- 
regionen bleiben.“� ❙

IHK-Jahresempfang 2014
Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer, 
liebe Wegbegleiter und Freunde der IHK,

der Jahresempfang 2014 der 
IHK Frankfurt steht im Zeichen 
des Meinungsaustauschs mit 
unseren Mitgliedern und Gäs- 
ten. Gemeinsam mit Ihnen 
wollen wir die wirtschaft-
lichen Perspektiven für das 
kommende Jahr erörtern. Wir 
freuen uns, dass neben dem 
IHK-Präsidenten auch der hes-
sische Ministerpräsident und 
der Frankfurter Oberbürger-
meister sprechen werden. Zum 

Jahresempfang der IHK Frank-
furt am Dienstag, 28. Januar, 
ab 18.30 Uhr, IHK-Gebäu-
de am Börsenplatz, laden wir 
Sie herzlich ein. Eine Anmel-
dung bis 17. Januar ist auf-
grund der begrenzten Anzahl 
von Plätzen erforderlich. An-
meldung und Information: IHK 
Frankfurt, Unternehmenskom-
munikation, Sabine Karl, Tele-
fon 0 69 / 21 97 - 12 02, E-Mail 
s.karl@frankfurt-main.ihk.de.
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Schnelle Breitbandverbindungen 
sind heute nicht annähernd flä-
chendeckend verfügbar: Lediglich 
66 Prozent der deutschen Haus-
halte können überhaupt Breit-
band von 30 Megabits pro Sekun-
de (Mbit/s) oder mehr in Anspruch 
nehmen (EU-Schnitt: 54 Prozent). 
Darüber hinaus will die Kommis-
sion, dass ebenfalls bis 2020 die 
Hälfte der EU-Haushalte einen 
Breitbandzugang von 100 Mbit/s 
oder mehr tatsächlich nachfragen. 

Auch dies erscheint heute 
noch illusorisch: Bisher haben nur 
0,4 Prozent der deutschen Haus-
halte ultraschnelles Breitband von 
100 Mbit/s oder mehr (EU-Schnitt: 
ein Prozent). Vor allem die dafür 
nötigen Glasfaser-Verbindungen 
(Fibre to the Premise, FTTP) sind in 
Deutschland noch kaum verfügbar: 
Nur für drei Prozent der Haushalte 
steht FTTP zur Verfügung. Deutsch-
land ist damit Schlusslicht in der 
EU (Slowakei 57 Prozent, Däne-
mark, Schweden, Finnland gut 30 
Prozent).

Entscheidendes Hindernis für 
den Breitbandausbau sind die erheb-
lichen Kosten für Hoch- und Tief-
bauarbeiten. Möchte die Kommissi-
on ihre Ziele dennoch glaubwürdig 
verfolgen, muss sie die Kosten des 
Breitbandausbaus reduzieren. Vor 
diesem Hintergrund ist der Kommis-
sionsvorschlag für eine Verordnung 
zur Reduzierung der Kosten des Aus-
baus von Hochgeschwindigkeitsnet-
zen für die elektronische Kommuni-
kation zu sehen.

Die Verordnung enthält im We- 
sentlichen drei Elemente: Ers- 
tens sollen Telekommunikations-
netzbetreiber schneller als bisher 

eine Baugenehmigung bekommen. 
Bauanträge sollen bei einer zentra-
len Informationsstelle eingereicht 
werden, die zuständigen nationalen 
Behörden dann in der Regel inner-
halb von sechs Monaten über den 
Antrag entscheiden. Zweitens soll 
den Betreibern von Breitbandnet-
zen ermöglicht werden, die Netzinf-
rastruktur anderer Infrastrukturbe-
treiber zu nutzen. 

Das heißt: Betreiber von elek-
tronischen Kommunikationsnet-
zen (Telefon- und Mobilfunknetze) 
oder von Gas-, Strom-, Wasser- oder 
Fernwärmenetzen werden verpflich-
tet, die „nichtaktiven“ Komponenten 
ihres Netzes für Breitbandnetzbe-
treiber zu öffnen. Zu „fairen Bedin-
gungen und Preisen“ legen dann die 
Betreiber von Breitbandnetzen ihre 
Leitungen in deren Rohre, Verteiler-
kästen oder Schächte. Nur aufgrund 

objektiver Kriterien kann der Zugang 
dazu verweigert werden, etwa eine 
fehlende technische Eignung, man-
gelnder Platz oder Gefahren für die 
Integrität und Sicherheit der be-
stehenden Netze. Im Streitfall ent-
scheidet eine Streitbeilegungsstel-
le. Sie ist auch verantwortlich für 
die Festlegung der sogenannten 
„fairen Bedingungen und Preise“ 
der Zugangsgenehmigung. Die Zu-
gangsverpflichtung geht mit einer 
Informationspflicht über den Um-
fang der bestehenden Netze einher: 
Auf behördliches Verlangen müssen 
alle Netzbetreiber innerhalb eines 
Monats Informationen über Stand-
ort, Leitungswege und geografische 
Koordinaten ihrer Netzinfrastruktur 
übermitteln. 

Drittens will die Kommission, 
dass Gebäude, die neu errichtet 
oder umfangreich renoviert werden, 

mit einer „hochgeschwindigkeitsfä-
higen, gebäudeinternen physischen 
Infrastruktur“ ausgestattet werden. 
In der Regel sind dies Leerrohre, die 
in die Wände eingelassen werden. 
Bei Mehrfamilienhäusern muss der 
Telekommunikations-Netzbetreiber 

EU-KOMMISSION

DIGITALE AGENDA FÜR EUROPA
Die EU-Kommission plant, die Breitbandverbreitung in der Europäischen Union auszuweiten. Ihre „Digitale Agenda für 
Europa“ sieht vor, bis 2020 allen Europäern Internetzugänge von mindestens 30 Megabits pro Sekunde bereitzustellen.

CENTRUM FÜR EUROPÄISCHE 
POLITIK

Das Centrum für Europäische  
Politik (CEP) ist der europapoli-
tische Think-Tank der Stiftung 
Ordnungspolitik. Es analysiert die 
volkswirtschaftlich relevanten 
Vorhaben der EU und entwickelt 
Strategien für die europäische 
Politik. Wissenschaftliche Basis 
für die Studien und Analysen des 
CEP sind die ordnungspolitischen 
Grundsätze einer freiheitlichen 
und marktwirtschaftlichen Ord-
nung. Weitere Infos online unter 
www.cep.eu.

In Deutschland sind schnelle Breitbandverbindungen noch kaum verfügbar.
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dann über diese Infrastruktur Zu-
gang zu den Endkunden aller Woh-
nungen erhalten. Einfamilienhäuser 
können von diesen Verpflichtungen 
durch die Mitgliedsstaaten ausge-
nommen werden, sofern die Aus-
stattungspflicht zu unverhältnismä-
ßig hohen Kosten führt. Ausnahmen 
müssen allerdings hinreichend be-
gründet und der Kommission mit-
geteilt werden. 

Im Ergebnis verfolgt die Kom-
mission mit der Verordnung ein 
hehres Ziel. Zweifelsohne kann die 
Netzöffnungspflicht die Breitband-
ausbaukosten verringern. In ihrer 
Pauschalität schießt die Verord-
nung aber über das Ziel hinaus. 
Eine Netzöffnungspflicht ist ein er-
heblicher Eingriff in die unterneh-
merische Freiheit der Betreiber von 
Telekommunikations-, Gas-, Was-
ser- oder Stromnetzen. Dass damit 
eine Reduzierung der Breitband-
ausbaukosten einhergeht, reicht 
als Rechtfertigung für einen sol-
chen Eingriff nicht aus. Zwingend 
ist vielmehr eine tief gehende Ana-
lyse zur Abgrenzung des Markts 
und zur Frage, welche Netzbetrei-
ber auf diesen Märkten überhaupt 
regulierungswürdig sind. Darauf 
verzichtet die Kommission jedoch 

gänzlich: Sie schreibt pauschal für 
alle Netzbetreiber vor, physische 
Infrastrukturen zu „fairen Bedin-
gungen“ für Breitbandnetzbetrei-
ber zu öffnen – unabhängig davon, 
ob diese überhaupt im Breitband-
markt tätig sind. 

Die Pflicht für einen Breitband-
netzbetreiber, Zugang zu seinen Inf- 
rastrukturelementen zu gewäh-
ren, ist nur dann vertretbar, wenn 
er in einem abgegrenzten geogra-
fischen Markt als unangreifbarer 
Monopolist ein Breitbandnetz und 
die dazugehörige physische Inf-
rastruktur betreibt. Da die ultra-
schnelle Breitbandwelt der nahen 
Zukunft durch eine Vielzahl von 
Anbietern (klassische Telekommu-
nikations-Unternehmen wie auch 
einige Stadtwerke) und Technolo-
gien (Glasfaser, Kabel, VDSL-Vec-
toring) gekennzeichnet sein wird, 
muss dieser Markt regional – und 
nicht bundesweit wie bisher üblich 
– definiert und analysiert werden.  

Bei Betreibern von Gas-, Was-
ser- oder Stromnetzen stellt sich zu-
sätzlich die Frage der Marktzugehö-
rigkeit. Einige dieser Betreiber (etwa 
Stadtwerke) sind auch im Breitband-
markt tätig. Für sie sollte eine Netz-
öffnungspflicht nicht a priori aus-

geschlossen werden. Andere Gas-, 
Wasser- oder Stromnetzbetreiber 
verfügen jedoch nicht über eine 
Breitbandinfrastruktur und stehen 
nicht mit Breitbandnetzbetreibern 
in Wettbewerb. Warum diese Netz-
betreiber ihre Netze für den Breit-
bandausbau öffnen müssen, leuchtet 
nicht ein. Richtiger wären hier frei-
willige Kooperationen zwischen die-
sen Netzbetreibern und Breitband-
betreibern. 

Gegen eine Zugangsgewäh-
rungspflicht spricht auch, dass eine 
Vielzahl von Haftungsfragen unbe-
antwortet bleibt. Unklar ist etwa, 
wer bei Ausfall von Breitbandlei-
tungen infolge eines Schadens an 
Gasleitungen für den Schaden bei 
Breitbandkunden haftet.

Entscheidet man sich aber für 
eine Netzöffnungspflicht, ändert 
sich der Wettbewerb: Der findet 
dann zwischen Netzwerken – und 
nicht länger auf einem Netzwerk – 
statt. Als Folge muss dann aber die 
momentan vorherrschende Regu-
lierung auf niedrigerem Wertschöp-
fungsniveau (vor allem Bitstrom) 
konsequenterweise zurückgenom-
men werden.

Eine Verpflichtung für Hausei-
gentümer, bei Neubau oder Reno-

vierung eine hochgeschwindigkeits-
fähige Infrastruktur einzurichten, 
wäre bevormundend. Hauseigentü-
mer entscheiden über die Hausaus-
stattung gemäß ihrer Präferenzen 
und Zukunftserwartungen. Haben 
sie eine Präferenz für schnelle In-
ternetleitungen in ihrem Haus oder 
erhöhen diese den späteren Ver-
kaufs- oder Mietwert des Hauses, 
werden sie den Einbau gebäudein-
terner Infrastrukturen aus eigener 
Initiative vornehmen. Die Kommis-
sion maßt sich an, die Präferenzen 
der Hauseigentümer besser zu ken-
nen als diese selbst, oder ist nicht 
bereit, die Präferenzen zu akzep-
tieren. Im Ergebnis fließt Kapital in 
eine Verwendung, die dem Eigentü-
mer keinen entsprechenden Mehr-
wert bietet. Als Folge unterbleiben 
andere, aus Sicht des Hauseigentü-
mers sinnvollere Investitionen oder 
Ausgaben. � ❙

AUTOR
DR. BERT VAN 
ROOSEBEKE
Fachbereichsleiter 
Telekommunikation, 
Centrum für Euro- 
päische Politik, 
Freiburg, vanroo-
sebeke@cep.eu

Standortpolitik

http://www.westcon-download.de
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Was konkret ändert sich im Zah-
lungsverkehr durch Sepa, die Sin-
gle European Payments Area? Am 
augenfälligsten ist die Verwen-
dung der Iban (lnternational Bank 
Account Number) statt der bishe-
rigen Kontonummern und Bank-
leitzahlen. Die Iban setzt sich 
zusammen aus dem Länderkenn-
zeichen „DE“ für Deutschland, ei-
ner zweistelligen Prüfziffer und 
der schon bekannten Bankleit-
zahl sowie Kontonummer. Mit 
der Prüfziffer werden Zahlendre-
her und damit Fehlüberweisungen 
verhindert. Aber auch hinter den 
Kulissen geschieht einiges: Sepa-
Zahlverfahren basieren auf einem 
neuen, europaweit einheitlichen 
Datenformat. Vorübergehend 
muss auch noch der BIC (Business 

Identifier Code) eingefügt wer-
den. Der BIC wird aber nach dem 
1. Februar 2014 für Inlandszah-
lungen und nach dem 1. Febru-
ar 2016 für grenzüberschreiten-
de Zahlungen zur Identifizierung 
der Kontoverbindung nicht mehr 
nötig sein.

Für Unternehmer bedeutet 
dies, dass sie ihre neuen Bankver-
bindungsdaten, also insbesonde-
re die Iban, an ihre Geschäftspart-
ner und Kunden kommunizieren 
sollten, damit diese weiterhin 
problemlos unbare Zahlungen an 
das Unternehmen tätigen können. 
Zudem ist es notwendig, Konto-
nummern und Bankleitzahlen 
als Bestandteil von zum Beispiel 
Kunden-, Personal- und Lieferan-
tendaten in die neue Iban umzu-

wandeln. Die vom Unternehmen 
verwendete Software muss da-
hingehend überprüft werden, ob 
sie das neue Datenformat über-
mitteln und verarbeiten kann. All 
diese Schritte sollten in enger Ab-
sprache mit den Bankberatern vor-
genommen werden. Die meisten 
Kreditinstitute unterstützen ihre 
Kunden bei der Umstellung und 
bieten entsprechende Dienstleis-
tungen, zum Beispiel für die Um-
wandlung von Kontonummern und 
Bankleitzahlen, an. 

Für Unternehmen, die Ein-
zugsermächtigungen nutzen, er-
fordert die Umstellung auf Sepa 
besondere Aufmerksamkeit. 
Grundsätzlich gilt: Ohne Gläubi-
ger-Identifikationsnummer und 
Mandatsreferenz können ab 1. Fe- 

SEPA

DIE WÜRFEL SIND GEFALLEN
Unternehmen, die sich noch nicht um Sepa gekümmert haben, sollten das Thema schnellstens angehen: Denn ab 1. Februar 
dürfen Banken ausschließlich Überweisungen und Lastschriften ausführen, die den neuen europäischen Regeln entsprechen. 

Mittelfristig wird die Harmonisierung und Beschleunigung der Zahlungsdienstleistungen in Europa den europäischen Binnenmarkt weiter 
vertiefen und neue Chancen eröffnen. Zunächst gilt es jedoch, die Umstellung des unbaren Zahlungsverkehrs zu bewältigen. 
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bruar keine Lastschriften mehr 
eingezogen werden. Zwar gel-
ten die alten Einzugsermächti-
gungen als Sepa-Mandate weiter 
(es müssen also keine neuen Man-
date eingeholt werden), allerdings 
sollte jeder Lastschrifteinreicher 
seine Kunden vor dem ersten Ein-
zug einer Sepa-Lastschrift über 

die Umstellung informieren und 
ihnen die neue Gläubiger-Identi-
fikationsnummer, die Mandatsre-
ferenz und das erste Abbuchungs-
datum mitteilen. 

Die Gläubiger-Identifikations-
nummer wird kostenlos von der 
Deutschen Bundesbank vergeben. 
Zusammen mit der eindeutigen 
Mandatsreferenz ermöglicht die-
se Nummer dem Zahler, die Recht-
mäßigkeit der Kontoabbuchung zu 
überprüfen. So können zukünftig 
leichter schwarze Schafe, die Last-
schriften vortäuschen, vom Verfah-
ren ausgeschlossen werden. 

Neu ist auch, dass Lastschriften 
künftig ein Fälligkeitsdatum haben 
und mit bestimmten Vorlauffristen 
bei den Banken eingereicht werden 
müssen. Das bisherige vorausset-
zungslose Widerspruchsrecht bleibt 

in Form eines voraussetzungslosen 
Erstattungsrechts im Kern erhalten. 
Zahler können Lastschriften künf-
tig acht Wochen ab Belastungsbu-
chung ohne Angabe von Gründen 
zurückgeben. 

Vielleicht erscheint die Sepa-
Umstellung zunächst kompliziert. 
Ist diese Hürde aber einmal genom-
men, ergeben sich viele Vorteile: Da 
grenzüberschreitende Zahlungs-
aufträge nun schneller dem Kon-
to des Empfängers gutgeschrieben 
werden, können Unternehmen Li-
quiditätsvorteile nutzen. Für Zah-
lungen im Binnenmarkt ist künf-
tig nur noch ein Konto nötig – ein 
Vorteil gerade für international tä-
tige Unternehmen. Mittelfristig ist 
mit neuen, effizienteren Zahlver-
fahren und geringeren Prozesskos-
ten zu rechnen. 

Unternehmer sollten jetzt die 
notwendigen Schritte für Sepa  
angehen. Auch kleine und mittel-
ständische Unternehmen benöti-
gen einen zeitlichen Vorlauf, um mit 
Banken, Beratern und Mitarbeitern 
die Umstellung im Betriebsablauf er-
folgreich umzusetzen. Dies ist Schritt  
für Schritt zu schaffen. Damit die 
Sepa-Umstellung in Deutschland gut 
gelingt, gilt es nun, keine Zeit mehr 
zu verlieren. Der 1. Februar kommt 
schneller als man denkt.� ❙

AUTOR
ERNST  
BURGBACHER
Parlamentarischer 
Staatssekretär beim 
Bundesminister für 
Wirtschaft und Tech- 
nologie (2009 – 2013), 
Berlin, buero-pst-b 
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LINKS ZUM THEMA

❙❙ Weitere Einzelheiten zu den 
für die Umstellung auf Sepa  
erforderlichen Schritte online 
unter http://bmwi.de und  
www.sepadeutschland.de.
❙❙ Die Gläubiger-Identifikati-
onsnummer wird kostenlos von 
der Deutschen Bundesbank 
vergeben: www.bundesbank.de
❙❙ Infos der IHK Frankfurt zum 
Thema Sepa online unter  
www.frankfurt-main.ihk.de/sepa

Unternehmensförderung und Starthilfe

http://www.barclaycard.de
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WIESBADEN

WEITERBILDUNG LOHNT SICH
Jedes Jahr absolvieren hessenweit über 4 000 Fachkräfte eine anerkannte IHK-Weiterbildung.  
Die besten Absolventen wurden am 1. November im Kurhaus Wiesbaden ausgezeichnet.

Die Teilnehmer mit den besten Ab-
schlüssen aus dem Prüfungsjahr-
gang Winter 2012 / 2013 und aus 
dem Frühjahr 2013 wurden von 
Florian Rentsch, hessischer Wirt-
schaftsminister, und Prof. Mathias 

Müller, Vorsitzender der IHK-Ar-
beitsgemeinschaft Hessen, aus-
gezeichnet. „Ich bin froh, dass der 
Prüfungsstress wieder vorbei ist" 
und „Ich danke meinen Eltern und 
Freunden, dass sie mich in den 

Monaten vor der Prüfung ertra-
gen haben": Das waren die Sät-
ze, die der durch den Abend füh-
rende Moderator Martin Wirsing, 
Hessischer Rundfunk, am häu-
figsten in seinen Interviews von 
den Besten auf der Bühne zu hö-
ren bekam. 

„Sie haben Biss, Sie sind die 
Leistungsträger unserer Wirt-
schaft. Das wissen natürlich auch 
die Arbeitgeber“, lobte Müller die 
Absolventen der Weiterbildungs-
prüfungen des Prüfungsjahrgangs 
2012 / 2013. Geehrt wurden die 
rund 50 Besten in den jeweiligen 
IHK-Weiterbildungsabschlüssen 

als Fachwirte, Fachkaufleute, In-
dustriemeister sowie Fachberater 
oder Dolmetscher.

Jedes Jahr absolvieren hessen-
weit über 4 000 Fachkräfte eine 
anerkannte IHK-Weiterbildung. 
„Weiterbildung ist ein elemen-
tarer Baustein bei einer zukunfts-
gerichteten Beschäftigung und 
Entwicklung von Mitarbeitern“, 
so Müller. Im Kontext des demo-
grafischen Wandels werde Weiter-
bildung immer wichtiger. Hessen 
sei ein Technologiestandort. „Un-
sere Unternehmen stellen sich dem 
Wettbewerb auf globalen Märk-
ten. Deswegen benötigt die Wirt-

Die Landesbesten aus dem IHK-Bezirk Frankfurt.
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schaft vielseitig einsetzbare Fach-
kräfte mit breitem Know-how und 
Expertenwissen“, fügte er hinzu. 
Die Absolventen hätten unter Be-
weis gestellt, dass sie diszipliniert 
und gut organisiert seien – immer-
hin hätten sie als Berufstätige für 
ihren Weiterbildungsabschluss viel 
Freizeit an den Abenden und am 
Wochenende investiert.

Rentsch wies in seiner Rede 
auf die Bedeutung der beruflichen 
Weiterbildung hin: „In unserer 
Wissensgesellschaft ist Bildungs-
politik letztlich Wirtschafts- und 
Standortpolitik“, sagte der Mi-
nister auf der Abschlussfeier in 
Wiesbaden. Die Jahrgangsbesten 
wurden von Rentsch, Müller und 
Dr. Brigitte Scheuerle, Federfüh-
rerin Aus- und Weiterbildung der 
hessischen IHKs, mit Ehrenurkun-
den gewürdigt.

Das lebenslange Lernen sei 
vor dem Hintergrund der Be-
völkerungsentwicklung und des 
Fachkräftebedarfs der Unterneh-
men unerlässlich zur Sicherung 
der Wettbewerbs- und Innovati-
onsfähigkeit unseres Landes ge-
worden, betonte Rentsch. Des-
halb seien die Leistungen der 
Absolventen kaum zu überschät-
zen: „Sie sind der Motor unserer 

Wirtschaft.“ Die international an-
erkannten beruflichen Weiterbil-
dungsabschlüsse seien aber auch 
Grundstein individueller Karrie-
ren, erklärte der Minister: „Die 
überwiegende Zahl der Abschlüs-
se sind als Bachelor Professional 
mit dem akademischen Bachelor-
Grad vergleichbar und garantieren 
hervorragende berufliche Pers- 
pektiven.“ Somit steht berufliche 
Weiterbildung für kontinuierliche 
Entwicklung und Verbesserung, 
aber auch für Exzellenz. 

Von den 61 Geehrten legten 
fünf ihre Weiterbildungsprüfung 
in der IHK Darmstadt, 29 in der 
IHK Frankfurt, vier in der IHK Ful-
da, drei in der IHK Gießen-Fried-
berg, zwei in der IHK Hanau-
Gelnhausen-Schlüchtern, sieben 
in der IHK Kassel, einer in der IHK 
Limburg, einer in der IHK Offen-
bach und neun in der IHK Wies-
baden ab.� ❙

AUTOR
THOMAS STETZ
Stellvertretender 
Geschäftsführer, 
Aus- und Weiterbil- 
dung, IHK Frankfurt
t.stetz@frankfurt-
main.ihk.de

LANDESBESTE AUS DEM IHK-BEZIRK FRANKFURT

Nadine Ackermann, Fachwirtin 
im Gastgewerbe; Kerstin Blüg-
gel, Fachkauffrau für Einkauf 
und Logistik; Sarah Gent, Touris-
musfachwirtin; Christina Groh-
mann, Hotelmeisterin; Markus 
Gutekunst, Küchenmeister; Ceza-
ra Linda Heim, Fachwirtin für Fi-
nanzberatung; Mandy Jäpel, Res-
taurantmeisterin; Christopher 
Jany, Veranstaltungsfachwirt; 
Marc Kattin, Polier (Hoch- und 
Tiefbau); Julia Klinger, Industrie-
meisterin Pharmazie; Isabell Ko-
sek, Fachkauffrau für Büroma-
nagement; Daniel Kostadinov, 
Verkehrsfachwirt; Christian Krip-

pendorf, Industriemeister Che-
mie; Sandra Maxwell, Fachkauf-
frau für Außenwirtschaft; Nina 
Nies, Fachwirtin für Versiche-
rungen und Finanzen; Martin 
Parno, Diätkoch; Alexander Rankl, 
Fremdsprachenkorrespondent; 
Volker Reicherz, Industriemeister 
Kraftverkehr; Alexander Rößler, 
Polier (Hoch- und Tiefbau); Jo-
hanna Saternus, Handelsfachwir-
tin; Dana Schweitzer, Fachbera-
terin für Finanzdienstleistungen; 
Susanne Velten, Energiefachwir-
tin; Florian Wachter, Meister für 
Schutz und Sicherheit; Sabrina 
Zwirner, Personalfachkauffrau.

http://www.30plusparty.de
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IHK-SEMINARE

GRUNDLAGEN DER IMMOBILIEN-FINANZIERUNG � 475 Euro
17. / 18. Dezember 2013 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 12 99

TELEFONTRAINING II, AUFBAUSEMINAR � 300 Euro
18. / 19. Dezember 2013 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 15

DER WEG IN DIE SELBSTSTÄNDIGKEIT � 150 Euro
ab 13. Januar 2014 / 20 UE / 5-Abende-Seminar � Telefon – 14 03

HAUSVERWALTUNG EIGENTUM – GRUNDLAGEN 
DER VERWALTUNG VON EIGENTUMSWOHNUNGEN� 485 Euro
22. / 23. Januar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar � Telefon – 12 99

BUCHFÜHRUNG I, GRUNDLAGEN� 350 Euro
ab 4. Februar 2014 / 32 UE / dienstags und donnerstags� Telefon – 14 05

FÜHREN DURCH ZIELE – MANAGEMENT BY OBJECTIVES� 325 Euro
6. / 7. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 15

PROJEKTMANAGEMENT� 425 Euro
6. / 7. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 12 32

SOCIAL-MEDIA-KAMPAGNEN� 245 Euro
7. Februar 2014 / 8 UE / eintägiges Seminar� Telefon – 12 95

INTERVIEW- UND FRAGETECHNIKEN BEI 
EINSTELLUNGSGESPRÄCHEN I� 325 Euro
12. / 13. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 12 95

PERSONALENTWICKLUNG – SYSTEM UND PRAXIS� 325 Euro
13. / 14. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 15

MODERATIONS- UND PRÄSENTATIONSTECHNIKEN I� 325 Euro
17. / 18. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 15

AUSWERTUNG DER BILANZ UND G+V FÜR NICHTBUCHHALTER� 325 Euro
18. / 19. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 05

ERFOLGREICHER VERKAUF� 325 Euro
27. / 28. Februar 2014 / 16 UE / zweitägiges Seminar� Telefon – 14 15

BERUFSBEGLEITENDE ZERTIFIKATSLEHRGÄNGE

UMSATZSTEUERRECHT (IHK) � 475 Euro
ab 27. Januar 2014 / 60 UE / circa 3 Monate / 
montags und mittwochs� Telefon – 14 03

PROJEKTLEITER / -IN (IHK)� 1 195 Euro
ab 14. Februar 2014 / 88 UE / circa 4 Monate / 
freitags und samstags� Telefon – 12 32

INTERNATIONALE BILANZBUCHHALTUNG (IHK)� 1 430 Euro
ab 24. Februar 2014 / 132 UE / circa 5 Monate / 
montags und mittwochs� Telefon – 14 05

Änderungen vorbehalten.

IHK-BILDUNGSZENTRUM
Nähere Informationen zu den nachfolgenden Bildungsangeboten erhalten Sie unter der Rufnummer 0 69 / 21 97 +  
Durchwahl sowie unter www.frankfurt-main.ihk.de/ihk-bildungszentrum oder bildungszentrum@frankfurt-main.ihk.de.

HOTELLERIE UND GASTRONOMIE

Duale Ausbildung auch in Russland
Auf Einladung der IHK Frankfurt infor-
mierten sich Vertreter der Auslands-
handelskammer AHK Moskau über 
Prüfungen in den Berufen der Ho-
tellerie und der Gastronomie. Dazu 
besuchten sie die praktische Zwi-
schenprüfung zum Hotelfachmann / 
-fachfrau in der Frankfurter Bergius- 
Schule. Zudem lernten sie die An-
forderungen an ehrenamtliche Prü-
fer in dem Basis-Workshop für neue 
IHK-Prüfer kennen. Mit ihrer Exkur-
sion wollte sich die Delegation das 
Know-how aneignen, um demnächst 
Qualifizierungen in Anlehnung an das 

deutsche duale Berufsausbildungssys-
tem in Russland anzubieten. Dabei sol-
len auch gewerblich-technische Be-
rufe eingeführt werden. Vorreiter bei 
der gastronomischen Berufsausbil-
dung in Russland ist das Frankfurter 
Unternehmen IHG Intercontinental 
Hotels Group. Die IHK Frankfurt un-
terstützt den Aufbau der Berufsausbil-
dung in Russland mit dem Transfer von 
Know-how. Von links: Michael Hoff-
mann, IHG Group, Katharina Schöne, 
AHK Moskau, Bernd Nürnberg, Bergi-
us-Schule, Robert Breitner, AHK Mos-
kau, Christoph Koch, IHK Frankfurt.
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VORSCHAU 2014 

4. Lange Nacht der Industrie
Unter der Schirmherrschaft 
des hessischen Wirtschafts-
ministeriums veranstalten die 
IHKs Frankfurt, Gießen-Fried-
berg, Hanau-Gelnhausen-
Schlüchtern und Darmstadt 
am Donnerstag, 22. Mai, 
die Lange Nacht der Indus-
trie in FrankfurtRheinMain. 
Das bundesweit erfolgreiche 
Veranstaltungsformat Lange 
Nacht der Industrie bringt zu-
sammen, was zusammenge-
hört: die Industrie als bedeu-
tenden Wirtschaftsfaktor und 
die Bevölkerung vor Ort. In-
dustriebetriebe – vom Mittel-
ständler bis zum Weltkonzern, 
von der bekannten Marke bis 
zum Hidden Champion –  
öffnen ihre Tore und prä-
sentieren sich, ihre Techno-
logien, Arbeitsprozesse und 
Produkte. Die Unternehmen 
zeigen sich der Öffentlichkeit 
als wichtige Bestandteile der 
Region und als attraktive Ar-
beitgeber und Ausbilder. Die 
Besucher – Schüler, Studie-
rende, Arbeits- und Ausbil-
dungsplatzsuchende, Berufs-
tätige vom Helfer bis zum 

Akademiker und allgemein 
interessierte Menschen –  
lernen durch Präsentati-
onen, Rundgänge und Dialo-
ge spannende Produktions-
stätten und Arbeitsplätze in 
der Industrie direkt vor Ort 
kennen. Seit 2008 haben bei 
der Langen Nacht der Indus-
trie mehr als 300 Industrie-
betriebe sowie Unternehmen 
aus dem Bereich der indus-
trienahen Dienstleistungen 
in bundesweit 13 Regionen 
ihre Werkstore geöffnet. In 
2013 beteiligten sich allein 
in FrankfurtRheinMain 20 
Unternehmen mit rund 950 
Besuchern. Unternehmen, die 
Interesse daran haben, sich 
bei der vierten Langen Nacht 
der Industrie der Öffentlich-
keit und potenziellen Fach-
kräften vorzustellen, können 
sich noch anmelden. Infos 
und Kontakt: Michaela Beck, 
IHK Frankfurt, Innovation und 
Umwelt, E-Mail m.beck@
frankfurt-main.ihk.de, Tele-
fon 0 69 / 21 97 - 14 19, Inter-
net www.lange-nacht-der-
industrie.de.

EXPERIMINTA

T-Shirts, Tüten und Tenside
Bis 5. Januar zeigt die interak-
tive Ausstellung „T-Shirts, Tüten 
und Tenside – Die Ausstellung zur 
Nachhaltigen Chemie“ im Frank-
furter Science-Center Experimin-
ta in Bockenheim, was die Che-
mie in Zukunft zur Entwicklung 
unserer Gesellschaft beitragen 
kann. Die Ausstellung zeigt Lö-
sungsansätze für eine ressour-
censchonende Wirtschaft und das 
eigene Handeln. An neun Sta-

tionen mit 18 interaktiven Ele-
menten sollen Besucher spiele-
risch Zusammenhänge zwischen 
alltäglichen Produkten und che-
mischen Verfahren erforschen. 
Entwickelt wurde die Sonderaus-
stellung von der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt in Osnabrück. 
Weitere Infos: Experiminta, Sci-
ence-Center FrankfurtRheinMain, 
Hamburger Allee 22-24, 60486 
Frankfurt, Internet www.experi-
minta.de.

http://www.kce-marketing.de
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3. FRANKFURTER INDUSTRIEABEND

MASTERPLAN KOMMT IN SICHT
Am 28. Oktober fand im Römer der Frankfurter Industrieabend statt, eine gemeinsame Veranstaltung  
der Stadt Frankfurt und der IHK Frankfurt. Festredner war Peter Lindner, Professor für Wirtschaftsgeografie  
an der Goethe-Universität.

Die Industrie ist einer der wich-
tigsten Motoren in der Wirtschaft 
und trägt entscheidend zu Wohl-
stand und Stabilität in der Regi-
on bei. Oberbürgermeister Peter 
Feldmann hob beim 3. Frankfur-
ter Industrieabend die Bedeutung 

von langfristigen Investitionen in 
der Region am Beispiel des neu 
eröffneten Forschungszentrums 
des Schweizer Industriekonzerns 
Clariant im Industriepark Höchst 
hervor. „Doch hierfür brauchen 
Unternehmen Planungs-, Investi-
tionssicherheit und ein verbind-
liches Angebot an gewerblichen 
Nutzflächen", sagte er. Gerade im 
Konflikt um Wohn- und Gewerbe-
flächen erhofft er sich durch den 
Masterplan Industrie Lösungen zu 
finden. IHK-Präsident Prof. Mathi-
as Müller griff diesen Punkt auf: 
„Mit 90 000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten und einem 
Gewerbesteueraufkommen von  
34 Prozent erwartet die heimische 
Industrie, dass etwas zurückgezahlt 
wird." Doch gerade Belastungen wie 
die Energieversorgung machen In-

dustrieunternehmen in der Regi-
on extrem zu schaffen. „Die Indus-
trie kann in unserer Metropolregion 
nur erfolgreich sein, wenn die po-
litischen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen stimmen“, 
so Müller. Wichtig sei insbesonde-
re, dass die Industrie mehr Akzep-

tanz für ihren Standort und Pro-
jekte finde.

Prof. Peter Lindner, Wirtschafts-
geograf an der Goethe-Universität, 
sprach zum Thema „Ein neues Bild 
der Industrie – Kommunale Indus-
triepolitik als Brückenschlag zwi-
schen Vision und Wirklichkeit". In 
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Oberbürgermeister Peter Feldmann betonte in seiner Ansprache, dass industriell geprägte Unternehmen 
Planungssicherheit und ein verbindliches Angebot an gewerblichen Nutzflächen benötigen.

Von links: Jürgen Vormann, Geschäftsführer der Komplementär-GmbH, Infraserv, 
Rainer Zies, Geschäftsführer, MKV Kunststoffgranulate, und Albert Eckert, Bevoll-
mächtigter, Weppler-Filter.

http://www.renz-container.com
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seinem Vortrag knüpfte er an die 
derzeit weitverbreitete Beschreibung 
eines fundamentalen Wandels in-
dustrieller Produktion an. Er stellte 
zudem die Ergebnisse der Befragung 
von Frankfurter Industriebetrieben 
vor, die von der Forschungsgruppe 
des Instituts für Humangeografie 
der Goethe-Universität im Rahmen 
der Arbeit am Masterplan Industrie 
durchgeführt wurde. 

Die größte Zufriedenheit der 
Industrieunternehmen in der Re-
gion besteht demnach in dem Au-
ßenimage des Wirtschaftsstandorts 
Frankfurt, dem Weiterbildungsan-
gebot für Mitarbeiter und dem An-
gebot an industrienahen Dienst-
leistungen. Die Gewerbesteuer, die 
Beteiligung an Planungsprozessen 
und das fehlende Wohnraumange-
bot für Mitarbeiter sorgen für die 
größte Unzufriedenheit. Gerade im 
Bereich der politischen Unterstüt-
zung und der Wertschätzung der In-
dustrie in der Region ist aus Sicht 
der Unternehmen noch erheblicher 
Aufholbedarf vorhanden. Ebenfalls 
auf den Prüfstand wurde die lokale 
Vernetzung in der Region gestellt. 
Dass Cluster keine Auslaufmodelle 
sind, zeigt sich an der hohen loka-
len Vernetzung. 50 Prozent der Zu-
lieferbeziehungen und 60 Prozent 
der Abnehmerbeziehungen sind wei-
terhin in der Region FrankfurtRhein-
Main zu finden. Gerade im Bereich 
der Dienstleistungen ist die loka-

le Vernetzung mit 70 Prozent al-
ler befragten Unternehmen beson-
ders hoch. 

Lindner machte jedoch deutlich, 
dass die Ergebnisse der Studie nur 
eine Momentaufnahme der Situa-
tion von Industriebetrieben seien. 
Aufgabe einer zukunftsfähigen 
kommunalen Industriepolitik ist es 
demnach, den Brückenschlag zwi-
schen der Gegenwartsdiagnose und 
einer Vision zu bilden. Dabei gilt es 
immer, beides, konkrete Standort-
bedürfnisse ebenso wie allgemeine 
strukturelle Umbrüche, im Blick zu 
behalten. Die derzeitigen Trends im 
Bereich der industriellen Produkti-
on – wie unter anderem die zuneh-
mende Digitalisierung und Individu-
alisierung, die Industriearbeit sowie 
insbesondere auch deren öffentliche 
Wahrnehmung – stellten für die In-
dustriepolitik ein Window of Oppor-
tunity dar, wie es seit vielen Jahren 
nicht mehr bestanden habe. Jetzt 
ist es an den Initiatoren des Mas- 
terplans Industrie, den vielschich-
tigen Ergebnissen der Studie Taten 
folgen zu lassen.� ❙

AUTORIN
MICHAELA BECK
Referentin, Inno- 
vation und Umwelt, 
IHK Frankfurt
m.beck@frankfurt- 
main.ihk.de

Von links: Prof. Mathias Müller, Präsident, IHK Frankfurt, Prof. Peter Lindner, Goe-
the-Universität, Peter Feldmann, Oberbürgermeister, Frankfurt, und Markus Frank, 
Wirtschaftsdezernent, Stadt Frankfurt.

Von links: Andreas Heilemann, Geschäftsführer, Additive, Thomas Moog, Ge-
schäftsführer, Kunzler Notstromtechnik, Dr. Bernadette Weyland, Stadtverord-
netenvorsteherin, und Dagmar Bollin-Flade, Geschäftsführende Gesellschafterin, 
Christian Bollin Armaturenfabrik.

Von links: Friedrich Avenarius, Geschäftsführer, Vereinigung der hessischen Un-
ternehmerverbände, Dr. Michael Kassner, CEO, Siemens Region Mitte, Eric Menges, 
Geschäftsführer, FrankfurtRheinMain International Marketing of the Region, Prof. 
Mathias Müller, Präsident, IHK Frankfurt, und Karl Ulrich Garnadt, Vorstandsvor-
sitzender, Lufthansa Cargo.

Innovation und Umwelt
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BIEG-RATGEBER

Social Media Marketing
Social Media Marketing muss sein 
– auch für kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU). Aber welche so-
zialen Netzwerke sind Pflicht? Die-
se Frage beantwortet der Ratgeber 
„Social Media Marketing: Diese 
Plattformen brauchen Sie“ des On-
line-Marketing-Beratungszentrums 
BIEG Hessen. Er steht zum kosten-
freien Download bereit. 
Ohne Social Media geht es nicht 
mehr, mahnen Online-Marketing-
Experten. Doch wenn gerade KMU 
das unumgängliche Projekt selbst 
in die Hand nehmen, stehen sie der 
praktischen Umsetzung trotzdem 
oft hilflos gegenüber. Social Media 
– was bedeutet das eigentlich im 
Einzelnen? Soll es Facebook sein 

oder doch Twitter? Muss wirklich 
ein Unternehmensblog her, und 
was, wenn die Zeit am Ende doch 
nicht ausreicht? 
„Viele KMU finden sich im Dschun-
gel der Plattformen noch nicht zu-
recht und können nicht beurtei-
len, wie sie ihr begrenztes Budget 
zielgerichtet einsetzen sollen", so 
Daniel Weichert, fachlicher Leiter 
des BIEG Hessen. KMU müssten 
Wissensdefizite aufarbeiten, um 
sich strategisch und sicher in der 
Welt der neuen Medien zu bewe-
gen. „Dann wird es auch möglich, 
sich gegen die Großen zu behaup-
ten“, sagt Weichert.
Der Leitfaden stellt ausführlich und 
verständlich die wichtigsten Kanä-

le vor und erklärt Schritt für Schritt 
den Weg von der ersten Orientie-
rungsphase hin zur individuellen 
Social-Media-Strategie mit oder 
ohne Begleitung durch eine exter-
ne Internetagentur. Er geht spezi-
ell auf die Situation von KMU mit 
ihren begrenzten Zeit- und Perso-

nalressourcen ein. Begleitet wird er 
von Checklisten für Vorbereitung 
und Launch des Social-Media-Auf-
tritts sowie zahlreichen weiterfüh-
renden Lesetipps. Der Leitfaden 
kann online unter www.bieg-hes-
sen.de/leitfaeden-social-media als 
pdf-Datei heruntergeladen werden.
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Der Sommerurlaub liegt bereits 
einige Zeit zurück, bald geht es 
schon wieder in den Winterurlaub. 
Eines der beliebtesten Reiseziele 
der Deutschen für beide Jahres-
zeiten ist nach wie vor Öster- 
reich. Die Landschaft und die Ber-
ge, Skifahren und Wandern, Wien 
und Salzburg, Mozart und Sa-
chertorte, Schnitzel und Wein –  
all das verbinden die Menschen 
mit Österreich. Diese Assoziati-
onen haben auch viele Unterneh-
mer im Hinterkopf, wenn sie sich 
entscheiden, Österreich als Markt 
zu erschließen. Alles bekannt, al-
les vertraut, sogar die Sprache ist 
gleich. Doch wer so denkt, ver-
kennt, dass in Österreich eige-

ne Spielregeln gelten. Mit eige-
ner Kultur, eigener Mentalität und 
Umgangsformen, auf die sich ein 
deutscher Lieferant oder Dienst-
leister einstellen sollte. 

Die erste Erkenntnis muss da-
her lauten: Österreich ist ein Aus-
landsmarkt. Er gliedert sich in neun 
Bundesländer, in denen über acht 
Millionen Menschen leben. Vom 
Bodensee im Westen bis zum Neu-
siedlersee im Osten erstreckt er 
sich über etwa 700 Kilometer. Die-
se Entfernung ist nicht nur interes-
sant für die Frage, wie ein künftiger 
Außendienst organisiert wird, son-
dern auch im Hinblick auf die un-
terschiedlichen Mentalitäten zwi-
schen den einzelnen Bundesländern. 

So wird sich ein österreichischer Au-
ßendienstmitarbeiter aus Vorarlberg 
oder Tirol in Wien und Niederöster-
reich sehr schwer tun. Umgekehrt 
stößt ein Wiener Vertriebsmitarbei-
ter im Westen des Landes auf Skep-
sis und häufig auf Unverständnis.

Im Umgang mit österreichi-
schen Geschäftspartnern ist zudem 
darauf zu achten, den Titel seines 
Gegenübers nicht nur zu kennen, 
sondern diesen auch richtig zu ver-
wenden. Dies gilt für den Schrift-
verkehr ebenso wie für das persön-
liche Gespräch. Neben den auch in 
Deutschland gebräuchlichen Titeln 
(Professor, Doktor, Diplom-Ingeni-
eur) existieren in Österreich auch 
Titel wie Kommerzialrat, Hofrat, 

Magister oder Ingenieur. Selbst Po-
sitionsbezeichnungen können als 
Titel verwendet werden (zum Bei-
spiel „Herr Prokurist“).

Ein weiterer wichtiger Punkt, 
in dem sich Geschäftsbeziehungen 
in Deutschland von denen in Ös-
terreich unterscheiden, ist die 
Gesprächsatmosphäre. Während 
deutsche Geschäftspartner stark 
auf rationale Aspekte abzielen, be-
tonen österreichische Gesprächs-
partner eher die emotionale Ebe-
ne. Deutsche fallen häufig mit der 
Tür ins Haus, Österreicher machen 
dagegen zunächst einmal Small 
Talk. Daraus ergibt sich im Um-
kehrschluss: Geschäfte in Öster-
reich erfordern Zeit. Und sie lassen 

ÖSTERREICH

SO NAH UND DOCH SO ANDERS
„Was die Österreicher und die Deutschen trennt, ist ihre gemeinsame Sprache.“ Diesen Satz des österreichischen 
Schriftstellers Karl Kraus sollten deutsche Unternehmer im Hinterkopf behalten, wenn sie Österreich als Auslands-
markt im Blick haben.
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sich daher nicht von Deutschland 
aus nebenbei erledigen.

Nichtsdestotrotz sind die 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Deutschland und Österreich so 
eng wie selten zwischen zwei Län-
dern: Deutschland ist für Österreich  
nach wie vor der mit Abstand wich-
tigste Handelspartner. 37 Pro-
zent der Einfuhren und 30 Pro-

zent der Ausfuhren generiert das 
Land mit Deutschland. Und jenseits 
der Grenze gilt: Österreich ist als 
Wirtschaftspartner beliebt wie nie. 
Deutsche Manager gaben in einer 
Umfrage des DIHK an, dass sie Ös-
terreich als wichtigsten Auslands-
markt einstufen. In der Reihenfolge 
der wichtigsten deutschen Handels-
partner belegt das Land Platz sechs.

Das Handelsvolumen beider 
Länder beträgt knapp 80 Milliar-
den Euro. Neben den wichtigsten 
Gütern, wie Maschinen, chemische 
Erzeugnisse, Autos, Kfz-Teile und 
Nahrungsmittel, sind es vermehrt 
Produkte aus den Bereichen Medi-
zintechnik, Gesundheitswirtschaft, 
erneuerbare Energien und Ener-
gieeffizienz. Stark zugenommen 
haben ebenfalls grenzüberschrei-
tende Dienstleistungen von Ingeni-
euren, IT- und Softwarespezialisten.

Chancen bieten sich für deut-
sche Unternehmen auch aufgrund 
der Nähe Österreichs zu den Län-
dern Südosteuropas. Traditionell 
bestehen in diese Regionen gute 
wirtschaftliche Beziehungen. Öster-
reichische Unternehmen haben die-
se Verbindungen nach den Grenz-
öffnungen seit 1989 konsequent 
genutzt und sind in diesen Län-
dern mittlerweile stark vertreten. 

Die Innovationsfreude seiner 
Unternehmen, die geografische 

Lage und die Möglichkeit, sich in 
der eigenen Muttersprache zu ver-
ständigen, machen Österreich für 
deutsche Unternehmen somit äu-
ßerst attraktiv. Die Zusammenar-
beit gestaltet sich dabei in un-
terschiedlicher Ausprägung: Als 
klassische Lieferantenbeziehung, 
als Kooperationspartnerschaft 
oder als Handelsvertretung. Ver-
mehrt gründen deutsche Unter-
nehmen auch Niederlassungen in 
Österreich und beschäftigen dort 
österreichische Mitarbeiter. Eine 
Entscheidung, die auf Dauer kon-
sequent ist, um vor Ort am Markt 
präsent zu sein.� ❙

FRANKFURTER AUSSENWIRTSCHAFTSKALENDER

Internationaler Stammtisch
Montag, 3. Februar, 18.30 Uhr,  
SilversBar, English Theatre, Kaiser-
straße 34, Frankfurt, Telefon 0 69 / 
71 91 65 81, E-Mail info@new- 
comers-network.de, Internet  
www.newcomers-network.de/
stammtisch

What's new? Neuerungen im Zoll- 
und Außenwirtschaftsrecht
Dienstag, 4. Februar, IHK Frank-
furt, 14.30 bis 17.30 Uhr, Telefon 
0 69 / 21 97 - 15 06

Grundseminar Zollrecht
Seminar, getrennt nach Schwer-
punkten Import und Export; 5 Ter-
mine, 18. März bis 3. April, IHK 
Frankfurt, jeweils 8.30 bis 16.30 
Uhr, Telefon 0 69 / 21 97 - 15 06, 
Teilnahmegebühr 350 Euro oder 
485 Euro in Kombination beider 
Schwerpunkte

Weitere Infos und Anmeldung zu 
den Veranstaltungen online unter 
www.frankfurt-main.ihk.de/veran-
staltungen.de. 

AUTOR
FLORIAN HÖLAND
Stellvertretender 
Hauptgeschäfts-
führer, Deutsche 
Handelskammer in 
Österreich, Wien
florian.hoeland@
dhk.at 

International
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STICHTAG BEACHTEN

VERJÄHRUNG VON FORDERUNGEN
Es wird höchste Zeit: Mit Ablauf des 31. Dezember verjähren offene Zahlungsansprüche aus dem Jahr 2010. Deshalb 
sollten Unternehmen jetzt noch mal überprüfen, ob ihre Kunden tatsächlich alle Rechnungen beglichen haben.

Alle Jahre wieder steht plötzlich 
und unerwartet das Jahresende vor 
der Tür, und es hat sich vielleicht 
ein Stapel unbezahlter Rech-
nungen angesammelt. Das ist an 
und für sich nicht problematisch, 
allerdings sollten Unternehmer mit 
der Geltendmachung ihrer Forde-
rungen nicht mehr lange war-
ten: Mit dem Ablauf des 31. De- 
zember 2013 verjähren nämlich 
diejenigen Zahlungsansprüche 
aus dem Jahr 2010, die der regel-
mäßigen, das heißt dreijährigen, 
Verjährungsfrist unterliegen. Fol-
ge der Verjährung eines Anspruchs 
ist, dass sich der Schuldner auf die 
Verjährung berufen und die Leis-
tung wirksam verweigern kann.

Vielleicht weiß der Kunde 
nichts von der Verjährung der 
Forderung und begleicht sie, 
oder er zahlt die verjährte For-
derung entgegenkommenderwei-
se trotzdem. Hat der Schuldner 
in Unkenntnis der Verjährung da-
her seine Zahlung geleistet, kann 
er sich später nicht mehr auf die 
Verjährung berufen und sein Geld 
zurückverlangen. Der Anspruch 
erlischt nämlich durch die Ver-
jährung nicht, er stellt weiter-
hin einen Rechtsgrund für die 
erbrachte Leistung dar. Er kann 
jedoch nicht mehr gerichtlich 
durchgesetzt werden.

Regelmäßig verjähren nach 
drei Jahren insbesondere Zah-
lungsansprüche der Kaufleu-
te gegenüber Privatpersonen, 
aber auch zwischen Kaufleuten 
untereinander aus einem Kauf- 
oder Werkvertrag. Die regelmä-
ßige Verjährungsfrist beginnt mit 

dem Ablauf des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist, so-
fern der Gläubiger den Schuldner 
kennt und ihm auch sonst alle an-
spruchsbegründenden Umstände 
bekannt sind.

Wichtige Ausnahmen von der 
regelmäßigen Verjährungsfrist 
sind die Gewährleistungsrechte 
im Kauf- beziehungsweise Werk-
vertragsrecht. Diese Frist beträgt 
gegenüber Verbrauchern bei neu-
en und gebrauchten Sachen zwei 
Jahre. Sie beginnt mit der Über-
gabe der Sache. Verschweigt der 
Verkäufer einen Mangel, so kann 
der Kunde Gewährleistungsrechte 
innerhalb der dreijährigen Regel-
verjährungsfrist geltend machen. 
Die Frist beginnt erst nach Kennt-
nis von Anspruch und Schuldner. 
Bei Bauwerken oder Gegenstän-
den, die für ein Bauwerk verwen-
det wurden und für dessen Man-
gel verantwortlich sind, beträgt 
die Frist fünf Jahre. Bei der Er-
stellung von sogenannten un-
körperlichen Arbeitsergebnissen, 
beispielsweise Software oder 
Ähnlichem, gilt ebenfalls die Re-
gelverjährung.

Zum Jahresende sollten Un-
ternehmen dafür sorgen, dass 
die Verjährung zumindest „un-
terbrochen“ wird, beispielswei-

KONTAKT

Zentrales Mahngericht für  
Hessen ist das Amtsgericht 
Hünfeld, Mahnabteilung, 
Stiftstraße 6, 36088 Hün-
feld.
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Es ist höchste Zeit, alle Zahlungsansprüche zu überprüfen und noch offene 
Forderungen geltend zu machen.

Recht und Steuern
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se, indem der Schuldner den 
Anspruch schriftlich oder durch 
Zahlung einer Abschlagszahlung 
anerkennt. Die Frist beginnt dann 
unmittelbar nach diesem Ereig-
nis neu zu laufen, nicht erst zum 
1. Januar. 

Die Verjährung kann auch ge-
hemmt werden, etwa wenn die 
Vertragsparteien über die Ge-
währleistung verhandeln. Die Ver-
jährung kommt durch diese Ver-
handlungen zum Stillstand und 
die Forderung verjährt nicht mit 
Ablauf des Jahres 2013. Die Hem-
mung der Verjährung endet je-
doch erst drei Monate nach Ab-
bruch der Verhandlungen. Nach 
Ende der Hemmung wird die Ver-

jährung um den Verhandlungs-
zeitraum verlängert. Solche Ver-
handlungen sollten unbedingt 
schriftlich dokumentiert werden, 
damit die Hemmung der Verjäh-
rung im Falle einer gerichtlichen 
Klärung des Anspruchs belegt 
werden kann. 

Weitere wichtige Hemmungs-
gründe sind beispielsweise die 
Klageerhebung oder die Beantra-
gung eines gerichtlichen Mahn-
bescheids. Es reicht dabei, wenn 
am letzten Tag der Frist, also am 
31. Dezember, Klage erhoben wird. 
Auch der gerichtliche Mahnbe-
scheid kann noch am letzten Tag 
der Frist beantragt werden. Vo-
raussetzung ist jeweils, dass der 

Antrag dem Schuldner alsbald 
zugestellt werden kann. Deshalb 
sollte unbedingt auf korrekte Be-
zeichnung und zustellfähige An-
schrift des Schuldners geachtet 
sowie die Gerichtsgebühren ein-
gezahlt werden. Die Hemmung der 
Verjährung endet bei gerichtlicher 
Geltendmachung eines Anspruchs 
sechs Monate nach einer rechts-
kräftigen Gerichtsentscheidung 
oder einer anderweitigen Erledi-
gung des Verfahrens. Das zent-
rale Mahngericht für Hessen ist 
das Amtsgericht Hünfeld. Es ist 
für alle Mahnverfahren, bei denen 
der Antragsteller seinen Sitz be-
ziehungsweise Wohnsitz im Bun-
desland Hessen hat, zuständig.

Zu beachten ist, dass normale 
außergerichtliche Mahnungen, also 
private Zahlungsaufforderungen, 
nicht ausreichen, um zum Ziel zu 
kommen, selbst wenn sie mehrfach 
schriftlich und in Form eines einge-
schriebenen Briefes erfolgen. Re-
agiert der Schuldner nicht darauf, 
so kann er den Anspruch im neuen 
Jahr dennoch abwehren.� ❙ 

AUTORIN
FRAUKE HENNIG
Stellvertretende 
Leiterin, Recht  
und Steuern,  
IHK Frankfurt
f.hennig@frank- 
furt-main.ihk.de

STEUERFÄLLIGKEITEN IM  
DEZEMBER

Staatssteuern
Am 10. Dezember 2013 werden 
fällig: Vorauszahlung auf die Kör-
perschaftsteuer sowie die Einkom-
mensteuer einschließlich Solida-
ritätszuschlag und gegebenenfalls 
Kirchensteuer der Veranlagten für 
das vierte Quartal 2013.
Umsatzsteuer- / Mehrwertsteu-
er-Vorauszahlung für den Monat 
November 2013 der Monatszah-
ler. Monatszahler ist jeder Unter-
nehmer, dessen Umsatzsteuer im 
Kalenderjahr 2012 mehr als 7 500 
Euro betragen hat; Monatszah-
ler sind auch solche Unternehmer, 
die ihre berufliche oder gewerb-
liche Tätigkeit im Jahr 2012 oder 
2013 aufgenommen haben (Exis-
tenzgründer).

Im November 2013 einbehalte- 
ne Lohn- und Kirchensteuer  
sowie einbehaltener Solidaritäts-
zuschlag, wenn die für das Ka-
lenderjahr 2012 abzuführende 
Lohnsteuer mehr als 4 000 Euro 
betragen hat.
Im November 2013 einbehaltene 
Bauabzugsteuer (Abführung an 
das für den beauftragten Bauun-
ternehmer zuständige Finanzamt; 
Infos online unter www.finanz-
amt.de).

STEUERFÄLLIGKEITEN IM JANUAR

Staatssteuern
Am 10. Januar 2014 werden fällig: 
Umsatzsteuer- / Mehrwertsteu-
er-Vorauszahlung für den Monat 
Dezember 2013 der Monatszah-
ler. Monatszahler ist jeder Unter-
nehmer, dessen Umsatzsteuer im 

Kalenderjahr 2012 mehr als 7 500 
Euro betragen hat; Monatszah-
ler sind auch solche Unternehmer, 
die ihre berufliche oder gewerb-
liche Tätigkeit im Jahr 2012 oder 
2013 aufgenommen haben (Exis-
tenzgründer).
Umsatzsteuer- / Mehrwertsteu-
er-Vorauszahlungen für das vierte 
Quartal 2013 der Vierteljahreszah-
ler, wenn die Umsatzsteuer im Ka-
lenderjahr 2012 nicht mehr als 
7 500 Euro betragen hat.
Hat die Umsatzsteuer im Ka-
lenderjahr 2012 nicht mehr als 
1 000 Euro betragen, kann das 
Finanzamt den Unternehmer von 
der Verpflichtung zur Abgabe der 
Voranmeldungen und Entrich-
tung der Vorauszahlungen be-
freien.
Im Dezember 2013 einbehalte- 
ne Lohn- und Kirchensteuer  

sowie einbehaltener Solidaritäts-
zuschlag, wenn die für das Ka-
lenderjahr 2012 abzuführende 
Lohnsteuer mehr als 4 000 Euro 
betragen hat.
Für das vierte Quartal 2013 einbe-
haltene Lohn- und Kirchensteuer 
sowie einbehaltener Solidaritäts-
zuschlag, wenn die für das Kalen-
derjahr 2012 abzuführende Lohn-
steuer mehr als 1 000 Euro, aber 
nicht mehr als 4 000 Euro betra-
gen hat.
Im Dezember 2013 einbehaltene 
Bauabzugsteuer (Abführung an 
das für den beauftragten Bauun-
ternehmer zuständige Finanzamt; 
Infos online unter www.finanz-
amt.de).

Kommunale Steuern
Am 15. Januar 2014 wird die 
Spielapparatesteuer fällig.

Recht und Steuern

http://www.draht-weissbaecker.de
http://www.stier-rolladen.de
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RÜCKBLICK

JAHRESSTEUERGESETZ LIGHT
Aufgrund der aktuellen politischen Lage ist derzeit unklar, wie es steuerlich in Deutschland weitergeht.  
Daher gibt es auch nicht, wie sonst üblich, zum Jahresende ein neues Jahressteuergesetz.

Das sogenannte Amtshilferichtli-
nie-Umsetzungsgesetz (Amtshil-
feRLUmsG) umfasst weitgehend 
die vorgesehenen Regelungen des 
gescheiterten Jahressteuergesetzes 
2013. Deshalb wurde es oftmals 
auch als Jahressteuergesetz light 
bezeichnet. Ziel des Gesetzes war 
es insbesondere, ungewollte Steu-
ergestaltungen zu verhindern und 
das deutsche Steuerrecht an das 
EU-Recht anzupassen.

Einkommensteuer
Im Rahmen des AmtshilfeRLUmsG 
wurde im Bereich der Einkommen-
steuer unter anderem die korres-
pondierende Besteuerung bei hyb-
riden Finanzierungen eingeführt. 
Danach sind bei grenzüberschrei-
tenden Finanzierungen Dividen-
den im Inland nur dann teilweise 
steuerfrei, wenn sie im Quellen-
staat keine Betriebsausgabe dar-
stellen. Bisher konnten auslän-
dische Kapitalgesellschaften im Fall 
einer Finanzierung durch einen in-
ländischen Geldgeber die von ih-
nen erbrachte Vergütung als Zins-
aufwand steuermindernd geltend 
machen, während diese gleich-
zeitig beim inländischen Geldge-
ber teilweise steuerbefreit war. Ab 
dem Veranlagungszeitraum 2014 
wird nun dieser doppelte Steuer-
nachlass verhindert. Dies gilt auch 
für die Gewährung der Steuerfrei-
heit von Dividenden im Rahmen der 
Körperschaftsteuer.

Eine weitere nennenswerte Än-
derung im Einkommensteuergesetz 
betrifft das viel diskutierte Steu-
ersparmodell „Goldfinger“. Typi-
scherweise beteiligte sich im Rah-
men dieses Steuersparmodells ein 

deutscher Steuerpflichtiger mit ho-
hem zu versteuernden Einkommen 
an einer gewerblich tätigen auslän-
dischen Personengesellschaft, de-
ren Einkünfte in Deutschland nach 
einem Doppelbesteuerungsabkom-
men steuerfrei sind, jedoch dem 
Progressionsvorbehalt unterliegen. 
Erweiterte die Personengesellschaft 
nun ihr Umlaufvermögen um zu-
gekaufte Wirtschaftsgüter (zum 
Beispiel Gold), wurden diese An-
schaffungskosten im Jahr der An-
schaffung in voller Höhe als Be-
triebsausgaben berücksichtigt. 

Dies führte dazu, dass aufgrund 
des negativen Progressionsvorbe-
halts der inländische Steuersatz des 
Gesellschafters deutlich gemindert 
wurde. Im Jahr der Veräußerung des 

Umlaufvermögens wirkte sich der 
entstandene steuerfreie Gewinn 
geringfügig oder gar nicht aus, da 
der Steuersatz aufgrund des Pro-
gressionsvorbehalts nicht über dem 
Spitzensteuersatz liegen darf. Die-
se Anwendung des negativen Pro-
gressionsvorbehalts wird zukünf-
tig dadurch eingeschränkt, dass der 
Aufwand aus der Anschaffung von 
Umlaufvermögen erst im Jahr der 
Veräußerung beziehungsweise Ent-
nahme des Umlaufvermögens pro-
gressionsmindernd berücksichtigt 
werden kann.

Lohnsteuer
Durch das AmtshilfeRLUmsG wur-
de die Lohnsteuer-Nachschau als 
ein weiteres Instrument zur Be-

LINKS ZUM THEMA

❙❙ Schreiben des Bundes-
finanzministeriums (BMF) 
vom 7. August 2013: www.
bundesfinanzministerium.
de (Suchbegriffe „Anwen-
dungsschreiben Elstam“)
❙❙ BMF-Schreiben vom  

30. September 2013: www.
bundesfinanzministerium.
de (Suchbegriffe „Reform 
Reisekostenrecht“)
❙❙ BMF-Schreiben vom  

25. Oktober 2013: www.
bundesfinanzministerium.de 
(Suchbegriffe „Umsatzsteu-
er Rechnungen“)
❙❙ BMF-Schreiben vom  

16. September 2013: www.
bundesfinanzministerium.
de (Suchbegriffe „Umsatz-
steuer Nachweise“)

Recht und Steuern
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WIRTSCHAFTSPRÜFUNG UND STEUERBERATUNG

kämpfung von Schwarzarbeit und 
Feststellung von Scheinarbeits-
verhältnissen eingeführt. Anders 
als bei der Lohnsteuer-Außenprü-
fung wird dem Steuerpflichtigen 
nicht im Vorfeld die Prüfung an-
geordnet und angemessene Zeit 
vor Prüfungsbeginn bekannt ge-
geben. Die Nachschau findet 
also ohne vorherige Ankündi-
gung während der üblichen Ge-
schäfts- und Arbeitszeiten statt, 
wobei auf Verlangen sämt-
liche Lohn- und Gehaltsunterla-
gen, Aufzeichnungen, Bücher et  
cetera vorzulegen sind.

Des Weiteren wurde im Rah-
men des Gesetzes der Übergang 
von der Lohnsteuerkarte zur Ein-
führung der elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmale (Elstam) 
geregelt. Die Arbeitgeber sind 
grundsätzlich verpflichtet, spä-
testens für den letzten im Kalen-
derjahr 2013 endenden Lohnzah-
lungszeitraum die elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale ihrer 
Arbeitnehmer abzurufen.

Umsatzsteuer
Die Definition des „im Ausland an-
sässigen Unternehmers“ im Kon-
text des Reverse-Charge-Verfah-
rens nach § 13b UStG wurde durch 
das AmtshilfeRLUmsG erweitert. 

Danach gilt ein Unternehmer 
auch dann als im Ausland ansäs-
sig, wenn er zwar einen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat, der Sitz seiner wirt-
schaftlichen Tätigkeit jedoch im 
Ausland liegt. Des Weiteren gilt 
nach den neuen Regelungen ein 
ausländischer Unternehmer mit ei-
ner inländischen Betriebsstätte als 
„im Ausland ansässig“, wenn sei-
ne inländische Betriebsstätte an 
der Leistungserbringung nicht be-
teiligt ist. 

Außerdem wurden die Re-
gelungen zu den Rechnungsan-
forderungen erweitert. So muss 
beispielsweise ein Rechnungsdo-
kument das Wort „Gutschrift“ be-
inhalten, soweit ein leistender 
Unternehmer und sein Leistungs-
empfänger die Abrechnung durch 
den Leistungsempfänger verein-
bart haben. 

Des Weiteren muss bei der 
umgekehrten Steuerschuldner-
schaft (Reverse-Charge) die Rech-
nung künftig grundsätzlich die An-
gabe „Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers“ enthalten. 

Für Ausgangsumsätze, die in 
einem anderen EU-Mitgliedsstaat 
umsatzsteuerbar sind, ist der leis-
tende Unternehmer verpflichtet, 
innerhalb von 15 Tagen nach Ab-

lauf des Monats, in dem die Leis-
tung ausgeführt wurde, eine 
Rechnung auszustellen. Wird eine 
innergemeinschaftliche Lieferung 
ausgeführt, ist der leistende Un-
ternehmer ebenfalls verpflichtet, 
innerhalb von 15 Tagen nach Ab-
lauf des Monats, in dem die Liefe-
rung ausgeführt wurde, eine Rech-
nung auszustellen. 

Erbschaftsteuer
Im Rahmen der Erbschaft- oder 
Schenkungsteuer begünstigt der 
Gesetzgeber grundsätzlich die 
Übertragung von Betriebsvermögen, 
damit ein Unternehmen beispiels-
weise nicht aufgrund der steuer-
lichen Belastung mit Erbschaft-
steuer verkauft oder Mitarbeiter 
entlassen werden müssen. Nicht 
begünstigt werden soll jedoch die 
Übertragung privaten Geldvermö-
gens. Bisher war es jedoch mit so-
genannten Cash-GmbHs möglich, 
privates Geldvermögen als Betriebs-

vermögen zu deklarieren, um so-
mit Erbschaftsteuer zu vermeiden. 
Durch das AmtshilfeRLUmsG wur-
de das Erbschaftsteuergesetz nun 
verschärft und diese Möglichkeit 
eingeschränkt. 

Grunderwerbsteuer
Der Grunderwerbsteuer unterliegt  
neben dem klassischen Grund-
stückskauf unter bestimmten Vo-
raussetzungen auch der Kauf von 
Beteiligungen, denen inländische 
Grundstücke gehören. In der Ver-
gangenheit war es durch steuer-
liche Gestaltungen (bekannt als 
sogenannte Real Estate Transfer 
Tax-Blocker – Rett-Blocker) mög-
lich, die Grunderwerbsteuer für sol-
che Fälle zu vermeiden. Diese Lücke 
hat der Gesetzgeber erkannt und im 
Rahmen des AmtshilfeRLUmsG das 
Grunderwerbsteuergesetz so geän-
dert, dass auch die Rett-Blocker-
Strukturen der Besteuerung unter-
liegen.� ❙

AUTOREN
SVEN OBERLE
Partner, Deloitte & 
Touche, Frankfurt
soberle@deloitte.de

MAIDA MULIC
Manager, Deloitte & 
Touche, Frankfurt
mmulic@deloitte.de

Recht und Steuern

http://www.gkrw.de
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HANDELS- UND GESELLSCHAFTSRECHT

ANZEIGE

ARBEITSRECHT, VERTRAGSRECHT, HANDELS- UND 
GESELLSCHAFTSRECHT

INKASSO / WIRTSCHAFTSRECHT

ARBEITSRECHT

BAU- UND ARCHITEKTENRECHT

http://www.schroederbusse.de
http://www.kanzleigroll.de
http://www.meides.de
http://www.k44.de
http://www.anwaltskanzlei-loeffler.de
http://www.recht-hilfreich.de
http://www.wfRechtsanwaelte.de
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ANZEIGE

VERTRAGS- UND HANDELSRECHT

VERSICHERUNGSRECHT 
SCHADEN, HAFTUNG, REGRESS ZIVIL- UND WIRTSCHAFTSRECHT

WETTBEWERBSRECHT/MARKEN- UND URHEBERRECHT

http://www.rae-huellen.de
http://www.kanzlei-mn.de
http://www.faerberhutzel.de
http://www.lex.tm
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IHK-Ehrenamt

Der Erfolg unserer hiesigen Unternehmen 
auf den internationalen Märkten ist ein 
wesentlicher Treiber für Wohlstand und 

Beschäftigung in FrankfurtRheinMain und in 
ganz Hessen. Dieses Wechselverhältnis hat 
viele Facetten, wird aber an einer Zahl beson-
ders augenscheinlich. So beträgt gegenwärtig 
in der Industrie im Bereich der IHK Frankfurt 
der Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamt-
umsatz beeindruckende 61 Prozent. Für Hessen 
insgesamt sind es immerhin 53 Prozent. Für die 
Unternehmen im IHK-Bezirk war das Jahr 2013 
im bisherigen Verlauf auch deshalb ein alles in 
allem gutes Jahr, weil sich die weltweite Nach-
frage nach deren Produkten weiterhin auf ho-
hem Niveau bewegt. 

Offensichtlich ist aber auch, dass die Ent-
wicklung auf den Weltmärkten sehr unter-
schiedlich verläuft. In Teilen Europas etwa, ist 
die Schuldenkrise nach wie vor nicht überwun-
den. Ihre Auswirkungen und der schleichende 
Verlust der Wettbewerbsfähigkeit, der insbe-
sondere in Südeuropa zutage getreten ist, läh-
men die Realwirtschaft. Das macht auch den 
Unternehmen im IHK-Bezirk zu schaffen, im-
merhin gehen gut 56 Prozent der deutschen 
Exporte in den EU-Raum. Aus China, mittler-
weile zweitwichtigster Exportmarkt außerhalb 
der EU, kommen im Moment keine zusätzlichen 
Impulse. Andererseits hat das Geschäft in den 
USA, dem wichtigsten Auslandsmarkt hessischer 
Unternehmen, wieder deutlich zugenommen.

Dieses Bild macht deutlich, wie wichtig es 
ist, sich im Auslandsgeschäft breit aufzustellen 
und Chancen auch in neuen Märkten zu ergrei-
fen. Der Hessische Außenwirtschaftstag, der am 
2. Juli in der IHK Frankfurt stattfand, bot das ide-
ale Forum, um solche Chancen aufzuzeigen. Über 
400 Teilnehmer nutzten die Länder- und Regio-
nalworkshops und die Beratungsgespräche mit 
Vertretern deutscher Auslandshandelskammern 
aus aller Welt. Die Sieger des Hessischen Export-
preises gaben ganz praktische Bespiele dafür, wie 

auch kleine und mittelständische Unternehmen 
mit innovativen Strategien neue Auslandsmärk-
te erfolgreich erobern können. Die Mitglieder des 
Ausschusses haben persönlich oder mit Vertretern 
ihrer Unternehmen ganz wesentlich zur hohen 
Qualität und zum Erfolg beider Veranstaltungen 
beigetragen – sei es als Mitglied in der Jury, als 
Laudator für einen Preisträger des Hessischen Ex-
portpreises oder als Panelteilnehmer.

Der Blick auf interessante Märkte, die nicht 
unbedingt im Fokus der Aufmerksamkeit ste-
hen, ist immer wieder auch ein Thema bei den 
Sitzungen des Ausschusses. So berichtete in der 
Frühjahrssitzung der stellvertretende Präsident 
der Deutsch-Peruanischen Industrie- und Han-
delskammer, Eduardo Benavides, über die wirt-
schaftliche Erfolgsgeschichte Perus, die auch 
deutschen Unternehmen zahlreiche Chancen 
bei vorteilhaften Rahmenbedingungen bietet.

Ein anderes Themenfeld der Ausschussar-
beit sind die ganz praktischen Rahmenbedin-
gungen des internationalen Geschäftsverkehrs, 

also insbesondere Zoll- und Exportkontrollfra-
gen, Visathemen oder Sicherheitsbestimmungen 
im Frachtverkehr. Hierzu gehören auch neue Si-
cherheitsregeln in der Luftfracht – Stichwort 
Bekannter Versender – die Ende April endgül-
tig in Kraft getreten sind. Für Exporteure ist 
die Zertifizierung als Bekannter Versender mit 
erheblichen Anforderungen verbunden. Die 
Diskussion im Ausschuss spiegelte das posi-
tive Meinungsbild wider, dass die für die Über-
gangszeit vielfach befürchteten Verzögerungen 
in der Frachtabfertigung an den Flughäfen bis-
her weitgehend ausgeblieben sind.� ❙

AUSSENWIRTSCHAFTSAUSSCHUSS

TREFFPUNKT DER EXPORTWIRTSCHAFT
Der Hessische Außenwirtschaftstag und die Verleihung des Hessischen Exportpreises, die Anfang Juli stattfanden,  
waren wichtige Veranstaltungen im Terminkalender der Mitglieder des IHK-Außenwirtschaftsausschusses. 

AUTOR
STEFAN MESSER
Vizepräsident und Vorsitzender, 
Außenwirtschaftsausschuss,  
IHK Frankfurt, und Vorsitzender 
der Geschäftsführung, Messer 
Group, Bad Soden, stefan.
messer@messergroup.com

Während des Hessischen Außenwirtschaftstags nutzen viele Unternehmen die Möglichkeit, sich von Vertre-
tern deutscher Auslandshandelskammern über Marktchancen in Auslandsmärkten beraten zu lassen.
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Die IHK Frankfurt hat als eine der ersten 
deutschen IHKs 1989 einen Ausschuss 
für Tourismus eingerichtet. Neben der 

Beratungsaufgabe haben sich die Mitglieder 
des Ausschusses auf die Fahnen geschrieben, 
sich in die Gremien der Industrie- und Handels-
kammer einzubringen und insbesondere dazu 
beitragen zu wollen, die touristische Qualität 
in der Region weiter zu verbessern. 

Insgesamt rund 35 Unternehmer aus der sehr 
heterogenen Tourismusbranche - aus Hotellerie 
und Gastronomie, Vertreter von Reisebüros und 
Reiseveranstaltern, Verkehrsbetrieben, kommu-
nalen Tourismusinstitutionen sowie touristische 
Dienstleister – diskutieren im Ausschuss, wie die 
Interessen und Belange der Branche in Frank-
furt und seinem Umland Hochtaunus und Main-
Taunus berücksichtigt werden können. Sie sind 
das Sprachrohr der Wahlgruppe Tourismus, die 
mit rund 14 500 Unternehmen eine der größten 
Wahlgruppen der IHK Frankfurt darstellt. 

Dabei geht es auf regionaler Ebene um The-
men, die für das direkte Umfeld der Unternehmen 
im Bezirk der IHK Frankfurt selbst relevant sind, 
auf hessischer Ebene um Fragen der Landespoli-
tik sowie auf Bundes- und Europaebene um An-
gelegenheiten, die im Schulterschluss mit den 80 
Industrie- und Handelskammern in Deutschland 
unter dem Dach des DIHK behandelt werden. 

Studien belegen, dass die Tourismusbran-
che auch in FrankfurtRheinMain bemerkens-
werte ökonomische Eckdaten vorzuweisen hat. 
So resultieren beispielsweise in Frankfurt aus 
der touristischen Nachfrage rund 3,9 Milliarden 
Euro Bruttoumsatz, und der touristische Beitrag 
zum Steueraufkommen beläuft sich auf eine 
Größenordnung von 84,5 Millionen Euro. Die 
Bilanz der wirtschaftlichen Effekte durch die 
Tourismusnachfrage in der Region ist beein-
druckend. Denn egal, ob Tagesausflügler oder 
langzeitreisender Business-Gast, egal ob aus-
ländische Besucher, innerdeutsch reisende Gäs-
te oder Deutsche, die ins Ausland reisen, egal ob 

Museumsbesucher oder Gast in der klassischen 
Szene- oder gehobenen Gastronomie: Für fast 
alle nur denkbaren Urlaubs- und Reisewünsche 
sowie Ansprüche im Konsum- und Freizeitver-
halten hat die Tourismusbranche jetzt schon 
die passenden Angebote. 

Dennoch wird die Branche und deren Wirt-
schaftskraft häufig unterschätzt – vielfach auch 
deshalb, weil oft nur die Inhaber der Beher-
bergungsbetriebe zu den Akteuren der Touris-
musbranche gezählt werden. Vom Tourismus als 
klassischer Querschnittsbranche profitieren aber 
auch Verkehrsbetriebe, der Einzelhandel und 
Dienstleistungsunternehmen. Kurz, vom Tou-
rismus profitiert der gesamte Standort.

In den vergangenen Jahren hat Frankfurt 
etliche Rekordmarken erreicht. Sei es im Be-
reich der Übernachtungen im Privat- als auch 
im Geschäftsreiseverkehr oder im Bereich der 
Tagungen und Kongresse. Frankfurt übertrifft 
sich selbst und ist als Flaggschiff der Region 
FrankfurtRheinMain Teil einer der wirtschaft-

lich dynamischsten und leistungsstärksten Re-
gionen Europas. Der Taunus weist ebenfalls eine 
erfreuliche Entwicklung als Ziel für Tagestou-
risten und Kurzurlauber auf. Dennoch darf sich 
die überwiegend mittelständisch geprägte Tou-
rismusbranche nicht auf den errungenen Lor-
beeren ausruhen. Für die Zukunft gilt es, die 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft so zu 
gestalten, dass sich die Unternehmer auf ihre 
Kernkompetenzen konzentrieren können –  
nämlich kontinuierlich innovative Produkte und 
Dienstleistungen zu entwickeln und als Gast-
geber für die Welt anzubieten.� ❙

AUSSCHUSS FÜR TOURISMUS

NEUE BESTMARKEN GESETZT
Die Kernaufgabe des IHK-Ausschusses für Tourismus ist es, sowohl die Vollversammlung als auch die Geschäfts- 
führung in politischen und wirtschaftlichen Fragen hinsichtlich touristischer Belange zu beraten. 

AUTOR
THOMAS REICHERT
Vizepräsident und Vorsitzender, 
Ausschuss für Tourismus, IHK 
Frankfurt, und Geschäftsführer, 
Haxen-Reichert, Frankfurt
info@haxen-reichert.de

Alte Oper in Frankfurt.
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Industrie- und Handelskammer 
Frankfurt am Mai n 

AKTENEINLAGERUNG

ARBEITSSCHUTZ

BERATUNG & KOMMUNIKATION

BETRIEBSAUFLÖSUNG

Kaufe kpl. Betriebe aller Art
thomas.lerch@lerch.net

BÜROEINRICHTUNG

CONTAINER

DETEKTEI

DISCOUNT-BROKER

www.financegate4you.de

ENTSORGUNG

EXPORTBERATUNG – JAPAN

Verkaufen Sie schon nach Japan? 
www.euro-japan-consult.de

FAMILIENRECHT

Trennung / Scheidung?
30 Jahre Erfahrung im Familien- 
recht, bes. intern. Familienrecht
www.familienr.de

FOTOGRAFIE

www.Thelenphoto.com

 HALLENBAU

VERMIETUNG IMMOBILIEN

http://www.reisswolf-frankfurt.de
http://www.akteneinlagerung.de
http://www.ehs-management.eu
http://www.aufischi.de
http://www.unionzeiss.de
http://www.mandausch.de
http://www.detektiv-lux.de
http://www.mandausch.de
http://www.andre-michels.de
http://www.hermann-immobilien.de
http://www.adler-immobilien.de
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IMMOBILIEN

KONFLIKTMANAGEMENT  
UND MEDIATION

Konfliktklärung und -lösung
im Wirtschafts- und Arbeitsrecht

Die Alternative zur gerichtlichen
Auseinandersetzung!
Info: www.adribo.com

mediator.fritz@gmx.net
Tel.: (069) 95530457

PRIVATE 
KRANKENVERSICHERUNG

LOGISTIKIMMOBILIEN

LOHN- UND 

GEHALTSABRECHNUNG

MEDIATION IM BAU- UND 

IMMOBILIENBEREICH

www-mediation-dk.de 
Tel.: 069-69598883 

MITTELSTANDSFINANZIERUNG

TELEFONANLAGEN

Eine echte Alternative
Testen Sie jetzt die virtuelle
VoIP-Telefonanlage VTK-EASY
www.sip-telefonanlagen.de

UNTERNEHMENSBERATUNG

www.konzept-check.de

WORK-LIFE-BALANCE

www.Solus-Studio.de

Wir wünschen unseren Kunden  

ein besinnliches Weihnachtsfest und  

einen guten Start ins neue Jahr!

Wir bedanken uns für Ihr Vertrauen.
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http://www.manfred-plessen.dkv.com
http://www.segro-ne.com
http://www.machgmbh.com
http://www.hallenbau-merkl.de
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DIENSTJUBILÄEN  
IM DEZEMBER

35 Jahre
Gerlinde Solty, Deutscher  
Fachverlag, Frankfurt

25 Jahre
Silvia Schick, Samson  
Mess- und Regeltechnik,  
Frankfurt
Nazli Simsek, Galeria-Kaufhof, 
Frankfurt

DIENSTJUBILÄEN IM JANUAR

40 Jahre
Traute Tobisch, Samson Mess- und 
Regeltechnik, Frankfurt

25 Jahre
Olaf Bienert, Ronald Göhler, Georg  
Zaborowski, Poly-clip System, 
Hattersheim
Jürgen Schreiner, Rudolf Skolda, 
Gerlinde Thoms, Beate Neumann, 
Samson Mess- und Regeltechnik, 
Frankfurt

Öffnungszeiten der IHK Frankfurt 
zwischen den Jahren
Die IHK Frankfurt, Börsenplatz 4,  
Frankfurt, das IHK-Service-Cen-
ter, Schillerstraße 11, Frank-
furt, und die Geschäftsstel-
le Bad Homburg, Louisenstraße 
105, sind zwischen Weihnach-
ten und Neujahr geöffnet. Die 
Geschäftsstelle Hofheim bleibt 

geschlossen. Sie erreichen uns 
am Freitag, 27. Dezember, von 
8 bis 16 Uhr, und am Montag, 
30. Dezember, von 8 bis 17 Uhr. 
Die IHK Frankfurt wünscht Ihnen 
ein gesegnetes Weihnachtsfest 
und ein gesundes, erfolgreiches 
Jahr 2014.
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Dr. Alexander Theiss
Dr. Alexander Theiss (39) 
ist neuer Geschäftsfüh-
rer Standortpolitik der 
IHK Frankfurt. Von Ok-
tober 2010 bis Septem-
ber 2013 war er stell-
vertretender Leiter des 
Geschäftsfelds Stand-
ortpolitik. Theiss ist seit 2006 in 
verschiedenen Funktionen in der 
IHK Frankfurt tätig. Zu seinem The-
menspektrum gehörten die Bau- 
und Immobilienwirtschaft sowie 
Themen rund um die Metropol-
region FrankfurtRheinMain. Der 
neue Geschäftsführer hat Geo-
grafie in Frankfurt studiert und 

auch an der Goethe-
Universität promoviert. 
Theiss übernimmt im 
Geschäftsfeld Stand-
ortpolitik die Betreu-
ung der Mitgliedsbe-
triebe in den Branchen 
Einzelhandel, Touris-

mus und Verkehr. Zu seinem Auf-
gabenfeld zählen darüber hinaus 
die Themenbereiche Stadtentwick-
lung sowie das Prüfungswesen 
im Verkehrsgewerbe. Theiss folgt 
auf Dr. Andreas Freundt, der zum  
1. Oktober als designierter Haupt-
geschäftsführer zur IHK Aschaffen-
burg wechselte.� ❙

http://www.zarbock.de
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Thomas Frericks
Am 14. November feierte Tho-
mas Frericks seinen 50. Ge- 
burtstag. In 2005 trat er die 
Nachfolge von Dr. Harald 
Dombrowski als Alleinge-
schäftsführer des Facto-
ringanbieters EKF Finanz 
Frankfurt mit Sitz in Hofheim an. Sei-
ne berufliche Laufbahn begann er 
1987 als Bankkaufmann in der Deut-
schen Bank. Nach seinem Betriebs-
wirtschaftsstudium in Münster und 
der Traineeausbildung in der Frank-
furter Zentrale folgte unter anderem 
eine dreijährige Auslandstätigkeit für 

die Großbank. Anschließend 
zeichnete er für das Bank-
haus Lampe für das mit-
telständische Firmenkun-
dengeschäft in Südhessen, 
Baden-Württemberg und 
Bayern verantwortlich. 

Neben seinen beruflichen Verpflich-
tungen engagiert sich Thomas Frericks 
im Ausschuss Finanzdienstleistungen 
der IHK Frankfurt und als Mitglied im 
Bundesverband Factoring für den Mit-
telstand (BFM). Seit 2005 ist er zu-
dem ehrenamtlicher Handelsrichter am 
Landgericht Frankfurt.� ❙

Andreas Heilemann
Am 16. November feierte 
Andreas Heilemann, Ge-
schäftsführer, Additive Soft- 
und Hardware für Technik 
und Wissenschaft, Fried-
richsdorf, seinen 50. Ge-
burtstag. Bereits während 
seines Studiums als Wirtschaftsingeni-
eur an der FH Gießen-Friedberg entwi-
ckelte und vermarktete er ein ERP-Sys-
tem für mittelständische Unternehmen. 
Aus seiner Diplomarbeit „Planungsauf-
gaben bei einer Unternehmensgrün-
dung und Gründungsstudie für eine 
innovative High-Tech Softwarever-

triebsfirma“ ging 1989 das 
Unternehmen Additive her-
vor. Seit 2012 ist Heilemann 
deren alleiniger Geschäfts-
führer und Inhaber. Neben 
der Arbeit im Unternehmen 
engagiert er sich als Royal- 

Ranger-Kinderbetreuer unter ande-
rem für soziale Belange. Seit 2011 ist 
er zudem Mitglied des IHK-Ausschus-
ses Kleine und Mittlere Unternehmen. 
Heilemann ist im Wirtschaftsbeirat der 
Stadt Friedrichsdorf sowie Sprecher der 
Säule Industrie im Gewerbeverein Ak-
tives Friedrichsdorf.� ❙
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